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Ludger Kühnhardt

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
vom 10. Dezember 1948

i.

Am 6. Januar 1941 trug der amerikanische Präsi-
dent Franklin D. Roosevelt dem Kongreß der USA 
seine Jahresbotschaft vor. Er formulierte Prinzi-
pien, auf denen die Nachkriegsentwicklung gegrün-
det werden müsse. Frieden, internationale Sicher-
heit, Stabilität und der Schutz der Menschenrechte 
sollten die Eckpfeiler des Neubeginns werden. 
Roosevelts Worte wurden zum Programm einer 
neuen Epoche in der Geschichte der Menschen-
rechte, seine vier Freiheiten zur Signatur des Neu-
beg 1inns ).

In der „Atlantik-Charta“, die Präsident Roosevelt 
und Englands Premierminister Winston Churchill 
am 14. August 1941 unterzeichneten, wurde der 
Gedanke der Menschenrechte vertieft.' Frieden 
solle in aller Welt errichtet werden, um sicherzu-
stellen, daß alle Menschen ihr Leben in Freiheit von
Furcht und Not führen könnten. Auf der Konferenz 
von Dumbarton Oaks, auf der Vertreter der USA, 
Großbritanniens, der Sowjetunion und Chinas die 
Gründung der Vereinten Nationen vorbereiteten, 
um die Lösung internationaler wirtschaftlicher, so-
zialer und humanitärer Probleme zu erleichtern, 
wurde das Menschenrechtsthema erneut aufgegrif-
fen.

Die Gründungscharta der Vereinten Nationen 
nahm schließlich in mehreren entscheidenden Zu-
sammenhängen Bezug auf die Menschenrechte. In 
der Präambel bekräftigten die Völker der Verein-
ten Nationen „faith in fundamental human rights, in 
the dignity and worth of the human person, in the 
equal rights of men and women and of nations large 
and small“*). Der universelle Schutz und Respekt 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten wurde 

1) Vgl. Thomas G. Paterson (Hrsg.), Major problems in 
American foreign policy, II. Vol., Lexington 19842, 
S. 167 f.
2) United Nations, Department of Public Information, The 
United Nations and Human Rights, New York 1984, S. 2.

3) Jost Delbrück, Menschenrechte und Grundfreiheiten im 
Völkerrecht, München 1982, S. 11.

zum Bestandteil des Selbstverständnisses und zum 
Credo der Selbstverpflichtung der neuentstehenden 
Weltorganisation.

Im Rahmen des Völkerbundes waren einzelne 
Rechte der Menschen oder Schutzklauseln für Min-

derheiten postuliert worden. Nun aber, am Ende 
des furchtbaren Zweiten Weltkrieges, erfüllt vom 
Geist der Auflehnung gegenüber dem verbrecheri-
schen Regime des Nationalsozialismus und seinen 
Folgen, entfaltete die Menschenrechtsidee eine 
durchschlagende Wirksamkeit und etablierte sich 
als ein Grundprinzip des Völkerrechts. Durch die 
Bekundung von individuellen Menschenrechten 
wurde eine „abgeleitete Rechtsträgerschaft“3) des 
Einzelmenschen manifest, das Individuum sollte als 
Völkerrechtssubjekt vertiefte Würdigung und Si-
cherheit erfahren.

Im Geist dieser Ideale begannen nach der Grün-
dung der Vereinten Nationen mehr als zweijährige 
harte Verhandlungen über eine UNO-Menschen- 
rechtserklärung. Eine Menschenrechtskommission 
wurde im Januar 1947 errichtet und Eleanor Roose-
velt, die Witwe des 32. Präsidenten der USA, zur 
Vorsitzenden gewählt. Diese Dame, die von 1946 
bis 1952 die UNO-Delcgation der Vereinigten Staa-
ten anführte, rückte in den Mittelpunkt des inter-
nationalen Menschenrechtsinteresses. Noch ein 
Jahr zuvor hatte sie ihren fehlenden Erfahrungshin-
tergrund in internationalen Treffen beklagt; plötz-
lich war sie verantwortlich für den Entwurf einer 
„International Bill of Human Rights“, zusammen 
mit so bemerkenswerten Persönlichkeiten wie Rene 
Cassin aus Frankreich, Charles Malik aus dem Li-
banon, Carlos P. Romulo von den Philippinen und 
Alexander Borisov und Alexej Pawlov aus der 
UdSSR. Nicht unerwähnt bleiben darf der wichtige 
Beitrag von John P. Humphrey, dem damaligen 
Direktor der UNO-Menschenrechtsabteilung.

Die Menschenrechtskommission sollte zunächst ei-
nen Menschenrechtspakt formulieren, der als Ver-
tragsdokument rechtsbindend für alle Signatarstaa-
ten werden würde. Aus der Einsicht ihres pragma-
tischen Denkens heraus schlug Eleanor Roosevelt 
stattdessen vor, daß zunächst eine Menschenrechts-
erklärung verabschiedet werden müsse — als Prin-
zipienkatalog, der rascher formuliert werden 
könnte als ein kompliziertes Vertragssystem. Sie 



fürchtete die immer offener aufbrechenden ideolo-
gischen Differenzen im Zeichen des Kalten Krie-
ges, ebenso aber, daß ihr heimischer US-Senat ei-
nen Vertrag ablehnen könnte, der formaljuristische 
Verpflichtungen darüber enthalten würde, wie die 
USA ihre eigenen Bürger behandeln sollten.

Mrs. Roosevelt gewann die Debatte um die Form, 
doch damit begann erst die eigentliche Arbeit, ho-
ben die eigentlichen Kontroversen um den Inhalt 
an. Die Gruppe, die zusammentrat, um die Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte zu entwer-
fen, repräsentierte sehr vielfältige kulturelle, philo-
sophische, religiöse und politische Traditionen. Um 
den Tisch saßen die geistigen Enkel und Erben 
eines Konfuzius, Jesus Christus und Thomas von 
Aquin, John Locke und Thomas Jefferson, Karl 
Marx und Wladimir Iljitsch Lenin. Man traf sich in 
Mrs. Roosevelts Haus am Washington Square in 
New York und später auch in Genf und Paris. Die 
Dame bestand darauf, daß die Erklärung für alle 
Religionen, Kulturen und Ideologien akzeptabel 
sein müsse. Außerdem machte sie sich zum Advo-
katen jener Mehrheit der Weltbevölkerung, die 
Rechtstexte auch ohne juristische Ausbildung ver-
stehen will.

Die Diskussionen wurden immer deutlicher vom 
Geist und Ungeist des Kalten Krieges überschattet. 
„Freiheit" und „Demokratie“ meinten, je länger die 
Diskussion darüber dauerte, sehr Unterschiedli-
ches für Russen und Amerikaner. Die Kriegsallianz 
war zerbrochen, die tiefgreifenden Unterschiede, ja 
Gegensätze, die in der Koalition gegen das Nazire-
gime überbrückt worden waren, brachen sich ihre 
fast zwangsläufige Bahn. Die Sowjets wollten eine 
Klausel hinter jedem Artikel der Erklärung, wo-
nach es in der Vollmacht des einzelnen Staates lie-
gen müsse, ob ein Recht auch tatsächlich eingehal-
ten werden solle oder nicht. Zugleich drängten sie 
darauf, auch wirtschaftliche und soziale Rechte ein-
zufügen: das Recht auf Arbeit, auf Erziehung, auf 
Gesundheit. Diese seien nicht weniger wichtig als 
jene politischen und bürgerlichen Schutz- und Teil-
haberechte, wie sie sich im Zeichen des liberalen 
Verfassungs- und Rechtsstaates herausgebildet hat-
ten und idealtypisch in der amerikanischen Verfas-
sung garantiert wurden. Nach einigen Diskussionen 
überzeugte Mrs. Roosevelt das State Department 
davon, diese sowjetischen Vorschläge zu akzeptie-
ren. Hatte ihr verstorbener Gatte nicht schließlich 
auch „freedom from want“, Freiheit von Not, po-
stuliert, überall in der Welt?

Trotz dieses Beitrages, aufeinander zuzugehen, 
blockten die Russen immer heftiger ab. Offenbar 
hatten sie unterdessen entschieden, daß eine Allge-
meine Menschenrechtserklärung doch nicht in ih-

rem Sinne sei und ein Nachkriegsbumerang für sie 
werden könnte. Sie holten zu breiten Einwürfen 
gegen Rassendiskriminierung und Arbeitslosigkeit 
in den USA aus. Mrs. Roosevelt bewahrte Ruhe 
und eine harte Hand in der Verhandlungsführung. 
Das State Department zeigte sich befriedigt, die 
amerikanische Presse lobte sie überschwenglich. 
Unermüdlich setzte sie sich für die Verabschiedung 
einer Menschenrechtserklärung ein, so daß nach 
langen Sitzungsstunden ein Delegierter aus Panama 
sie flehentlich daran erinnerte, daß auch UN-Dele-
gierte Menschenrechte hätten!
Im Sommer 1948 nahm die Allgemeine Erklärung 
konkrete Gestalt an, wobei verschiedene Entwurfs-
vorschläge eingearbeitet wurden. Ganz im Geiste 
von Mrs. Roosevelt setzte sich die Erklärung aus 
kurzen Sätzen zusammen und ließ keinen Zweifel 
daran, daß ihre geistigen Wurzeln in der amerika-
nischen Unabhängigkeitserklärung, der „Bill of 
Rights“ der amerikanischen Verfassung, der Magna 
Charta Englands und der Menschenrechtserklärung 
der Französischen Revolution ruhten. Fest gegrün-
det in diesen großen Traditionen, schlug sie mit 
ihrem universalen Ansatz ein neues Kapitel in der 
Menschenrechtsgeschichte auf4).

4) Vgl. Glenn A. Mower jr., The United States, the United 
Nations, and Human Rights. The Eleanor Roosevelt and 
Jimmy Carter Eras, Westport 1979; John P. Humphrey, Hu-
man rights and the United Nations. A great endeavour, 
Dobbs Ferry 1984.

In den Diskussionen waren nicht nur Kontroversen 
zwischen den Vertretern klassischer liberaler Frei-
heitsrechte und sozio-ökonomischer Teilhaber-
rechte auszutragen gewesen. Auch mußte das Miß-
verständnis ausgeräumt werden, das durch den Be-
griff „rights of men“ dort entstehen konnte, wo dies 
einen Ausschluß der Frauen implizieren mußte. 
Daher schlug Eleanor Roosevelt den Terminus „hu-
man rights“ vor. Ihr eigenes Menschenrechtsver-
ständnis stand unzweideutig in der westlich-libera-
len Auffassung von individuellen Personenrechten. 
Doch schuf sie durch diese semantische Verschie-
bung unbeabsichtigterweise eine neue Interpreta-
tionsmöglichkeit. die sich aus Verständnis und Sinn 
des englischen Begriffs „human rights“ ergeben 
mußte. Unter „human“ konnte hier ebenso das In-
dividuum wie auch die Spezies Mensch als Gat-
tungsbegriff gemeint sein. So wurde der Deutungs-
möglichkeit die Tür geöffnet, Menschenrechte als 
Gruppenrechte zu verstehen, die vom Staat zu ge-
währen sind (und damit auch vom Staat wieder ent-
zogen werden können). Von unveräußerlichen, an-
geborenen Einzelrechten würde in einem solchen 
Falle nicht mehr viel übrig bleiben. Die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte selbst blieb eindeu-
tig. Sie entsprang in ihrer Diktion und ihrem Wert-



gefüge der liberalen, aufklärerischen und natur-
rechtlichen Menschenrechtstradition. Sie stand in 
der Linie der großen verfassungsrechtlichen Ent-
würfe des 18. und 19. Jahrhunderts5).

5) Vgl. Gerhard Oestreich, Die Geschichte der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten im Umriß, Berlin 19822.

6) United Nations (Anm. 2), S. 243.
7) Ebda., S. 224.

Gemeinhin werden die an die Präambel anschlie-
ßenden Artikel eins bis 21 als liberale Abwehr-
rechte, die Artikel 22 bis 27 als soziale, wirtschaft-
liche und kulturelle Teilhaberechte interpretiert. 
Artikel zwei proklamiert den gleichen Anspruch 
auf Menschenrechte für alle Menschen, ungeachtet 
von Rasse. Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Reli- 
gion, politischer und anderer Überzeugungen, na-
tionaler und sozialer Herkunft, Geburt und Zuge-
hörigkeit zu einem bestimmten Staat.
In der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
blieb außer jedem Zweifel, daß die Menschenrechte 
Einzelrechte sind, durch deren Verletzung Indivi-
duen, nicht aber Staaten, Völker oder Gruppen zu 
Opfern werden. Artikel drei verkündet das Recht 
auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person — 
die klassische Formulierung individueller Grund-
rechte und das Fundament aller weiteren denkba-
ren Menschenrechte.
Artikel drei führt die Artikel vier bis 21 ein, in 
denen die Grund- und Bürgerrechte entsprechend 
der Zielsetzung der Begründer der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte ausgeführt werden. 
Zu ihnen zählen: die Freiheit von Sklaverei und 
Unterwerfung; die Freiheit von Folter und Grau-
samkeit, unmenschlicher oder degradierender Be-
handlung oder Bestrafung; das Recht, allerorten als 
Rechtsperson anerkannt zu werden; die Freiheit 
vor willkürlicher Verhaftung, Internierung oder 
Exilierung; das Recht auf ein faires und öffentliches 
Verfahren durch ein unabhängiges Tribunal; das 
Recht, solange als unschuldig angesehen zu wer-
den, bis das Gegenteil bewiesen werden konnte; die 
Freiheit vor willkürlicher Einmischung in das Pri-
vatleben, die Familie, das Haus oder die Korre-
spondenz; die Freiheit der Bewegung und der 
Wohnortnahme; das Recht auf Asyl; das Recht zu 
einer Nationalität; das Recht zu heiraten und eine 
Familie zu gründen; das Recht auf Besitz; die Frei-
heit der Meinung und Meinungsäußerung; die Frei-
heit der Gedanken, des Gewissens und der Reli-
gionsausübung; die Freiheit und das Recht zu fried-
lichen Versammlungen und Vereinigungen; das 
Recht auf Teilnahme an der Regierung des eigenen 
Landes.

Artikel 22 stellt die sozialen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Rechte vor, die dem Menschen ebenso 
wie die politischen und bürgerlichen Rechte zu ei-

gen seien, „indispensable for his dignity and the free 
development of his personality“6). Zugleich wird 
darauf hingewiesen, daß die universelle Erfüllung 
dieser Rechte von den Ressourcen und den Mög- 
lichkeiten eines jeden Staates abhängig sei; ihr uni-
verseller Anspruch wird dadurch wieder einge-
schränkt. f

Die in den Artikeln 22 bis 27 aufgeführten sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Rechte enthalten 
das Recht auf soziale Sicherheit, das Recht auf Frei-
zügigkeit, das Recht auf Arbeit, das Recht auf glei-
che Bezahlung für gleiche Arbeit, das Recht auf 
einen Lebensstandard, der für die Bewahrung der 
Gesundheit und für das Wohlbefinden notwendig 
ist, das Recht auf Erziehung und das Recht auf 
Beteiligung am kulturellen Leben der Gemein-
schaft, des Volkes.

Die abschließenden Artikel 28 bis 30 anerkennen, 
daß jeder Mensch Anspruch auf eine internationale 
und nationale Ordnung besitze, in welcher die auf-
geführten Menschenrechte vollständig erfüllt wer-
den; zugleich wird auf die nicht näher spezifizierten 
Pflichten des einzelnen gegenüber seiner Gemein-
schaft hingewiesen, worunter auch die Anerken-
nung der Menschenrechte jedes anderen Menschen 
zählt. Artikel 30 schließlich warnt davor, daß kein 
Staat, keine Gruppe und kein Individuum das 
Recht habe, „to engage in any activity or to perform 
any act aimed at the destruction of any of the rights 
and freedoms set forth herein“7).

Der Text verstand sich nicht als bindender Vertrag, 
sondern blieb im Appellativen und Postulatori-
schen befangen. Dennoch war nicht sicher, ob die 
UNO-Generalversammlung ihm zustimmen würde. 
Nach dem Scheitern der Londoner Außenminister-
konferenz 1947 war der Kalte Krieg zu einer nicht 
mehr zu übersehenden weltpolitischen Realität ge-
worden, zu einem ideologischen und machtpoliti-
schen Antagonismus, der sich auch in den vonein-
ander abweichenden Menschenrechtsauffassungen 
vor allem zwischen den USA und der Sowjetunion 
äußerte.

Als die UNO-Generalversammlung im Herbst 1948 
zusammentrat, war die Ost-West-Konfrontation in 
eine neue Phase eingetreten. Die Sowjets blockier-
ten Berlin. Kommunistische Parteien griffen in Ita-
lien und Frankreich nach der Macht. Streiks in 
Westeuropa und der griechische Bürgerkrieg hatten 
die neugewonnene Stabilität erschüttert. War alles 
nur eine Atempause vor dem nächsten Waffen-
gang? An der Sorbonne erklärte Eleanor Roose-
velt, daß die Verweigerung der Menschenrechte 



durch die Russen ein neues Hindernis für den Welt* 
frieden geworden sei.

Die Sowjets insistierten, daß über die gesamte Men-
schenrechtserklärung Zeile für Zeile diskutiert und 
abgestimmt werden müsse. So als hätten alle Vor-
verhandlungen nicht stattgefunden, mußte sich das 
III. Komitee 85 mal zusammensetzen, ehe es die 
Erklärung akzeptierte und der Generalversamm-
lung vorlegen konnte. Heftige neue Debatten wur-
den dort ausgetragen. Die Sowjets anerkannten ge-
wisse positive Ansätze in der Menschenrechtserklä-
rung, doch betonten sie besonders die Versäum-
nisse aus ihrer ideologischen Sicht. Es fehlten ihnen 
präzise Maßnahmen, um den Faschismus zu be-
kämpfen; sie bemängelten die Abwesenheit von 
Methoden, um die verkündeten Menschenrechte 
auch tatsächlich durchzusetzen und beklagten die 
Absage an jegliche Definition der Pflichten eines 
Bürgers gegenüber seinem Staat. Auch befürchte-
ten sie, der Ansatz der Menschenrechtserklärung 
werde die internationale Menschenrechtsdiskussion 
zu einer unerbetenen Einbruchsstelle für eine Poli-
tik der Einmischung in die inneren Angelegenhei-
ten der souveränen Einzelstaaten machen.

Doch nicht nur die Sowjets legten Bedenken vor. 
Die Republik Südafrika wollte die Formulierung 
„fundamental rights and freedoms“ ersetzt wissen 
durch „dignity and rights“. Während zwar jeder-
mann zum Gebrauch bestimmter Rechte berufen 
sei, gelte dies nicht für alle Rechte. Diese Theorie 
der Apartheid-Republik verband alle anderen an-
wesenden Staaten zu einem gemeinsamen Pro-
test.

Eine weitere Kontroverse brach über die Frage aus. 
ob die Erklärung einen Bezug zu Gott als dem 
Schöpfer des Menschen geltend machen solle. Eine 
andere naturrechtliche Position favorisierte statt 
dessen den Gedanken, daß der Mensch „by nature“ 
mit unveräußerlichen Rechten versehen sei. Um 
einen breiten Konsens zu sichern, wurde am Ende 
sowohl der Bezug zu Gott als auch zur menschli-
chen Natur — mit ihrem Anklang an die Staatsphi-
losophie Rousseaus — aus der Präambel gestri-
chen.

Erst in Artikel 18 fand die Religionsfreiheit ihren 
Platz. Bei der Diskussion dieses Themas verwei-
gerte Saudi-Arabien seine Zustimmung. Religions-
freiheit sei ein Anschlag auf das heilige Gesetz der 
Sharia, die in dem islamischen Königreich verbind-
liche Geltung besitze und es jedem Muslim verwei-
gere, seine Religion zu wechseln.

Am 6. Dezember 1948 um ein Uhr nachts nahm das 
III. Komitee den Deklarationsentwurf an und über-
wies ihn an die Generalversammlung der UNO.

Wenngleich keine Delegation dagegen votiert 
hatte, so gab es doch immerhin sieben Enthaltun-
gen: Weißrußland, CSSR, Polen, Ukraine, Sowjet-
union, Jugoslawien, Saudi-Arabien, Südafrika und 
Kanada.

Am meisten überrascht war jedermann von der ka-
nadischen Enthaltung, mit der niemand gerechnet 
hatte. Wiewohl bekannt war, daß Kanada der inter-
nationalen Verbreitung der Menschenrechte wenig 
Beachtung schenkte, war es erstaunlich, daß die 
Indifferenz so weit gehen sollte. Bis zur Abstim-
mung in der Generalversammlung änderte Kanada 
— vertreten durch Lester Pearson — aber doch 
noch seine Position und stimmte der Deklaration 
zu, nicht zuletzt schon deshalb, da das Land sich in 
der Gemeinschaft mit den anderen Nein-Sagern 
schwerlich wohlfühlen konnte.

Am 10. Dezember 1948 war es endlich soweit. Die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
stimmte der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte zu — ohne die Sowjetunion, Polen, die 
Tschechoslowakei, die Ukrainische Sowjetrepu-
blik, die Weißrussische Sowjetrepublik, Jugosla-
wien, die Republik Südafrika und Saudi-Arabien, 
die sich der Stimme enthielten.
UdSSR-Botschafter Vishinsky erläuterte das Ver-
halten seines Landes. Die Erklärung zur Sklaverei 
sei zu abstrakt, die Bejahung der Meinungsfreiheit 
enthalte die Möglichkeit, zum Krieg aufzurufen und 
faschistische Ideen zu verbreiten; Arbeiter könnten 
ihre Meinung nur dann frei äußern, wenn sie auch 
die materiellen Mittel, das heißt den Zugang zu den 
Medien ausüben könnten; das Recht auf Straßen-
demonstrationen (!) fehle ebenso wie Garantien, 
daß wissenschaftliche Forschung nicht zu Waffen-
produktionen eingesetzt werden dürfte; schließlich 
gebe es keinen Schutz von Minderheiten und keine 
Erwähnung der souveränen Rechte der Staaten.

Der Delegierte der Ukraine rationalisierte seine 
Enthaltung in orthodoxer marxistischer Manier: 
Die Erklärung proklamiere Rechte, die nicht erfüllt 
werden könnten, solange es noch ökonomische 
Ausbeutung in vielen Ländern gäbe. Erst müsse das 
System freien Unternehmertums geändert werden, 
um wahre Gleichheit herzustellen. Der tschechi-
sche Delegierte bemängelte den fehlenden revolu-
tionären Geist der Erklärung. Essei nur eine unver-
bindliche Proklamation, lamentierte der Vertreter 
Weißrußlands, und ermangele einer Durchset-
zungsgarantie. Aus polnischer Sicht blieb die Erklä-
rung dem liberalen, „westlichen“ Denken verhaf-
tet; sie erwähne nicht die Pflichten des Individuums 
gegenüber Familie, Nachbarn, Gesellschaft, Staat. 
Gegenüber der Menschenrechtserklärung der Fran-
zösischen Revolution von 1789 bedeute dies einen



Rückschritt. Die Jugoslawen drückten in moderate-
rer Form aus, daß die liberalen Rechte durch ein 
System sozialer Rechte erweitert werden müßten. 
Die Südafrikaner merkten an, daß die Menschen-
rechtserklärung, auch wenn sie kein Vertrag sei, so 
doch bindende Bedeutung für die Signatarstaaten 

I habe. Saudi-Arabien schließlich erklärte seine 
Stimmenthaltung vor der Generalversammlung

i 1 nicht ein zweites Mal.

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
11 aber war angenommen. Die Delegierten der UNO- 
11 Generalversammlung erhoben sich am Ende von 
i ihren Sitzen und applaudierten Eleanor Roosevelt, 

die mit ihrem unermüdlichen Einsatz maßgeblich 
dazu beigetragen hatte, daß diese erste große Men-
schenrechtsproklamation der Weltorganisation zu-
stande gekommen war. Mrs. Roosevelt sah voraus, 
daß die Menschenrechtserklärung durchaus die 
„Magna Charta of all mankind" werden könne8). 
Trotz der fehlenden Bindewirkung, so erinnerte sie 
die Delegierten der Generalversammlung, sei es 
eine internationale Erklärung, die einen gemeinsa-
men Menschenrechtsstandard für alle Völker und 
Nationen formuliere.

11) So kritisch J. P. Humphrey (Anm. 4), S. 70; vgl. B. G. 
Ramcharan (Hrsg.), Human rights. Thirty years after the 
Universal Declaration, Den Haag 1979; Karel Vasak, The 
international dimension of human rights, Westport 1982.
12) Vgl. Hersch Lauterpacht, International law and human 
rights, New York 1950, S. 394 ff.
13) Ebda., S. 419.

Ihr letztes Jahr als Vorsitzende der UNO-Men- 
schenrechtskommission setzte Eleanor Roosevelt 
dafür ein. den Menschenrechtsvertrag zu entwer-
fen. der der Erklärung folgen sollte. Wie sie vorher-
gesehen und befürchtet hatte, war dies ein allzu 
kompliziertes und kontroverses Unternehmen, um 
rasch verwirklicht werden zu können. Auf ihren 
Vorschlag hin entschied die Menschenrechtskom-
mission, die Aufgabe zu zerlegen und zwei ge-
trennte Pakte zu entwerfen, einen über politische 
und bürgerliche Rechte und einen zweiten über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, der 
weniger striktem Einhaltungszwang unterliegen 
sollte. Erst 1966, drei Jahre nach Eleanor Roose-
velts Tod. waren diese Pakte fertiggestellt und wur-
den am 19. Dezember 1966 von der UNO-General- 
Versammlung angenommen und den Mitgliedstaa-
ten zur Unterschrift und Ratifikation vorgelegt9).

Schon der Allgemeinen Erklärung hatte ein „welt-
anschaulicher Kompromiß“ z 10ugrunde gelegen ).  
Entschiedener aber wurde die Konfliktlinie da-
durch deutlich, daß 1966 nicht mehr wie ursprüng-
lich vorgesehen nur ein. sondern zwei getrennte 
Pakte verabschiedet wurden. Die Kompromisse, 
die auf diese Weise gefunden wurden, konnten 
nicht verdrängen, wie stark die Menschenrechts-
—
8) Zit. bei: J. P. Humphrey (Anm. 4), S. 73.
9) Vgl. Louis Henkin, The international bill of human rights. 
The covenant on civil and political rights, New York 1981. 
10) G. Oestreich (Anm. 5). S. 120. 

idee inzwischen politisiert und ideologisiert worden 
war.

Die Allgemeine Erklärung mußte aufgrund ihres 
deklamatorischen Charakters begrenzt bleiben, da 
sie jede Art des Petitionsrechts verneinte. Der 
Menschenrechtsanspruch des Individuums blieb ge-
bunden an das Wohlwollen seiner Regierung. In 
der Retrospektive erschien selbst einigen der Betei-
ligten an der Entstehung der Menschenrechtserklä-
rung gerade dieser aus pragmatischem Realismus 
geborene Mangel als ihre eigentliche Unzulänglich-
keit. Die Erklärung mußte eine Verbalwolke blei-
ben, wenn dem einzelnen Menschen nicht das 
Recht zugestanden wurde, für seine Rechte auch 
vor einem nationalen oder internationalen Gre-
mium zu klagen11).

Auch unter Völkerrechtlern gingen die Meinungen 
über Sinn und Perspektive der Allgemeinen Men-
schenrechtserklärung auseinander. Während Rene 
Cassin, der am Entstehen der Erklärung mitgewirkt 
hatte, erklärte, sie sei eine autoritative Interpreta-
tion der UNO-Gründungscharta und setze als sol-
che einen gemeinsamen Menschenrechtsstandard, 
den alle UN-Mitgliedsstaaten anstreben sollten, äu-
ßerte sich Hersch Lauterpacht skeptisch. Gerade 
dort, wo die Positionen der Menschenrechtserklä-
rung der Förderung der Menschenwürde dienen 
sollten, gehe es um ihre praktisc

12

he Einforderung im 
Rahmen nationaler Politik und Gerichtsbarkeit. 
Die Erklärung aber enthalte nicht einmal eine 
Empfehlung an die UN-Mitglieder, die Prinzipien 
auch einzulösen ).

Die moralische Autorität eines internationalen Pro- 
nunciamentos stehe in direktem Verhältnis zu dem 
Grad an Souveränitätsverzicht, zu dem die Einzel-
staaten tatsächlich willens seien. Das Faktum einer 
praktisch universellen Annahme der Menschen-
rechtserklärung begründe noch keine zwingende 
moralische Autorität, so

13

bald die Signatarstaaten 
nämlich realisiert hätten, „that it has proved accep- 
table to all for the reason that it imposes obligations 
upon none“ ).

Im Verlauf der vier Jahrzehnte seit ihrer Verkündi-
gung durch die Vereinten Nationen hat sich die All-
gemeine Erklärung der Menschenrechte — aller be-
rechtigten Skepsis zum Trotz — durchaus zu einem 
integralen Bestandteil des Völkergewohnheitsrechts 
entwickeln können. Auch unter den Staaten, die sich 



1948 der Stimme enthielten, begann sich diese Ein-
schätzung durchzusetzen. Mit Ausnahme der Repu-
blik Südafrika votierten 1960 erstmals alle stimment- 
haltenden Staaten von 1948 für eine Erklärung der 
Vereinten Nationen über die Garantie der Unabhän-
gigkeit für koloniale Länder und Völker, in der aus-
drücklich Bezug auf die 

14
Allgemeine Erklärung der 

Menschenrechte genommen wurde ).

Nicht unerwähnt bleiben soll auch, daß die Sozial-
enzyklika „Pacem in terris" von Papst Johannes 
XXIII. vom 11. April 1963 nicht nur die Grundzüge 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
anerkannte, sondern sich weithin darauf gründet 
und damit einen bemerkenswerten Durchbruch der 
neuzeitlichen Menschenrechtsidee in der katholi-
schen Soz 15ialdoktrin bedeutete ).

II.
Vom Tage ihrer Unterzeichnung an sah sich die 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vor 
prozedurale und machtpolitische Grenzen gestellt, 
die bis in die Gegenwart hineinragen16)- Zugleich 
aber eröffnete sie eine Dauerdiskussion um die 
Frage, ob das Menschenrechtsverständnis der Er-
klärung trotz der großen nominellen Zustimmung 
einen tatsächlich universellen Charakter habe, uni-
versell geteilt werde.

14) Darauf verweist J. P. Humphrey (Anm. 4), S. 75.
15) Vgl. Jozef Punt. Die Idee der Menschenrechte. Ihre ge-
schichtliche Entwicklung und ihre Rezeption durch die mo-
derne katholische Sozialverkündigung, Paderborn 1987.
16) Vgl. Felix Ermacora, Die Menschenrechte im Rahmen 
der Vereinten Nationen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 19/86, S. 3 ff; Christian Tomuschat, Zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit. Menschenrechtspraxis der Vereinten Natio-
nen, in: Evangelische Kommentare, (1988) 7, S. 383ff.

17) Vgl. Ludger Kühnhardt, Die Universalität der Men-
schenrechte. Studie zur ideengeschichtlichen Bestimmung 
eines politischen Schlüsselbegriffs. München 1987.
18) Human rights. Comments and interpretations. A Sympo-
sium edited by UNESCO, with an introduction by Jacques 
Maritain, London-New York 1949.

In der Entstehungszeit waren die Ost-West-Kontro- 
versen schon offen zutage getreten, die Differenzen 
zwischen einem liberal-rechtsstaatlichen Men-
schenrechtsbegriff und den Auffassungen der kom-
munistischen Staaten. Die Menschenrechtserklä-
rung entstand in einer Welt, die sich am Ende der 
Kolonialzeit befand. Die Unabhängigkeit von In-
dien und Pakistan 1948 und die kommunistische 
Revolution in China im darauffolgenden Jahr deu-
teten neue weltpolitische Umbrüche an. Die fünfzi-
ger und sechziger Jahre wurden zur Ära der Deko- 
lonisation. Über einhundert neue Nationalstaaten 
entstanden.

Heute haben die meisten von ihnen die beiden 
Menschenrechtspakte von 1966 unterzeichnet. 
Kann aber noch unreflektiert von einer Überein-
stimmung mit dem Menschenrechtsbild ausgegan-
gen werden, wie es in der westlichen — zumal an-
gelsächsischen — politischen Philosophie entstan-
den war und trotz aller Abstriche Pate für die UNO- 
Menschenrechtserklärung gestanden hatte? Ent-
sprach und entspricht die universelle Verbreitung 
der Menschenrechtsidee einem universellen Kon-
sens über ihren Inhalt?

Die Menschenrechte haben als politische Idee, als 
Ausdruck der Vision einer humaneren Welt globale 
Strahlkraft entwickelt. Sie sind kaum noch von der 
Tagesordnung der Weltpolitik wegzudenken. 
Kaum ein Land, das sich nicht verbal zu ihnen 
bekennt, kaum ein Tag aber auch, in dem nicht in 
den Medien von Menschenrechtsverletzungen die 
Rede wäre. Losgelöst von der machtpolitischen und 
völkerrechtlichen Frage nach den Mitteln und Mög-
lichkeiten des internationalen Menschenrechts-
schutzes stellt sich das Problem unterschiedlicher 
und zum Teil voneinander abweichender Men-
schenrechtsinterpretationen. Gibt es einen Kon-
sens über die wichtigsten Grundsätze der Men-
schenrechte, der über die Grenzen von Kulturen, 
Ideologien und Religionen hinweg tragfähig wäre? 
Zerfällt mit dem Mythos von der Einen Welt auch 
das Verbindende und Verbindliche eines gemeinsa-
men globalen Menschenrechtsverständnisses?

Im Zeichen der Vielfalt der Welt und ihrer Kultu-
ren, der Kontinente und ihrer Probleme, der Welt-
anschauungen und ihrer Protagonisten stellen sich 
diese Fragen mit drängender Intensität. Politische 
Formalkompromisse und diplomatische Finesse al-
lein heben sie nicht auf. Kulturelle und anthropolo-
gische, religiöse und philosophische Vorverständ-
nisse und Bedingungen rücken in den Mittelpunkt 
der Betrachtung, sofern die Universalität der Men-
schenrechte über den rein völkerrechtlichen Aspekt 
hinaus überprüft werden soll17 ). Diese Einsicht ver-
breitete sich schon während der Verabschiedung 
der Menschenrechtserklärung. 1947 führte die UN-
ESCO eine internationale Befragung durch, um 
von sehr unterschiedlichen kulturellen Perspekti-
ven aus die Universalität der Menschenrechtserklä-
rung zu analysieren18).



In seiner Einleitung hatte der französische Philo-
soph Jacques Maritain auf das Paradoxon hingewie-
sen, daß rationale Begründungsansätze und Kon-
troversen ebenso unverzichtbar seien, wie sie sich 
zugleich als machtlos erweisen, um bestehende Un-
terschiede des Denkens auszugleichen. Aufgerufen 
wurde nicht zu einem Versuch, in den Grundauffas-
sungen und in den Begründungen der Menschen-
rechte Übereinstimmung zu suchen, sondern dazu, 
auszuloten, ob gemeinsame Schlußfolgerungen 
über konkrete Menschenrechte gezogen werden 
können.
Ein pragmatischer Ansatz wurde gesucht, der die 
theoretischen Unterschiede in bezug auf menschen-
rechtliche Vorverständnisse aufheben könnte. Die-
ser pragmatische Ansatz mutet ebenso verständlich 
wie naiv an, da er weder die offenkundigen Durch-
setzungsfragen noch die ebenso evidenten Grund-
unterschiede zu thematisieren müssen meinte. Phi-
losophische und ideologische Differenzen traten 
daher im Rahmen des UNESCO-Symposiums offen 
zutage, am fundamentalsten gewiß in der Frage, ob 
Menschenrechte als unveräußerliche Rechte der 
Person auf einer naturrechtlichen Basis gründen 
oder nicht. Auch mußten Konflikte über Rechte 
auftreten, die gegenseitig bindend und begrenzend 
sein können. Unbeschadet dieser Differenzen er-
forderte der pragmatische Ansatz, konkrete Über-
einkünfte über Menschenrechte zu finden, eine ge-
meinsam annehmbare Werteskala. War gerade dies 
aber überhaupt denkbar?
E. H. Carr wies auf die sozialistische Betrachtungs-
weise hin, wonach die im 18. Jahrhundert entfaltete 
Konzeption liberaler Abwehrrechte durch soziale 
Teilhaberechte ergänzt, wenn nicht sogar ersetzt 
werden müsse, um den Freiheitsraum des Men-
schen tatsächlich zu verbreitern. Aus den Erfahrun-
gen mit der Oktoberrevolution, aber auch in den 
westlichen Industriestaaten, verwies er auf die Kon-
flikte, die zwischen einzelnen Rechten und Pflich-
ten auftreten können; ohne den Zusammenhang 
von Rechten und Pflichten aber bleibe die Men-
schenrech 19tskonzeption bedeutungslos ).
Auch konservative Philosophen wie Salvador de 
Madariaga betonten den inneren Zusammenhang 
der Rechte der Einzelnen und der Aufgaben der 
Menschheit insgesamt, wodurch eine Begrenzung 
der individuellen Freiheiten zwingend werde20). 
Zugleich mahnte er aber Verhaltensregeln für den 
Umgang von Staaten untereinander an, wodurch 
deren Souveränität zu Recht begrenzt werden 
würde21 ).

19) Vgl. cbda., S. 22.
20) Vgl. ebda., S. 52 f.
21) Vgl. ebda., S. 53.

22) Vgl. ebda., S. 74.
23) Vgl. ebda., S. 75.
24) Vgl. ebda., S. 75f.
25) Vgl. ebda., S. 76.
26) Vgl. ebda., S. 106.
27) Vgl. ebda., S. 158ff.

Auf den Prüfstand der Kritik geriet in dieser Um-
frage das klassische liberale Menschenrechtsver-
ständnis der Aufklärung. Menschenrechte seien in 
die Bedingungen der jeweiligen Zeiten eingebun-
den und müßten daher notwendigerweise einem 
beständigen Wandel unterliegen, argumentierte 
selbst Jacques Maritain22 ). Wegen seiner vielfälti-
gen Verzerrungen sei es verständlich, daß das Na-
turrecht an Strahlkraft entschieden eingebüßt 
habe23 ). Dennoch bleibe es wahr, daß eine positi-
vistische Philosophie allein oder ein materialisti-
scher Idealismus die Existenz der Rechte des Men-
schen im Letzten und vor allem im Konfliktfall viel-
leicht gewähren, aber nicht begründen könne24 ).

Universal werde die Geltung der Menschenrechte 
erst dann, wenn die Rolle der Natur und die Aner-
kennung eines über der Natur stehenden Schöpfers 
gesehen werde. Anderenfalls können die Men-
schenrechte stets im Namen gesellschaftlicher In-
teressen, die als absolute Größe gesetzt werden, 
aufgehoben werden25 ). Teilhard de Chardin ent-
warf das optimistische Bild einer Welt, in der alle 
Anstrengungen unternommen werden, um die voll-
ständige Entwicklung des Individuums, seine Per-
sonalität zu erreichen26 ).

Zu einer freien Gesellschaft gehöre es aber auch, 
anzuerkennen, daß jeder Mensch eine absolute 
Pflicht zur Arbeit und nur ein relatives Recht habe, 
auf den Platz gestellt zu werden, der seiner subjek-
tiven Entfaltung am meisten entspreche. Ein abso-
lutes Recht habe jedes Individuum darauf, nicht 
durch äußeren Zwang und durch die sozialen Orga-
nismen, in denen es lebt, ungebührlich gehemmt zu 
werden.

Boris Tchechko feierte die sowjetische Verfassung 
von 1936 als eine der am weitesten fortgeschritte-
nen Ausdrucksformen der demokratischen Eman-
zipation der Menschheit und Stalin als ihren politi-
schen Vater. Die Sowjetunion baue eine neue de-
mokratische Zivilisation, und deren sozialistische 
Ethik führe zu einem höherwertigen moralischen 
Leben und Standpunkt27 ).
In weiten Teilen war diese UNESCO-Diskussion 
ein stereotyper Disput zwischen den diversen Men-
schenrechtsauffassungen. wie sie die intellektuellen 
und philosophischen Auffassungen Europas wider-
spiegelten, mit Auslegern in die USA, und insge-
samt eher unkonkret und deklatorisch. Erstaunlich 
blaß blieb die schwache Selbstdarstellung der au-



ßerwestlichen Kulturkreise. Ihre Stellungnahmen 
glichen Fußnoten zu den Diskussionen zwischen 
Naturrechtlern und Rechtspositivisten, Liberalen 
und Marxisten, Sympathisanten der angelsächsi-
schen und der französischen Menschenrechtstradi-
tionen.
Zugleich aber zeichneten sich die nichteuropäi-
schen Stimmen durch einen apologetischen und de-
fensiven Tenor aus. Der chinesische Philosoph 
Chung-Sho Lo bestand darauf, daß die Idee der 
Menschenrechte schon sehr frühzeitig in China ent-
wickelt worden sei und daß das Recht des Volkes 
gegen unterdrückende Regime zu revoltieren, stets 
anerkannt gewesen sei. Er verwies auf das „Mandat 
des Himmels“, dessen sich der Herrscher als würdig 
erweisen müsse, um es nicht durch eine Volksrevo-
lution entzogen zu bekommen. Die ethische Basis 
der chinesischen Philosophie liege darin, alle Men-
schen als Wesen mit gleichen Wünschen und daher 
gleichen Rechten anzusehen. Das Recht zu leben, 
das Recht auf freien Ausdruck der Person und das 
Recht, das innere wie das äußere Leben zu genie-
ßen, postulierte er als die drei menschenrechtlichen 
Prioritäten, die alle Grundrechte des modernen 
Menschen erfassen und umgrenzen würden28 ).

32) Vgl. Maurice Cranston, What are human rights?, London 
1973.

Humayun Kabir, islamischer Philosoph aus Indien, 
beschuldigte die westlichen Länder, daß, wie immer 
auch die Theorie aussehen möge, ihre Praxis nur für 
Europäer und zuweilen nur für bestimmte Euro-
päer Geltung gehabt hätte. Tatsächlich aber resul-
tiere diese „westliche“ Menschenrechtskonzeption 
in weiten Teilen aus einer Theorie und Praxis der 
Demokratie, wie der Islam sie seit jeher aufgestellt 
habe, „which did succeed in overcoming the distinc- 
tion of race and colour to an extent experienced 
neither before nor since“29 ). Im 20. Jahrhundert 
komme es darauf an, Konflikte zwischen individu-
ellen Freiheiten und nationaler Sicherheit auszu-
söhnen. Durch eine noch zu errichtende Weltauto-
rität müsse die Sicherung der individuellen Rechte 
überall garantiert werden.

Der indische Politikwissenschaftler Puntambekar 
betonte, daß es ein aus der Natur aller Menschen 
ausfließender Wunsch sei, „to search for the true, 
the good and the beautiful in life“30 ). Die heutige 
Welt aber, auch in Indien, sei erfüllt von Haß, 
Gewalt, Zerstörung, Unrecht. Indische Rechtsleh-
rer, wie Manu und der Religionsstifter Buddha, 
hätten bereits soziale Freiheiten und individuelle 
Tugenden zu ihrer Kontrolle entworfen, denen es 
nachzufolgen, die es zu beherzigen gelte. Zu den 
Freiheiten gehöre selbstverständlich auch die Frei-
heit von fremder Herrschaft, das Ende des Koloni-
alismus.
Mahatma Gandhi schließlich bedauerte in seiner 
Antwort, keine präzise Auskunft zum Menschen-
rechtsverständnis geben zu können, da er zu wenig 
gelesen habe, um zu dieser Diskussion beitragen zu 
können. Allerdings zitierte er seine analphabeti-
sche Mutter, die ihn gelehrt habe, daß alle

31

 Rechte 
nur durch erfüllte Pflichten verdient und gesichert 
werden könnten ).
Gemeinsam war den Positionen dieser UNESCO- 
Umfrage, daß sie zwar von einer philosophisch ab-
strahierten Warte Gedanken zum Menschenrechts-
verständnis entwickelten, aber zu wenig Bezug zu 
den Quellen der Menschenrechtsentwicklung nah-
men und allzu vorrangig appellativen Charakter 
besaßen. Dadurch aber versagten sie sich einer ver-
tieften Untersuchung der Frage, ob es eine Paralle-
lität in der geistesgeschichtlichen Entwicklung der 
westlichen politischen Philosophie und der außer-
westlichen Kulturkreise in bezug auf die Menschen-
rechtsidee gegeben hat. Gandhis zurückhaltende 
Antwort deutete die Notwendigkeit einer vertieften 
Untersuchung dieser Frage an, die gewiß für die 
Konsenssuche des zeitgenössischen Menschen-
rechtsverständnisses in einer universalisierten Völ-
kergemeinschaft wichtige Impulse geben kann. 
Auch würde durch die Beleuchtung dieses Blick-
winkels manche Begriffskontroverse um die Men-
schenrechte besser verständlich.

III.

In der programmatischen Studie „What are human 
rights?“ hat Maurice Cranston die rechtsphilosophi-
sche Kernfrage um die Universalität der Menschen-
rechte in den siebziger Jahren neu gefaßt: Men-
schenrechte, die dem Menschen kraft seiner Exi-

stenz zustehen, gründen in der Natur des Menschen 
und in seiner unverwechselbaren Personwürde. Sie 
sind von moralischer Qualität und doch von ande-
ren moralischen Rechten dadurch unterschieden, 
daß sie die Rechte aller Menschen und unter allen 
Umständen sein müssen32 ).

28) Vgl. ebda., S. 186.
29)  Ebda., S. 192.
30) Ebda.. S. 195.
31)  Vgl. ebda.. S. 18.



Menschenrechte beziehen sich nach klassischer phi-
losophischer Auffassung auf das Verhältnis des In-
dividuums zum Staat und seinen Institutionen und 
müssen von jedem Menschen stets gegen den Staat, 
wiewohl im Rahmen der staatlichen Rechtsord-
nung, eingelöst werden können. In diesem Sinne 
werden sie als absolut verstanden und stehen auch 
über den Maßgaben der rechtsstaatlichen Verfas-
sungsordnung und Demokratie33 ).

33) Vgl. Martin Kriele, Einführung in die Staatslehre. Die 
geschichtlichen Legitimitätsgrundlagen des demokratischen 
Verfassungsstaates, Opladen 19812. S. 104 ff.
34) Vgl. L. Kühnhardt (Anm. 17), dort weiterführende'Lite- 
raturangaben zu dem Gesamtkomplex.

35) Vgl. Gottfried Dietze, Bedeutungswandel der Menschen-
rechte, Karlsruhe 1972; Christian Tomuschat, Human rights 
in a world-wide framework. Some current issues, in: Zeit-
schrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht, 
45 (1985), S. 571 ff.

Die Auffassung, daß Menschenrechte als personale 
Freiheitsforderungen ihren Grund in der Natur des 
Menschen finden und staatliche Herrschaft sowohl 
begrenzen als auch legitimieren, ist das Ergebnis 
eines langen ideengeschichtlichen Entwicklungswe-
ges, der für den westlich-abendländischen Kultur-
kreis, nicht aber in anderen Traditionslinien der 
Weltzivilisationen bestimmend gewesen ist. Men-
schenrechtsvorstellungen haben außerhalb des 
westlichen Kulturkreises erst seit der geistigen Be-
rührung mit dem Okzident, zumeist also in der 
Kolonialzeit, Einfluß auf das staatsphilosophische 
Denken nehmen können. Die Vorstellung perso-
naler, angeborener und der staatlichen Verfügbar-
keit entzogener Rechtstitel war den großen außer-
westlichen Kulturkreisen fremd34 ).

Beispiel islamische Staatsphilosophie: Der zuweilen 
geäußerten apologetischen Behauptung, die Men-
schenrechtsidee stelle seit der Begründung des Is-
lam einen integralen Bestandteil des islamischen 
Rechtsverständnisses dar. läßt sich nicht in den isla-
mischen Quellen, vor allem also im Koran, nach-
weisen. Die enge Verbindung des Staatsbegriffes 
mit dem theonomen islamischen Recht verhinderte 
in der islamischen Tradition die Ausbildung einer 
autonomen Theorie der Volkssouveränität, wie sie 
geistesgeschichtliche Voraussetzung zur Entfaltung 
der Menschenrechtsidee wäre.

Beispiel Indien: Durch die Kastenordnung wurde 
eine angeblich naturgegebene Unterscheidung der 
Menschen vorgenommen, für die der Gedanke der 
natürlichen Gleichheit abwegig sein mußte. Auch in 
der Gegenwart noch, das heißt unter den Bedingun-
gen des zeitgenössischen indischen Rechts- und 
Verfassungsstaates mit seinem hohen Menschen-
rechtsschutz, bleibt die anhaltende Zähigkeit der 
Kastenordnung mit ihren negativen Folgen für das 
Menschenrechtsdenken als Grunddilemma sicht-
bar. In der indischen Verfassung von 1950 wird in 
Artikel 15 feierlich verkündet, daß der Staat keine 
Person aufgrund ihrer Religion, Rasse. Kastenzu-

gehörigkeit, des Geschlechts oder des Geburtsortes 
benachteiligen dürfe. Damit wird aber die Kasten-
ordnung als eine natürliche und unaufhebbare 
Grundtatsache angesehen. In der Konsequenz ihrer 
Strenge aber liegt es, wenn Menschen in Indien oft-
mals nur unter Vorbehalt als Gleiche eingeschätzt 
und behandelt werden.
Beispiel China: Vorstaatliche und unveräußerliche 
Rechte des Individuums lassen sich in der konfuzia-
nischen Staatslehre nicht nachweisen. Der Einzel-
mensch war stets einem strengen Pflichtenkodex 
unterworfen, Konformität dominierte über Auffas-
sungspluralismus. Dabei unterlag der traditionelle 
Herrscher durchaus strengen moralischen Pflich-
ten, die seine Macht als „Sohn des Himmels“ be-
grenzten. Sein Mandat konnte er verwirken, doch 
blieb die Staatsführung von absoluten Prinzipien 
geleitet, die keinen Platz für die Entstehung einer 
Menschenrechtsidee kannten.
Vor diesem recht unterschiedlichen geistesge-
schichtlichen Hintergrund muß es eher überra-
schen, wie viele Staaten der Welt sich den interna-
tionalen Menschenrechtspakten angeschlossen ha-
ben. Anhaltende Begriffskontroversen und inten-
sive Diskussionen um den Bedeutungsgehalt der 
Menschenrechte konnten daher nicht ausblei-
ben35 ).
Auch im westlichen Kulturkreis ist die Menschen-
rechtsidee das Ergebnis einer langen Genese. Ehe 
im Denken der Stoa der Gedanke der natürlichen 
Gleichheit aller Menschen Gestalt annahm, war das 
antike Menschenbild weder vom Gleichheitspostu-
lat noch von einem damit verflochtenen individuel-
len Rechtsanspruch ausgegangen. Das griechische 
Bürgerrecht beschränkte sich lediglich auf die Voll-
bürger der Stadtstaaten. Ihnen war Gleichheit vor 
dem Recht, gleiche Redefreiheit und gleicher Re-
spekt zugestanden. Neben den Freien aber existier-
ten die Sklaven, deren Existenz von Philosophen 
wie Platon und Aristoteles als naturgegeben und 
unvermeidbar akzeptiert wurde. So schwang im 
Denken der Stoa und im christlichen Grundsatz der 
Gottebenbildlichkeit aller Menschen stets auch ein 
Notruf der Freiheit mit. Das Naturrechtsdenken in 
Antike und Mittelalter aber führte eher aus der 
politischen Ordnung heraus und ließ die realen 
Machtverhältnisse unberührt.
Erst im Zeichen der Auflösung des mittelalterlichen 
Stände- und Feudalsystems wurden wichtige Im-
pulse freigesetzt, die dem neuzeitlichen Menschen-



rechtsbegriff zustreben konnten. Durch Herr- 
Schaftsverträge — mit der Magna Charta vom 15. 
Juni 1215 als bekanntestem und wegweisendstem 
Beispiel — wurde die Machtposition der Könige 
eingeschränkt zugunsten der Mitspracherechte der 
Stände und der Garantie ordnungsgemäßer Rechts-
verfahren. Im berühmten Artikel 39  der Magna 
Charta wurde die Unverletzlichkeit der Person und 
des Eigentums „der Untervasallen bis hin zu den 
freien Bauern vor der königlichen Willkür ge-
schützt“36 ).

36) Zit. bei: Alfred Voigt, Geschichte der Grundrechte, 
Stuttgart 1948, S. 10.
37) Vgl. Günter Birtsch, Grund- und Freiheitsrechte im 
Wandel von Gesellschaft und Geschichte. Beiträge zur Ge-
schichte der Grund- und Freiheitsrechte vom Ausgang des 
Mittelalters bis zur Revolution von 1848, Göttingen 1981.
38) Vgl. John Locke, Second Treatise of Government, 
(1690), § 4, § 123; Leo Strauß, Naturrecht und Geschichte, 
Frankfurt 1977.

39) Texte bei Wolfgang Heidelmeyer (Hrsg.), Die Men-
schenrechte. Erklärungen. Verfassungsartikel, Internatio-
nale Abkommen, Paderborn 19823.
40) Zum Menschenrechtsgehalt der amerikanischen Revolu-
tion: Hannah Arendt, Über die Revolution, München 
19742.
41) M. Kriele (Anm. 33), S. 164.

Ähnliche Herrschaftsbegrenzungsverträge — wie 
die Brabanter Joyeuse Entre von 1356 oder der 
Tübinger Vertrag von 1514 — knüpften an die 
Magna Charta an und sanktionierten korporative 
ständische Rechte. Erst langsam aber gewann das 
Bewußtsein individueller Freiheitsansprüche Ge-
stalt und wurde Schritt um Schritt gegen den expan-
dierenden souveränen Staat ertrotzt37 ).

Im Rahmen des voll ausgebildeten Staates des Ab-
solutismus brach sich die neuzeitliche Menschen-
rechtsidee ihre eigentliche und wirkungsvollste 
Bahn. Dieser Staat einte, indem er Zwischengewal-
ten wie die Stände ausschaltete; zugleich aber pro-
vozierte er neue Bemühungen um einen Rechts-
schutz des Individuums, die in die neuzeitliche Ver-
fassungsentwicklung einmündeten. Philosophisch 
sekundierten Naturrechtsdenker wie John Locke 
und Samuel Pufendorf, um das moderne Bild der 
Menschenrechte als angeborene Rechte des einzel-
nen zu prägen. Staatliche Herrschaft wurde von den 
Menschenrechtsphilosophen als legitim nur noch 
dann angesehen, wenn sie dem Schutz des Men-
schen, seines Lebens, seiner Freiheit und seines 
Eigentums diene38 ).

Konkrete geschichtliche Wirksamkeit erlangte die 
aufklärerische Menschenrechtsphilosophie in der 
englischen Petition of Right (1628), der Habeas 
Corpus Akte (1679) und der Bill of Rights (1689), 
schließlich in besonders wegweisender Form in der 
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung vom 4. 
Juli 1776. Alle Menschen, so hieß es dort, als spre-
che John Locke persönlich, seien mit unveräußerli-
chen Rechten geboren, zu denen das Recht auf 
Leben, auf Freiheit und das Streben nach Glück 
gehören. In der amerikanischen Bill of Rights von 
1787 wurde der liberale Freiheitsbegriff im Rahmen 

des innerstaatlichen amerikanischen Rechts kon-
kretisiert39).

Die amerikanischen Menschenrechtsimpulse wur-
den auch im Zuge der Französischen Revolution 
aufgegriffen. Lafayette sprach vom „amerikani-
schen Zeitalter“, Revolutionsgeschichte aber 
wurde in Frankreich gemacht40 ). Auch wenn die 
„Döclaration des droits de l’homme et du citoyen“ 
vom 26. August 1789 vom amerikanischen Vorbild 
mitgeprägt war, versickerte sie doch als ein eher 
vages Kampfinstrument, „ohne bleibende juristi-
sche Wirklic 41hkeit" ). Das französische Menschen-
rechtspathos blieb ohne einklagbare Konsequenz, 
sein akklamatorischer Anspruch fand keine staats-
rechtliche Konkretion und Verbindlichkeit. Hier 
aber lag und Hegt die eigentliche Aufgabe, die sich 
an die Menschenrechtsidee stellt.

Wohl können Menschenrechte moralisch und na- 
turrechtlich begründet werden, realisieren und be-
währen aber müssen sie sich im konkreten Raum 
der Verfassungsordnung. Dieser Gedankengang 
wurde im Prozeß der Verfassungsentwicklung des 
19. Jahrhunderts aufgegriffen und zu verwirklichen 
gesucht. Zwischen 1795 und 1830 wurden in Europa 
siebzig Verfassungen verkündet, von denen die 
meisten Grundrechtskataloge enthielten. Die Men-
schenrechtsidee hatte begonnen, sich nachhaltig im 
westlichen Kulturkreis zu verbreiten.

Diese Ausbreitung aber wurde begleitet von einer 
politischen Vereinnahmung und Politisierung. Da-
neben wurde die Diskussion darüber fortgesetzt, ob 
die Menschenrechte naturrechtlich oder rechtsposi-
tivistisch zu verstehen seien und in welchem Ver-
hältnis politische Abwehrrechte und sozio-ökono-
mische Teilhaberechte zueinander stehen.

Durch die Verkündung der 14 Punkte des amerikani-
schen Präsidenten Woodrow Wilson vom 8. Januar 
1918 — seine Grundsätze für die Neuordnung der Welt 
am Ende des Ersten Weltkrieges — wurde die Men-
schenrechtsperspektive erweitert. Wilson ging aus 
vom Recht auf Selbstbestimmung, wobei sowohl der 
einzelne Mensch im Rahmen demokratischer Freihei-
ten als auch das Volk im Sinne nationaler Unabhän-
gigkeit Bezugspunkt seiner Forderungen war. Träger 
der Menschenrechte war also nicht mehr länger allein 
der einzelne Mensch, sondern auch ein Volk als Gan-
zes im Sinne der Selbstbestimmungsidee. Hier wurde 



der Grund für eine neue Bedeutungskontroverse ge-
legt, die erst nach dem Zweiten Weltkrieg offen aus-
brach: Sollte vom Individuum und seinen personalen 
Freiheitsrechten ausgegangen werden oder von Völ-
kern als anonymisierten Trägern von Rechten?

Trotz der Initiative Wilsons und diverser Bemühun-
gen des Völkerbundes gelang es in der Zwischen-
kriegszeit nicht, eine Menschenrechtserklärung mit 
einem individualbezogenen Ausgangspunkt für die 
Völkergemeinschaft insgesamt auszuarbeiten. Erst 

im Zeichen der Schrecken des Zweiten Weltkrieges 
erfuhr die Menschenrechtsidee durchschlagenden 
Auftrieb und entwickelte sich zur humanen Sub-
stanz einer künftigen Ordnung des Friedens und der 
Freiheit. Jetzt wurde der Weg geebnet für die All-
gemeine Erklärung der Menschenrechte, derzu- 
folge die gleichen und unveräußerlichen Rechte al-
ler Menschen die „Grundlage der Freiheit, der Ge-
rechtigkeit und des Friedens in der Welt“ bilden. 
Verwirklicht und gesichert waren und sind die Men-
schenrechte damit aber noch keineswegs.



Christian Tomuschat

Die Vereinten Nationen und die Menschenrechte

I. Einleitung

Am 10. Dezember 1948 jährt sich zum 40. Male die 
Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte durch die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen. Mit berechtigtem Stolz 
kann die Weltorganisation auf dieses Ereignis zu-
rückblicken. Obwohl eine Wirkungsgeschichte der 
Erklärung bisher nicht geschrieben worden ist, 
steht doch fest, daß jene Resolution 217 A (III) 
nicht nur die Völkerrechtsordnung tiefgreifend um-
gestaltet, sondern darüber hinaus die Verfassungen 
zahlreicher Staaten der Welt beeinflußt hat. Auch 

den geistigen Urhebern des Grundgesetzes war 
die Erklärung bekannt. Sie lag dem Parlamentari-
schen Rat als Drucksache vor, und in den Debatten 
wurde sie häufig als rechtliche Vorgabe verwen-
det. Stärker noch hat die Erklärung als Modell 
die Grundrechtsteile der Verfassungen vieler 
Neustaaten der Dritten Welt geprägt. Sie symboli-
siert das grundlegende Rechtsdatum der heu-
tigen Zeit, daß die Menschenrechte einen inte-
grierenden Bestandteil jeder Rechtsordnung bil-
den.

II. Grundprobleme der Menschenrechte
1 . Die historische Situation des Jahres 1945

Der Menschenrechtsgedanke läßt sich völkerrecht-
lich bis in das 19. Jahrhundert zurückverfolgen. Ei-
nes der ersten markanten Rechtsdokumente bildet 
die Erklärung gegen die Sklaverei, welche der Wie-
ner Kongreß des Jahres 1815 verabschiedete 1). In 
der Mitte des Jahrhunderts setzten Versuche ein, 
ein besonderes ius in bello zum Schutze der Kriegs-
opfer zu schaffen. Nach dem Ersten Weltkrieg wur-
den die Mandatsmächte, welche treuhänderisch die 
früheren deutschen und osmanischen Kolonien 
übernahmen, durch die Völkerbundssatzung auf 
„das Wohlergehen und die Entwicklung“ der be-
treffenden Völker verpflichtet, wobei insbesondere 
die Gewährleistung von Gewissens- und Religions-
freiheit verlangt war. Erinnert sei ferner an das 
System der Minderheitenschutzverträge aus der 
Zwischenkriegszeit, das im wesentlichen darauf 
ausgerichtet war, die besondere kulturelle Eigenart 
der betroffenen Volksgruppen zu gewährleisten. 
Aber ein umfassendes System des Menschenrechts-
schutzes gab es bis zum Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges nicht. Grundsätzlich gingen Lehre und 
Praxis von dem Axiom aus, daß es in der Entschei-
dungsgewalt des souveränen Staates liege, wie er 

mit seinen Bürgern umgehe1). Der Staat, so meinte 
man, sei als Verkörperung der sittlichen Idee gar 
nicht in der Lage, seinen selbstverständlichen Auf-
trag, für Frieden und Gerechtigkeit zu sorgen, zu 
verfehlen.

1) Die dahinterstehende Motivation beruhte allerdings mehr 
auf machtpolitischen Interessen Großbritanniens; vgl. 
W. G. Grewe, Epochen der Völkerrechtsgeschichte, 1984, 
S. 651-659.

2) In dem völkerrechtlichen Standardwerk aus der Zwi-
schenkriegszeit (F. v. Liszt/M. Fleischmann, Das Völker-
recht, 192512) taucht das Stichwort „Menschenrechte“ im 
Sachregister nicht einmal auf.

Es waren die Erfahrungen aus der Gewalt- und 
Schreckensherrschaft des Dritten Reiches, die ei-
nen allgemeinen Umbruch im Denken herbeiführ-
ten. Nachdem die nationalsozialistischen Machtha-
ber überall in Europa eine breite Blutspur hinter-
lassen hatten, lag offen zutage, daß blindes Ver-
trauen auf die Vernunft jedweden staatlichen 
Machtapparates einen gefährlichen Irrtum dar-
stellt. Der Staatengemeinschaft, so lautete nun-
mehr die Überzeugung, obliege eine generelle Ver-
antwortung für das Lebensschicksal aller Men-
schen; sie dürfe die Opfer einer Diktatur nicht ein-
fach ihrem Unglück überlassen. So wurde mit gro-
ßer Selbstverständlichkeit in die UNO-Charta hin-
eingeschrieben, daß die Weltorganisation neben ih-
rer primären Aufgabe der Friedenssicherung auch 
die Aufgabe haben solle, „eine internationale Zu-
sammenarbeit herbeizuführen, um internationale 
Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und 
humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle 



ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der 
Sprache oder der Religion zu fördern und zu festi-
gen“ (Art. 3 1 Abs. ).
Man kann diesen Neuanfang des Jahres 1945 als 
eine kopernikanische Wende des Völkerrechts be-
zeichnen. Es stand nunmehr fest, daß der Schutz 
des Individuums zu den legitimen Aufgaben der 
internationalen Gemeinschaft gehört und nicht 
mehr in die alleinige staatliche Zuständigkeit 
fällt.

2. Universalität der Menschenrechte

Will man Menschenrechte nicht nur als politisches 
Ziel anerkennen, sondern ihnen eine feste rechtli-
che Gestalt geben, so stellt sich als erstes die Frage, 
ob es überhaupt denkbar ist, im weltweiten Rah-
men Einigkeit über Prinzipien und Regeln zu errei-
chen, die für jedermann auf der ganzen Welt ohne 
Rücksicht auf seine ethnische Verwurzelung, seine 
Sprache, seine Rasse oder seine soziale Prägung 
gelten sollen3). Als die Vorarbeiten zur Erklärung 
sogleich nach der Schaffung der Menschenrechts-
kommission, des dem Wirtschafts- und Sozialrat 
unterstellten Fachgremiums für Menschenrechte, 
in Angriff genommen wurden, stellte man sich zu-
nächst solche Zweifelsfragen nicht. Man ging von 
der festen Überzeugung aus, daß es bestimmte Mi-
nimalpositionen gebe, die aus der menschlichen 
Würde abzuleiten seien und deshalb keiner kultu-
rellen Relativierung unterlägen. In der Tat hatten 
auch seinerzeit eine Reihe prominenter Persönlich-
keiten des Geisteslebens aus allen Kulturkreisen 
der Welt bei einer von der UNESCO veranstalteten 
Umfrage erklärt, daß sie in den Vorentwürfen zur 
Erklärung auch die Wertvorstellungen ihrer eige-
nen geistigen Heimat wiedererkennen würden4). 
Erst in späteren Jahren setzte eine — bis heute 
nicht verstummte — Kritik ein, deren Grundtenor 
lautet, die Erklärung verkörpere weitgehend nur 
die Wertvorstellungen der Länder der industriali-
sierten Welt und beruhe daher auf gewissen kultu-
rellen Vorurteilen.

5) Treffend dazu R. Schifter, Referat auf dem vom Men-
schenrechtszentrum der Vereinten Nationen zusammen mit
der Universitä degli Studi di Milano vom 7.-9. 9. 1988 in 
Mailand veranstalteten Seminar The UN Declaration of Hu-
man Rights: Past, Present, Future, S. 2—3; vgl. auch die 
Besprechung des Buches von Kühnhardt (Anm. 3) durch 
K. Dicke, German Yearbook of International Law (GYIL), 
30 (1987), S. 422-426.
6) Abgedruckt in: B. Simma/U. Fastenrath, Menschen-
rechte. Ihr internationaler Schutz, 19852, S. 367.
7) Ebda., S. 390.
8) Annex zu Resolution 2625 (XXV) vom 24. 10. 1970.

Es trifft zu, daß die Erklärung in einer Weltorgani-
sation entstanden ist, die seinerzeit im Jahre 1948 
lediglich 59 Mitglieder umfaßte und sehr deutlich 
vom Westen dominiert wurde. Personen aus der 
Dritten Welt waren dennoch maßgebend an den 
Redaktionsarbeiten beteiligt, so unter anderem der 
Libanese Ch. Malik und die Inderin H. Mehta. Im 
übrigen hat aber die weitere Entwicklung gezeigt,

3) Dazu jüngst etwa L. Kühnhardt, Die Universalität der 
Menschenrechte, 1987; C. Tomuschat, International Stan-
dards and Cultural Diversity, UN Bulletin of Human Rights, 
Special Issue — Human Rights Day, 1985, S. 24—35.
4) UNESCO (ed.), Human Rights. Comments and Interpre- 
tations, 1949, teilweise wieder abgedruckt in: UNESCO 
(ed.), Human Rights Teaching IV, 1985, S. 4—31. 

daß die in der Erklärung verkörperte rechtliche 
Substanz allgemeinen menschlichen Bedürfnissen 
entspricht und nicht lediglich ein Bild des „westli-
chen“ Menschen rechtlich verfestigt5).

Die beiden Weltpakte von 1966 sind aus dem 
Schoße einer wesentlich veränderten Weltorganisa-
tion hervorgegangen, die seit dem Jahre 1960 durch 
den Einzug vieler Neustaaten schon unter dem be-
herrschenden Einfluß der Dritten Welt stand. Den-
noch weichen die Pakte inhaltlich kaum von der 
Erklärung ab. Eine grundlegend veränderte Optik 
liegt ihnen nicht zugrunde, nur sind sie in manchen 
Punkten vorsichtiger gefaßt als die Erklärung, die 
in einigen Bestimmungen bloße politische Zu-
kunftsvisionen skizziert. Auch spätere Regionalab-
kommen wie die Amerikanische Menschenrechts-
konvention von 1969 6) und die Afrikanische Charta 
der Menschenrechte und der Rechte der Völker 
von 19817) weichen nicht wesentlich von dem Vor-
bild der Erklärung ab. So kann man noch heute 
feststellen, daß die Universalität als Grundan-
nahme des Menschenrechtsgedankens in den Ver-
einten Nationen nach wie vor ihre Tragfähigkeit 
besitzt. Nur in einem Teilbereich sind gewisse Er-
schütterungen eingetreten. Der islamische Funda-
mentalismus ist offenbar ebensowenig wie der isla-
mische Konservativismus bereit, die in allen Doku-
menten der Vereinten Nationen proklamierte 
schlichte Gleichberechtigung der Frau anzuerken-
nen.

t

3. Menschenrechte als Gegenstand des Völker-
rechts

Die prinzipiellen Aussagen der UNO-Charta über 
den Schutz der Menschenrechte (Art. 1 Abs. 3,55) 
haben durch spätere Rechtsentwicklungen eine 
weitere Festigung und Bestätigung erhalten. Die in 
den Vereinten Nationen aus Anlaß des 25jährigen 
Bestehens der Weltorganisation im Jahre 1970 ver-
abschiedete Erklärung über Freundschaft und Zu-
sammenarbeit zwischen den Staaten8) nennt die 
Menschenrechte noch nicht unter den großen 
Strukturprinzipien der Völkerrechtsordnung wie 
souveräne Gleichheit, Gewaltverbot, Interven-
tionsverbot und Selbstbestimmungsrecht. Man 



kann dazu anmerken, daß die beiden Weltpakte 
von 1966 erst im Jahre 1976 in Kraft getreten sind. 
Schon die Schlußakte der Konferenz über Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa aus dem Jahre 
1975 9) schlug indes eine neue Richtung ein. Sie 
schließt die „Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, einschließlich der Gedanken-, 
Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit“ 
ausdrücklich in den Katalog derjenigen Prinzipien 
ein, welche für die Beziehungen zwischen den 
35 Teilnehmerstaaten bestimmend sein sollen. Da-
mit ist in einem regionalen Rechtsinstrument zum 
Ausdruck gebracht, was heute auch weltweit eine 
gesicherte Überzeugung darstellt. Die Menschen-
rechte fallen nicht mehr ausschließlich in den inne-
ren Zuständigkeitsbereich der Staaten. Keine Re-
gierung kann sich auf Artikel 2 Abs. 7 der UNO- 

Charta zurückziehen und behaupten, es gehe die 
anderen Staaten nichts an, wie sie ihre Angehörigen 
behandele.

Die Menschenrechte sind zu einer Angelegenheit 
von „international concern“ geworden. Das gilt si-
cher nicht für jedes Versagen, jede Fehlleistung und 
jeden Rechtsverstoß. Soweit es keine speziellen 
Verfahren auf vertraglicher Grundlage gibt, dürfen 
andere Staaten sich nicht in alltägliche Vorgänge 
mit ihren möglichen Verwicklungen und Pannen 
einmischen. Sobald aber ein „Gesamtzusammen-
hang schwerer und zuverlässig belegter Menschen-
rechtsverletzung 10en“ )  vorliegt, hat die internatio-
nale Gemeinschaft nicht nur ein Recht, sondern 
auch eine Pflicht, geeignete Abhilfemaßnahmen zu 
ergreifen.

III. Materielles Recht
1. Menschenrechte als individuelle Rechtspositio« 

nen

Der ursprüngliche Gedanke des internationalen 
Menschenrechtsschutzes ist es, dem Einzelnen eine 
Rechtsposition zu gewähren, die er selbständig ge-
genüber der heimischen Staatsgewalt wahrnehmen 
kann. Dementsprechend sind die in den Rechtsin-
strumenten der Vereinten Nationen anzutreffenden 
Verbürgungen durchweg als individuelle Rechte 
ausformuliert. Von vornherein stand allerdings 
fest, daß das Ideal der justizförmigen Durchsetzbar-
keit angesichts der spezifischen Natur mancher der 
Rechte nicht generell zu erreichen sein würde. Vor 
allem der Genuß wirtschaftlicher, sozialer und kul-
tureller Rechte hängt von zahlreichen ergänzenden 
und abstützenden staatlichen Maßnahmen ab, so 
daß der Proklamation solcher Rechte im wesentli-
chen nur eine Anstoßfunktion zukommt. Vollends 
verliert sich der Individualbezug bei den modischen 
Menschenrechten „der dritten Generation“, dem 
Recht auf Frieden, auf Entwicklung und auf eine 
gesunde Umwelt.

Die Erklärung stellt sich bei genauer Lektüre als ein 
hochmodernes Rechtsinstrument dar. Von den tra-
ditionellen liberalen Freiheitsrechten wie dem 
Recht der Meinungs- und Gewissensfreiheit bis hin 
zu wirtschaftlichen und sozialen Rechten wie dem 
Recht auf Arbeit enthält sie sämtliche Rechtsver-

9) Abgedruckt in: Auswärtiges Amt (Hrsg.), Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa. Dokumentation zum KSZE- 
Prozeß, 19846, S. 51, 56.
10) Consistent pattem of gross and reliably attested viola- 
tions of human rights, Resolution 1503 (XL VIII) des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 27. 5. 1970. 

bürgungen, wie sie heute die politische Debatte in 
allen Gesellschaftsordnungen, ob in Ost oder West, 
prägen. Mit einer geradezu grandiosen Geste wird 
in Artikel 28 dem Einzelnen sogar ein Recht auf 
eine internationale Ordnung zugesprochen, in der 
die in der Erklärung niedergelegten Rechte und 
Freiheiten voll verwirklicht werden können.

Ihrer Rechtsnatur nach ist die Erklärung eine Emp-
fehlung, d. h. ein Rechtsinstrument, dem die ver-
bindliche Kraft fehlt. In der Präambel hat die Gene-
ralversammlung seinerzeit auch unmißverständlich 
erklärt, daß das Regelwerk ein „zu erreichendes 
gemeinsames Ideal“ darstelle. Bis heute hat sich an 
dieser Bewertung nichts geändert. Zwar sind ein-
zelne Bestandteile der Erklärung wie insbesondere 
das Recht auf Leben und das Folterverbot in das 
Gewohnheitsrecht übergegangen, doch als solche 
entbehrt sie nach wie vor der spez

11
iellen Qualität des 

verpflichtenden Rechtssatzes ). Dies zeigt sich vor 
allem in der Tatsache, daß einige ihrer Rechte wie 
insbesondere das Asylrecht (Art. 14), das Recht 
auf eine Staatsangehörigkeit (Art. 15) sowie das 
Recht auf Eigentum (Art. 17) nicht in die späteren 
Weltpakte aufgenommen worden sind. Es fehlt also 
insoweit an einem internationalen Konsens. Ver-
fehlt wäre es auch, die Deklaration, wie dies viel-
fach geschieht, als eine authentische Interpretation 
der Bestimmungen der Artikel 1 Abs. 3 und 55 der 
UNO-Charta auszugeben12). Denn in der Erklä-

11) Vgl. A. Cassese, International Law in a Divided World, 
1986, S. 299; anders wohl A. Verdross/B. Simma, Univer-
selles Völkerrecht. Theorie und Praxis, 19843, § 1234.
12) So J. Carrillo Salcedo, Human Rights. Universal Decla-
ration, in: Encyclopedia of Public International Law, 
8 (1985), S. 303, 307.



rung haben die Menschenrechte ein Maß an Präzi-
sion erlangt, welches nicht lediglich als bloße Kon-
kretisierung der Charta-Bestimmungen selbst ange- 
sehen werden kann.

Wegen der lediglich empfehlenden Natur der Er-
klärung waren in den Jahren nach 1948 die Bemü-
hungen aller an der Schaffung einer Welt-Grund-
rechtscharta („International Bill of Rights“) inter-
essierten Kreise in den Vereinten Nationen darauf 
ausgerichtet, die in ihr verkörperte rechtliche Sub-
stanz in die Form eines völkerrechtlichen Vertra

13
ges 

umzugießen ). Der Phase der Definition sollte sich 
nun folgerichtig die Phase der rechtlichen Fest-
schreibung anschließen. Zunächst strebte man an, 
sämtliche Arten von Menschenrechten in einem 
umfassenden Vertrag niederzulegen, so wie ja auch 
die Erklärung Rechte traditionellen Zuschnitts und 
jene Rechte enthält, die aus dem Gedanken des 
Sozialstaats erwachsen. Im Jahre 1952 beschloß 
aber die Generalversammlung, daß das künftige 
Regelwerk aus zwei selbständigen Konventionen 
bestehen solle. Auf der Grundlage dieser Entschei-
dung arbeitete die Menschenrechtskommission bis 
zum Jahre 1954 zwei Entwürfe aus, deren Beratung 
innerhalb der Generalversammlung dann nochma

16
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ls 
nicht weniger als zwölf Jahre in Anspruch nehmen 
sollte. Endlich konnten am .  Dezember 1966 der 
Internationale Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte (Zivilpakt) einerseits, der Internationale 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (Sozialpakt) )  andererseits verabschiedet 
werden. Die Entscheidung erging einstimmig.

Es dauerte freilich noch fast zehn Jahre, bis die bei-
den Pakte in Kraft treten konnten. Jeweils war eine 
Mindestzahl von 35 Ratifikationen vorgeschrieben. 
Selbst Experten meinten zunächst, die Pakte ver-
folgten derart ehrgeizige Ziele, daß sie wohl als 
Ruinen einer irregeleiteten Fortschrittsgläubigkeit 
in der politischen Landschaft stehenbleiben wür-
den. Andere Beobachter äußerten die Befürch-
tung, daß die westlichen Staaten lediglich den Zivil-
pakt, der Osten und die Dritte Welt lediglich den 
Sozialpakt ratifizieren würden. Keine dieser pessi-
mistischen Prognosen hat sich bewahrheitet. Der 
Sozialpakt trat am 3. Januar 1976 in Kraft, der Zi-
vilpakt wenig später am 23. März 1976. Heute ist 
für den Sozialpakt ein Mitgliederstand von 91, für 
den Zivilpakt von 87 Staaten erreicht. Das dem 
Zivilpakt beigegebene Fakultativprotokoll, welches 
eine Individualbeschwerde („Mitteilung“) eröffnet, 

ist bisher von 40 Ländern akzeptiert worden16). 
Mehr als die Hälfte der Mitglieder der Weltorgani-
sation gehört also nunmehr zum Kreise der Ver-
tragstaaten, und zwar handelt es sich jeweils um 
Länder aus allen Weltregionen. Augenfällig bei-
seite stehen von den Staaten der westlichen Welt 
vor allem noch die USA und in Asien China — das 
allerdings gegenwärtig die Ratifikation vorbereiten 
soll — sowie die Staaten der arabischen Halbinsel. 
Auch die ständigen Außenseiter Israel und Süd-
afrika haben die Verpflichtungen aus den Pakten 
nicht übernommen. Auch wenn grundsätzlich die 
Ausweitung des Kreises der Vertragstaaten zu be-
grüßen ist, so sollte doch eine dahin ausgerichtete 
Politik ihre Grenzen erkennen. Wenn in einem 
Lande die politischen Grundstrukturen mit dem 
Gedanken der Rechtsstaatlichkeit, wie er sich in 
beiden Pakten verkörpert, im Widerstreit stehen, 
ist es besser, wenn der Beitritt bis zur Konsolidie-
rung der innerstaatlichen Verhältnisse aufgescho-
ben wird. Massierte grobe Verstöße gegen die Men-
schenrechte trotz einer bestehenden völkerrechtli-
chen Bindung können das gesamte Konzept des 
internationalen Menschenrechtsschutzes diskredi-
tieren.

13) Vgl. dazu und zum folgenden UN (ed.), United Nations 
Action in the Field of Human Rights, 1983, S. 8—10.
14) BGBl. 1973 II, S. 1534.
15) BGBl. 1973 II, S. 1570.

16) Alle Angaben nach der aktualisierten Ratifikationsliste 
in UN (ed.), Human Rights. Status of International Instru-
ments, 1987.

Der Zivilpakt umfaßt vier Gruppen von Rechten. 
An erster Stelle stehen diejenigen Rechte, welche 
der Sicherung individueller menschlicher Existenz 
dienen. Der Pakt nennt nacheinander das Recht auf 
Leben, Folterverbot, Verbot von Sklaverei und 
Zwangsarbeit, Verbot willkürlicher Freiheitsentzie-
hung, Recht auf angemessene Behandlung bei Frei-
heitsentzug, Verbot von Schuldknechtschaft 
(Art. 6—11). Hinzu tritt in Artikel 17 eine umfas-
sende Gewährleistung vor Eingriffen in das Privat-
leben, die Familie, die Wohnung, den Schriftver-
kehr, die Ehre und den persönlichen Ruf. In einem 
weiteren Sinne gehören zu dieser Gruppe von 
Rechten auch die Vorschriften des Artikels 9 über 
das Verfahren bei Freiheitsentzug mit den traditio-
nellen Gewährleistungen einer richterlichen Über-
prüfung (Habeas Corpus) sowie die Prozeßgaran-
tien des Artikel 14,  die für das Strafverfahren teil-
weise außerordentlich detailliert ausformuliert 
sind. Primär auf das Individuum bezogen sind auch 
die Gewissens- und die Religionsfreiheit.

Eine zweite Gruppe von Rechten schützt die Ent-
faltungsfreiheit des Menschen in der Gesellschaft. 
Hier sind vor allem die Freizügigkeit (Art. 12) wie 
auch die Meinungsäußerungsfreiheit, die Ver-
sammlungsfreiheit und die Vereinigungsfreiheit zu 
nennen (Art. 19 — 22). Ein Recht auf Eigentums- 



schütz hat in den Zivilpakt keinen Eingang gefun-
den; ebenso fehlt das Recht der Berufsfreiheit.

Neben der Meinungsäußerungs-, der Versamm- 
lungs- und der Vereinigungsfreiheit, die ihrem In-
halt nach stark auf das politische Geschehen bezo-
gen sind, verbürgt der Pakt auch das Recht zu poli-
tischer Mitwirkung im Staat als Menschenrecht. Ge-
währleistet werden das aktive und das passive 
Wahlrecht wie auch der Zugang zum öffentlichen 
Dienst (Art. 25).

Der Pakt erkennt schließlich auch bestimmte so-
ziale Gruppierungen an. In Artikel 1 wird — gleich-
lautend auch im Sozialpakt — das Selbstbestim-
mungsrecht proklamiert. Artikel 27 spricht den 
Angehörigen ethnischer, religiöser und sprachli-
cher Minderheiten bestimmte kulturelle Rechte 
zu.

Sämtliche der im Zivilpakt niedergelegten Rechte 
sind von den Vertragstaaten strikt zu gewährleisten. 
Freilich dürfen die meisten Rechte — wie auch die 
Grundrechte des Grundgesetzes — nach Maßgabe 
sozialer Bedürfnisse durch Gesetz eingeschränkt 
werden. Da aber grundsätzlich eine präzise Rechts-
bindung besteht, konnte sowohl eine innerstaatli-
che Beschwerdemöglichkeit vorgeschrieben (Art. 2 
Abs. 3) wie auch durch das Fakultativprotokoll ein 
internationaler Beschwerdeweg eröffnet werden.

Ganz anders stellt sich prinzipiell die Rechtsnatur 
der Rechte des Sozialpaktes dar. Hier geht es im 
wesentlichen um Zielverpflichtungen, die von den 
Staaten angemessene Bemühungen, jedoch nicht 
das Erreichen des Ziels verlangen17 ).

17) Näher ausgeführt in den „Limburg Principles", die ein 
Expertentreffen auf Einladung der Internationalen Juristen- 
Kommission (ICJ) im Juni 1986 erarbeitet hat; ICJ (ed.), The 
Review, 37 (1986), S. 43.

18) BGBl. 1969 II, S. 962.
19) BGBl. 1985 II, S. 648.
20) Abgedruckt in: UN (ed.), Human Rights. A Compilation 
of International Instruments, 1988, S. 76.
21) Ebda., S. 212.

Bei einer systematischen Einteilung kann man auch 
hier an erster Stelle die Rechte nennen, welche dar-
auf ausgerichtet sind, menschliches Überleben zu 
sichern. So statuiert Artikel 11 ein Recht auf aus-
reichende Ernährung, Bekleidung und Wohnung, 
während Artikel 12 den Staat zur Gesundheitsfür-
sorge verpflichtet. Der Sozialpakt selbst nennt an 
erster Stelle das Recht auf Arbeit (Art. 6), sodann 
Rechte auf gerechte Arbeitsbedingungen (Art. 7), 
auf Bildung von Gewerkschaften (Art. 8) sowie auf 
soziale Sicherheit. Durch diese Anordnung wird 
gleichzeitig die Verantwortung des Einzelnen für 
sein Schicksal unterstrichen. Eine Verpflichtung 
zum Schutze der Familie und der Kinder (Art. 10) 
findet sich auch in den Artikeln 23 und 24 des Zivil-
paktes, was zeigt, daß sich die Paktrechte zu einem 
geringen Teil auch überschneiden. Sein höchstes 
Niveau erreicht der Sozialpakt mit der Gewährlei-

stung eines Rechts auf Bildung (Art. 13, 14) sowie 
eines Rechts auf Teilnahme am kulturellen Leben 
(Art. 15).

Ergänzt werden die beiden Pakte von 1966 vor al-
lem durch die Abkommen, die dem Einzelnen 
Schutz vor Diskriminierung sichern sollen. Der Sa-
che nach kann man auch sie zur International Bill of 
Rights hinzurechnen, obwohl dieser Ausdruck nach 
dem Sprachgebrauch der Vereinten Nationen auf 
die Erklärung und die Pakte beschränkt bleibt. 
Noch zeitlich früher als die Pakte war das Interna-
tionale Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung18 ) zustande ge-
kommen (angenommen von der Generalversamm-
lung am 21 . Dezember 1965). Es ist heute diejenige 
menschenrechtliche Konvention, welche die weite-
ste Akzeptanz erlangt hat, da ihr nicht weniger als 
124 Staaten (1. März 1988) beigetreten sind. Das 
Rassendiskriminierungsübereinkommen dehnt sei-
nen Schutz auch in den privaten Bereich hinein aus. 
Die Staaten werden nicht nur verpflichtet, selbst 
jedwede rassische Diskriminierung zu unterlassen, 
sondern sind überdies gehalten, rassische Diskrimi-
nierung im Verkehr der Privaten untereinander zu 
unterbinden (Art. 2 Abs. 1 Buchst, d) und gewisse 
diskriminierende Handlungen zu bestrafen 
(Art. 4).

Ganz ähnlich strukturiert ist das Übereinkommen 
zur Beseitigung 
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der Frau vom 18. Dezember 1979 ).  Auch hier 
besteht die Verpflichtung nicht lediglich darin, jeg-
liche Schlechterstellung auf Grund des Geschlechts 
in staatlichen Hoheitsakten selbst zu unterlassen, 
sondern darüber hinaus im Privatrechtsverkehr ge-
gen Diskriminierungen der Frau vorzugehen. Man 
darf es als erstaunlich ansehen, daß dieser Vertrag 
trotz einer weniger als zehnjährigen Existenz heute 
(1. März 1988) schon einen Mitgliederstand von 
nicht weniger als 94 Vertragstaaten aufweist. Er-
gänzend sei ferner auf das Übereinkommen gegen 
die Apartheid im Sport hingewiesen, eine der jüng-
sten Schöpfungen der Generalversammlung aus 
dem Jahre 198520 ).

Besondere Hervorhebung verdient schließlich noch 
die Anti-Folter-Konvention der Vereinten Natio-
nen aus dem Jahre 198421). Bisher schon sind ihr 
28 Staaten beigetreten. Da das Folterverbot schon 
nach allgemeinem Völkerrecht besteht und auch im 
Zivilpakt niedergelegt ist, konnte es nicht Ziel die-
ses neuen Vertragswerkes sein, lediglich das beste-



hende Verbot zu bestätigen und zu bekräftigen. Die 
Konvention gibt vielmehr eine genaue Definition 
der Folter, schafft ein System der zwischenstaatli-
chen Zusammenarbeit bei der Verfolgung von Fol-
terverbrechen und errichtet ein Verfahren der in-
ternationalen Überwachung. Die Vorschrift des 
Artikel 3, wonach niemand in ein Land zurückge-
wiesen werden darf, wenn schwerwiegende Gründe 
für die Annahme bestehen, daß er dort gefoltert 
werden würde, hat in der Bundesrepublik im Zu-
sammenhang mit der Zeichnung der Konvention zu 
innenpolitischen Auseinandersetzungen geführt.
Zu diesen Verträgen treten zahlreiche Resolutio-
nen der Generalversammlung und anderer UN- 
Gremien hinzu, unter denen insbesondere der UN- 
Kongreß für Verbrechensverhütung und die Be-
handlung Straffälliger hervorzuheben ist. So hat die 
Generalversammlung etwa im Jahre 1985 einen Be-
schluß dieses Kongresses über die Grundprinzipien 
der Unabhängigkeit der Richter gebilligt22 ). Auch 
wenn Resolutionen der Generalversammlung im-
mer im Stande der unverbindlichen Empfehlung 
verbleiben, darf man doch die wegweisende Wir-
kung solch eines Regelwerks, das aus sorgfältiger 
Vorarbeit hervorgegangen ist, in keinem Falle un-
terschätzen.

22) Ebda., S. 265.
23) BGBl. 1954 II, S. 730.

24) UN (ed.), Human Rights (Anm. 20). S. 69.
25) Abgedruckt in: UN (ed.), The Work of the International 
Law Commission, 19884, S. 140.

2. Menschenrechtsschutz im weiteren Sinne

Als Menschenrechtsschutz im weiteren Sinne wird 
man auch bestimmte Aktivitäten der Vereinten Na-
tionen ansehen können, die darauf ausgerichtet 
sind, die Rahmenbedingungen zu sichern, von de-
nen menschliches Leben in Würde abhängt.
Von Anbeginn an haben sich die Vereinten Natio-
nen bemüht, den rechtlichen Prämissen der Nürn-
berger Urteile gegen die Hauptverantwortlichen 
der nationalsozialistischen Greuel entsprechend 
Strafnormen zu schaffen, die es erlauben, Perso-
nen, die sich in amtlicher Eigenschaft schwerer Ver-
stöße gegen die Völkerrechtsordnung schuldig ge-
macht haben, vor Gericht zu stellen und strafrecht-
lich abzuurteilen. Im Jahre 1948 wurde das Völker-
mord-Abkommen 23 ) geschaffen, welches den Völ-
kermord als ein Verbrechen „nach Völkerrecht“ 
qualifiziert und in der Völkergemeinschaft durch 
formale Annahme einerseits breiteste Unterstüt-
zung gefunden hat, andererseits aber doch wohl 
eher ein Schattendasein führt. Denn von irgendwel-
chen Verurteilungen auf Grund dieses Abkommens 
ist, soweit ersichtlich, bisher nichts bekannt gewor-
den. Dies liegt allerdings auch an der sehr restrik-
tiven Gerichtsstandsformel, welche Gerichtsbarkeit 
lediglich dem Staat verleiht, auf dessen Gebiet Völ-

kermord begangen worden ist, sowie einem inter-
nationalen Strafgerichtshof, den es aber bisher 
nicht gibt.
Kühner ist in dieser Hinsicht das Anti-Apartheids- 
Übere 24inkommen aus dem Jahre 1973 ),  welches 
den Gerichten jedes Vertragstaates Gerichtsbarkeit 
zuspricht. Der Hauptmangel dieses Übereinkom-
mens ist, daß es in seinem Artikel III eine so weite 
Tatbestandsbeschreibung des Verbrechens der 
Apartheid gibt, daß kaum ein Angehöriger der wei-
ßen Minderheit in Südafrika der Strafbarkeit entge-
hen könnte. Neuerdings wird überdies behauptet, 
daß sich multinationale Gesellschaften, die in Süd-
afrika tätig sind, der Beihilfe zur Apartheid schul-
dig machten.
Schließlich sollen die Nürnberger Prinzipien, wel-
che die Völkerrechtskommission der Vereinten Na-
tionen (ILC) im Jahre 1950 ausformuliert hat25 ), 
nach dem Willen der Generalversammlung in ihrer 
ganzen Breite generalisiert werden und durch völ-
kerrechtlichen Vertrag weltweite Geltung erlan-
gen. Vor Jahrzehnten schon war der ILC der Auf-
trag erteilt worden, einen „Code of Crimes against 
the Peace and Security of Mankind“ zu schaffen, 
d. h. also ein internationales Strafgesetzbuch. In 
die Straftatbestände eines solchen Strafgesetzbu-
ches müßten sicherlich wie bereits in Nürnberg die 
Aggression wie auch Versklavung und Verschlep-
pung der Bevölkerung eines besetzten Gebiets auf-
genommen werden. Die ILC hat den von ihr erbe-
tenen Entwurf, an dem die Arbeiten von 1945 bis 
1981 geruht hatten, bisher noch nicht fertigstellen 
können. Ob die dahinterstehenden Absichten wirk-
lich ernsthaft sind oder ob es manchen Regierungen 
nur um ein neues Kampfmittel in der politischen 
Auseinandersetzung mit einem Gegner wie insbe-
sondere Südafrika geht, wird sich noch erweisen 
müssen. Will man überhaupt einen qualitativen 
Sprung nach vorne tun, so müßte man auch bereit 
sein, die Anwendung eines solchen geradezu revo-
lutionären Strafrechts einem durch eine internatio-
nale Anklagebehörde ergänzten internationalen 
Strafgerichtshof anzuvertrauen.
Hält man Menschenrechte für ein untrennbares 
Ganzes, in dem die Rechte aller unterschiedlichen 
Kategorien parallel und vereint miteinander ent-
wickelt werden müssen, kann man auch die Ent-
wicklungshilfe zugunsten der Dritten Welt als Men-
schenrechtssicherung begreifen. In der Tat hat die 
Dritte Welt auch ihre Forderung auf Errichtung 
einer Neuen Weltwirtschaftsordnung in der Ver-
gangenheit auf menschenrechtliche Erwägungen 



gestützt. Man kann einer solchen Argumentation 
kaum die innere Logik absprechen. Auch in der 
Bundesrepublik hat ja etwa das Grundgesetz das 
Rechtsstaats- und das Sozialstaatsprinzip gleichbe-
rechtigt nebeneinandergestellt.
Umstritten sind bis heute die bereits erwähnten 
Menschenrechte der dritten Generation geblieben. 
Die Generalversammlung hat vor wenigen Jahren 
feierlich ein Recht der Völker auf Frieden prokla-
miert (Resolution 39/11 vom 12. November 1984). 
Im Jahre 1986 verabschiedete sie auch eine Dekla-
ration über das Recht auf Entwicklung (Resolu-
tion 41/128 vom 4. Dezember 1986). Vertragliche 
Rechtsgrundlagen für diese Globalrechte gibt es 
bisher auf Weltebene nicht. Es muß auch zweifel-
haft erscheinen, ob sie irgendeinen greifbaren Bei-
trag zur Besserung der weltpolitischen Lage erbrin-
gen können. Die Sicherung des Friedens verlangt 
nach komplexen Institutionen und Verfahren. Das 
ganze System der Vereinten Nationen ist primär zur 
Gewährleistung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit geschaffen worden. Die Ent-
wicklungshilfe nimmt ebenfalls eine zentrale Stel-
lung im institutioneilen Gefüge der Vereinten Na-

tionen ein. Es gibt kaum ein Organ, welches es nicht 
als seine Aufgabe betrachten würde, in besonderer 
Weise den Ländern der Dritten Welt bei ihren Be-
mühungen um Fortschritt beizustehen. Die zusätz-
liche Normierung eines Menschenrechts auf Ent-
wicklung vermag diese Prozesse aber weder zu be-
schleunigen noch sonst zu effektivieren.
Nur dann machen die Rechte auf Frieden und Ent-
wicklung Sinn, wenn man sie nicht im strengen 
Sinne als Rechte, sondern eher als plakative Fixie-
rung von Gemeinwohlzielen der gesamten interna-
tionalen Gemeinschaft begreift. Der eigentliche 
Bereich der Menschenrechte ist hier verlassen. Der 
Einzelne ist zwar Betroffener, kann aber keine ak-
tive Rolle übernehmen, jedenfalls nicht auf interna-
tionaler Ebene. Wie im klassischen Völkerrecht des 
19. Jahrhunderts wird er durch seinen Heimatstaat 
mediatisiert. Selbstverständlich kann sich anderer-
seits jedermann innerhalb seines Gemeinwesens für 
Frieden und Entwicklung einsetzen. Niemand ver-
mag aber kraft eines Rechtsanspruchs zu verlangen, 
daß ihm Frieden und Entwicklung ebenso wie an-
dere Leistungen von den zuständigen staatlichen 
Stellen dargeboten werden26 ).

26) Zu dieser Debatte vgl. E. H. Riedel, Theorie der Men-
schenrechtsstandards, 1986, S. 210ff.; C. Tomuschat, Das 
Recht auf Entwicklung, in: GYIL 25 (1982), S. 85—112; 
ders., Recht auf Frieden?, in: Europa-Archiv, 1985, S. 271— 
278.

27) Vgl. Anm. 20.
28) Vgl. namentlich die beiden Fact Sheets „Human Rights 
Machinery“ and „The International Bill of Human Rights“, 
jeweils 1988.

IV. Verfahren der Menschenrechtssicherung

1. Menschenrechte sollen die Einzelperson in erster 
Linie gegenüber der heimischen Staatsgewalt schüt-
zen. Aus diesem Grunde ist es von hervorragender 
Bedeutung, daß sich alle rechtsanwendenden In-
stanzen schon im nationalen Raum der dem Staats-
wesen obliegenden völkerrechtlichen Verpflichtun-
gen menschenrechtlicher Art bewußt sind. Als 
wirksamste Durchführungsmethode hat sich die 
Einfügung der einschlägigen Abkommen in das in-
nerstaatliche Recht erwiesen, die sicherstellt, daß 
sich jedermann unmittelbar auf die ihn schützenden 
Bestimmungen berufen kann. So hat in der Bundes-
republik der Zivilpakt kraft der nach Artikel 59 
Abs. 2 GG erzielten Zustimmung der parlamenta-
rischen Körperschaften die Kraft eines (einfachen) 
Bundesgesetzes. Für die meisten Länder muß aller-
dings festgestellt werden, daß sowohl die Verwal-
tungen als auch die Gerichte nur höchst unvollkom-
men mit dem Völkerrecht vertraut sind und deshalb 
häufig zögern, auf die Bestimmungen eines Ab-
kommens zurückzugreifen, zumal wenn das staatli-
che Recht, sei es auch nur in Form einer rangmäßig 

untergeordneten Verordnung oder gar Verwal-
tungsvorschrift, eine abweichende Lösung vor-
schreibt. Gegenwärtig sind die Vereinten Nationen 
intensiv darum bemüht, die von ihnen erlassenen 
Rechtsakte verstärkt in das allgemeine Bewußtsein 
zu heben. Zu diesem Zwecke hat man etwa jüngst 
wieder eine aktualisierte Fassung der bekannten 
Sammlung menschenrechtlicher Rechtstexte her-
ausgegeben27 ). Auch eine Reihe von Popularisie-
rungsschriften kann sicherlich aufklärend wir-
ken28 ). Das Problem bleibt, solche Werke auch in 
diktatorisch regierten Ländern einem breiten Publi-
kum zugänglich zu machen. Bis vor kurzem waren 
die Schwierigkeiten, in der DDR auch nur einen 
Text des Zivilpaktes zu Gesicht zu bekommen, ge-
radezu notorisch.
2. In Verfahren auf völkerrechtlicher Ebene kommt 
die Verantwortung der Staatengemeinschaft für das 
Schicksal des Einzelmenschen zum Ausdruck. Aber 
solche Verfahren können eine drohende Rechtsver-
letzung kaum verhindern, zumal es bis heute keinen 
geeigneten internationalen Mechanismus zur 
Durchsetzung der Menschenrechte gibt. Vor allem 



Beschwerdeverfahren setzen durchweg voraus, daß 
zuvor die verfügbaren innerstaatlichen Rechtsmit-
tel ausgeschöpft worden sind. So kommt der inter-
nationale Rechtsschutz in der Regel spät, manch-
mal zu spät.

a) Die erste Stufe im Arsenal der internationalen 
Verfahren zur Sicherung der Menschenrechte bil-
det die — jeweils durch eine förmliche Stellung-
nahme abgeschlossene — Erörterung menschen-
rechtswidriger Lagen vor allem durch die politischen 
Gremien der Vereinten Nationen, die Generalver-
sammlung und die Menschenrechtskommission. 
Hier lautet die Zentralfrage, welche Länder zum 
Gegenstand der Kritik gemacht werden sollen. We-
gen des Fehlens fester Verfahrensregeln wohnt der 
Auswahl der „Angeklagten“ notwendig ein dezisio- 
nistisches, irrationales Element inne. Wie dem auch 
sei: Kein Staat, dem seine internationale Reputa-
tion am Herzen liegt, kann es auf die leichte Schul-
ter nehmen, wenn er auf Dauer zur Zielscheibe 
berechtigter Angriffe wird. Unvermeidbar hat eine 
Verurteilung durch die Generalversammlung Aus-
wirkungen in allen politischen Bereichen.

Außerhalb eines festen vertraglichen Rahmens hat 
sich auch das Beschwerdeverfahren nach der Reso-
lution 1503 des Wirtschafts- und Sozialrats aus dem 
Jahre 1970 entwickelt, das, wie schon erwähnt, der 
Feststellung dient, ob in einem Lande ein „Gesamt-
zusammenhang schwerer und zuverlässig belegter 
Menschenrechtsverletzungen“ besteht. Einzelbe-
schwerden werden nach den Regeln für dieses Ver-
fahren einzig als Mosaiksteinchen gesammelt, wel-
che die entscheidende Gesamtbeurteilung gestatten 
sollen. Wegen seiner außerordentlichen Komplexi-
tät — es läuft über verschiedene Stufen ab (Ar-
beitsgruppe der Unterkommission für Diskriminie-
rungsverhütung und Minderheitenschutz, Unter-
kommission selbst, Menschenrechtskommission, 
Wirtschafts- und Sozialrat) — sowie wegen seines 
vertraulichen Charakters hat das Verfahren die ur-
sprünglich in seine Anwendung gesetzten Erwar-
tungen kaum erfüllt.

b) Zunehmend werden Aufgaben der Menschen-
rechtssicherung in jüngerer Zeit auf Sachverständi-
genausschüsse verlagert. Die politischen Gremien 
sind gewiß unverzichtbar, was die rechtsetzende 
Funktion angeht. Als Instanzen der Rechtskon-
trolle eignen sie sich aber ganz offensichtlich weni-
ger gut, sobald es nicht mehr nur um die Feststel-
lung massiver Verstöße, sondern um die Überwa-
chung der Anwendung des Rechts in jener reichen 
Facettierung geht, welche die neueren Abkommen 
zum Schutze der Menschenrechte bieten. Durch-
weg wird nunmehr für jedes dieser Abkommen ein 

besonderes Kontrollgremium ins Leben gerufen. 
Der erste dieser Expertenausschüsse war der Aus-
schuß gegen Rassendiskriminierung nach dem In-
ternationalen Übereinkommen zur Beseitigung je-
der Form von Rassendiskriminierung von 1965, der 
seine Tätigkeit im Januar 1970 aufnehmen konnte. 
Mit einigem zeitlichem Abstand folgte im Jahre 
1977 der Menschenrechtsausschuß, dessen Rechts-
grundlage der Zivilpakt bildet und der aus diesem 
Grunde das thematisch am weitesten ausgedehnte 
Tätigkeitsfeld aller Expertengremien besitzt. Der 
Ausschuß gegen Frauendiskriminierung nach dem 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau wurde im Jahre 1982 er-
richtet, und die jüngste Schöpfung, der Antifolter- 
Ausschuß nach dem Anti-Folterübereinkommen 
von 1984 konnte in diesem Jahr (1988) seine erste 
Tagung abhalten. So sehr bewährt hat sich das In-
strument der Sachverständigenausschüsse, daß man 
auch die Überwachung des Sozialpakts in die 
Hände eines solchen Gremiums gelegt hat, obwohl 
der Vertrag selbst die Kontrollaufgabe dem Wirt-
schafts- und Sozialrat zuweist.

Neuerdings erst wird die Frage gestellt, ob diese 
Vermehrung der Überwachungsinstanzen nicht nur 
zu Überschneidungen und Kollisionen, sondern 
auch zu einer gewissen bürokratischen Abwertung 
der Kontrollverfahren führen kann. Unvermeidlich 
vermindert sich das politische Gewicht der Kon-
trollorgane allein durch ihre wachsende Zahl. Auf 
der anderen Seite läßt sich nicht verkennen, daß auf 
Weltebene Art und Umfang der anfallenden Auf-
gaben geradezu gigantisch sind. Ein Gremium von 
18 Personen wie der Menschenrechtsausschuß, der 
überdies nur eine außerordentlich begrenzte Ta-
gungszeitzuseiner Verfügung hat — bisher dreimal 
drei Wochen pro Jahr —, ist kaum in der Lage, 
auch alle jene besonders verletzungsträchtigen Ek- 
ken und Winkel auszuleuchten, in denen sich men-
schenrechtswidrige Zustände verkrustet haben. 
Nur wenn die Kontrollverfahren mit hoher Intensi-
tät und so realitätsnah wie möglich durchgeführt 
werden, kann man hoffen, daß Verstöße tatsächlich 
beseitigt werden und daß sich konkrete Ergebnisse 
einstellen, die sich nicht allein in der Erzeugung von 
Papier erschöpfen.

Unter den Kontrollverfahren nimmt heute die Be-
richtsprüfung die erste Stelle ein. Sie kann in der 
Internationalen Arbeitsorganisation auf eine lange 
Tradition zurückblicken. Jährlich tritt dort ein 
Sachverständigenausschuß zusammen, der — nach 
gründlicher Vorbereitung durch das Sekretariat — 
die Beachtung und Durchführung der unter den 
Auspizien der Organisation zustande gekommenen 



Verträge überprüft29). In den genannten Men-
schenrechtsabkommen der Vereinten Nationen ist 
durchweg vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten in 
regelmäßigen Abständen über ihre einschlägige in-
nerstaatliche Praxis Rechenschaft ablegen. Die kür-
zeste Frist — lediglich zwei Jahre — sieht das Ras-
sendiskriminierungs-Übereinkommen vor, wäh-
rend der Zivilpakt die Festlegung der Frist dem 
Menschenrechtsausschuß überlassen hat, der sich 
für einen Rhythmus von jeweils fünf Jahren ent-
schieden hat. Auch dieses auf den ersten Blick rein 
technisch erscheinende Detail kann langfristig er-
hebliche politische Auswirkungen auf den Rang 
und das Ansehen einer Kontrollinstanz haben. Ein 
allzu kurzfristiger Turnus führt zwangsläufig zu 
leichtgewichtigen Berichten und damit auch zu ei-
ner substanzlosen Prüfung, die wiederum negativ 
auf den Expertenausschuß selbst abfärbt. Als gutes 
Gleichgewicht erscheint der vom Menschenrechts-
ausschuß gewählte zeitliche Abstand. Zu lange In-
tervalle zwischen den einzelnen Berichtsprüfungen 
beschwören die Gefahr herauf, daß sich in einem 
Land einschneidende Veränderungen vollziehen, 
ohne daß diese in dem Überwachungsgremium zur 
Sprache kommen könnten.

29) Vgl. G. Beitzke, Verwirklichung sozialer Menschen-
rechte durch internationale Kontrolle, in: Vereinte Natio-
nen, 1981, S. 149-153.
30) Zur Praxis des Menschenrechtsausschusses vgl. C. To-
muschat, Zehn Jahre Menschenrechtsausschuß — Versuch 
einer Bilanz, in: Vereinte Nationen, 1987, S. 157—158.

31) UN Doc. CCPR/C/SR.608, 12. 7. 1985, § 35. Vgl. auch 
§ 25: „There was no civil war in Afghanistan. The Revolu- 
tionary Government controlled the entire country. Terrorists 
and bandits armed by foreign Powers who launched raids 
from outside the country were alone responsible for all acts of 
aggression perpetrated against the Afghan people."
32) Dazu H.-M. Empell, Die Kompetenzen des UN-Men- 
schenrechtsausschusses im Staatenberichtsverfahren, 1987.

Trotz seines großen Vorzugs, daß es eine umfas-
sende Erörterung aller für das jeweilige Vertrags-
werk wesentlichen rechtlichen Aspekte gestattet, 
weist das Berichtsprüfungsverfahren doch auch be-
trächtliche Schwächen auf30 ). Viele Berichte sind 
äußerst knapp. Positive Entwicklungen werden ge-
bührend herausgestrichen, Fehler und Versäum-
nisse hingegen verschwiegen. Meist gehen die Be-
richte auch nur auf die normative Seite der Pro-
bleme ein. Die Ausschüsse werden über Gesetzes-
texte, vor allem die Verfassungsbestimmungen, in-
formiert, aber man verliert kein Wort darüber, ob 
diese Bestimmungen auch die lebendige Wirklich-
keit des Landes prägen. Aus diesem Grunde müs-
sen die Ausschußmitglieder versuchen, sich schon 
vorher so eingehend wie möglich zu informieren. 
Vielfach erhalten sie von Nichtregierungsorganisa-
tionen zum Schutze der Menschenrechte wie etwa 
Amnesty International oder der Internationalen Ju-
ristenkommission wichtiges Material. Als Prüfungs-
modalität hat sich die Dialogform herausgebildet. 
Es erscheint jeweils eine Regierungsdelegation, 
welche die von den Experten gestellten Fragen be-
antwortet — oder auch eine Stellungnahme verwei-
gert. Obwohl es an den üblichen Formen diploma-

tischer Höflichkeit niemals fehlt, wird in der Sache 
doch hart verhandelt. Die Ausschußmitglieder 
scheuen sich nicht, auch heikle Fragen aufzutischen 
und ihre Bedenken deutlich vorzutragen. Nicht zu 
verkennen ist freilich gelegentlich ein gewisses 
Blockdenken. So haben die östlichen Mitglieder des 
Menschenrechtsausschusses an Regierungen des 
östlichen Machtbereichs bisher niemals irgendwel-
che bohrenden Fragen gestellt. Hier kann in naher 
Zukunft eine Änderung zu erwarten sein. Mehr 
oder weniger hilflos ist ein Kontrollorgan, wenn 
von der anwesenden Regierungsdelegation sämtli-
che Hinweise auf menschenrechtsverletzende Zu-
stände als Unwahrheiten und Verleumdung abge-
tan werden. Selten erreicht allerdings eine Ver-
handlung das Maß an Absurdität, welches der af-
ghanische Vertreter durch die Äußerung erzeugt 
hat, in seinem Lande gebe es kein Flüchtlingspro-
blem, schon jeher seien die Afghanen Nomaden 
gewesen oder hätten sich zur Arbeitssuche in das 
Ausland begeben31 ).

Zu förmlichen Abschlußergebnissen verdichten 
sich die über einen Bericht geführten Verhandlun-
gen in der Regel nicht. Nach dem Zivilpakt ist we-
gen der lakonischen Kürze des einschlägigen Arti-
kel 40 Abs. 4 schon rechtlich kontrovers, ob der 
Menschenrechtsausschuß eine Bewertung abgeben 
darf32 ). Statt dessen hat es sich im Menschenrechts-
ausschuß eingebürgert, daß nach dem Abschluß der 
Verhandlungen jedes Mitglied — soweit willens — 
unter seiner persönlichen Verantwortung eine ei-
genständige Beurteilung abgibt. Wenn zahlreiche 
Experten die gleichen Beanstandungen erheben, so 
kann dies seinen Eindruck nicht verfehlen, obwohl 
solchen individuellen Stellungnahmen selbstver-
ständlich die rechtliche Verbindlichkeit abgeht.

Vielfach sehen die Menschenrechts-Übereinkom-
men auch Beschwerdeverfahren vor. Im Gegensatz 
zur Berichtsprüfung gehören diese Verfahren aller-
dings in der Regel nicht zum vertraglichen Kernbe-
stand, der allein schon durch Ratifikation des Ver-
tragswerkes selbst verbindlich wird, sondern setzen 
meist besondere Unterwerfungserklärungen vor-
aus. Das Individualbeschwerdeverfahren nach dem 
Zivilpakt ist in einem separaten Fakultativ-Proto- 
koll geregelt, das also eigens in den üblichen For-
men ratifiziert werden muß.



Ebenso unbeliebt wie im regionalen Rahmen sind 
auf Weltebene Staatenbeschwerdeverfahren. Wenn 
eine Regierung Kritik an den menschenrechtlichen 
Zuständen in einem anderen Lande vorzutragen 
hat, zieht sie es in der Regel vor, ihre Vorhaltungen 
in die Generalversammlung oder die Menschen-
rechtskommission einzubringen. Bisher ist jeden-
falls in den Vereinten Nationen selbst kein einziges 
förmliches Staatenbeschwerdeverfahren auf der 
Grundlage der geltenden Menschenrechtsabkom-
men auch nur eingeleitet worden.

Erhebliche Bedeutung besitzt demgegenüber das 
Individualbeschwerdeverfahren nach dem Fakulta- 
tiv-Protokoll zum Zivilpakt, das gerade in jüngster 
Zeit einen spürbaren Aufschwung genommen hat, 
obwohl sich die Zahlen (etwas über 300 Beschwer-
den innerhalb von zwölf Jahren) absolut betrachtet 
immer noch recht bescheiden ausnehmen. Nach 
dem Protokoll sind Einzelpersonen berechtigt, sich 
mit der Behauptung an den Menschenrechtsaus-
schuß zu wenden, daß der angebliche Verletzerstaat 
ihre aus dem Pakt resultierenden Rechte mißachtet 
habe. Über Jahre hinweg war Uruguay, damals 
noch unter der Herrschaft der Militärdiktatur, das 
Land, gegen das sich die meisten begründeten Be-
schwerden richteten. Heute hat sich der Kreis der 
beschuldigten Staaten stärker differenziert. Auf-
gabe des Ausschusses ist es, sich nach der Prüfung 
der Zulässigkeit mit den in der Sache erhobenen 
Vorwürfen auseinanderzusetzen und im Gegensatz 
zu dem Beschwerdeverfahren 1503 eine Entschei-
dung über jeden Einzelfall zu treffen. Diese Ent-
scheidungen, denen der Qualifikation als bloßer 
„Ansichten“ („views“) wegen ebenfalls die rechtli-
che Verbindlichkeit fehlt, werden regelmäßig im 
vollen Wortlaut im Jahresbericht des Ausschusses 
an die Generalversammlung abgedruckt33 ). Ob 
sich das Beschwerdeverfahren nach dem Fakulta- 
tiv-Protokoll auch auf Dauer bewähren kann, steht 
bisher nicht mit Gewißheit fest. Schwierigkeiten 
bereitet insbesondere die Beweiserhebung. Nach 
Artikel 5 Abs. 1 des Protokolls stehen dem Aus-
schuß als Grundlage für sein Urteil lediglich die ihm 
von den Parteien zugänglich gemachten schriftli-
chen Unterlagen zur Verfügung. Häufig läßt sich 
mit diesem Material allein ein Sachverhalt indes 
nicht aufklären.

33) Die Sammlung der Entscheidungen, Human Rights 
Committee, Selected Decisions under the Optional Protocol, 
UN Doc. CCPR/C/OP/1, 1985, ist bisher nur bis zum Jahre 
1982 vorangeführt worden.

34) DazuM. T. Kamminga, The Thematic Procedures of the 
UN Commission on Human Rights, in: Netherlands Interna-
tional Law Review, 34 (1987), S. 299—323; D. Weissbrodt, 
The Three „Theme" Special Rapporteurs of the UN Com-
mission on Human Rights, in: American Journal of Interna-
tional Law, 80 (1986), S. 685 -699.

Vielfach reicht es zur Beilegung internationaler 
Streitfälle aus, wenn nur die erheblichen Tatsachen 
genau festgestellt werden. Sind einmal die Fakten 
bekannt, kann der betroffene Staat sich nicht mehr 

durch Ableugnen oder Beschwichtigung aus der 
Affäre ziehen. So hat man in der Generalversamm-
lung schon in den Anfangsjahren versucht, sich ein 
genaues Bild von der Lage der unterdrückten 
schwarzen Mehrheit in Südafrika zu verschaffen. 
Ein Ausschuß mit der Aufgabe, die israelische Be-
satzungspolitik unter steter Beaufsichtigung zu hal-
ten, wurde im Jahre 1968 gegründet. Aus einer im 
Jahre 1975 eingesetzten Arbeitsgruppe zur Unter-
suchung von Menschenrechtsverletzungen in Chile 
ging später die Institution des Länder-Berichter-
statters hervor, dessen Information die Grundlage 
für die späteren Erörterungen in der Generalver-
sammlung und in der Menschenrechtskommission 
bildet. Die Liste der Länder, für die solche Sonder-
berichterstatter eingesetzt worden sind, zeigt recht 
anschaulich, daß man sich hier von den konkreten 
historischen Realitäten und nicht lediglich von poli-
tischer Voreingenommenheit hat leiten lassen. An-
gesichts der Widerstände, denen es naturgemäß be-
gegnet, ein Land zum Gegenstand einer Untersu-
chung zu machen, ist man seit einigen Jahren in der 
Menschenrechtskommission darauf verfallen, soge-
nannte „thematische“ Berichterstatter zu Problem-
komplexen wie Folter, willkürliche Hinrichtungen 
oder religiöse Intoleranz einzusetzen34 ). Die Prä-
gnanz, Schärfe und Tatsachengenauigkeit der Län-
derberichte vermögen solche Querschnittsberichte 
nicht zu erreichen. Viel hängt insoweit auch von der 
Unabhängigkeit und dem Mut des Berichterstatters 
ab, die Dinge beim Namen zu nennen und seine 
Ausführungen nicht in der in den Vereinten Natio-
nen üblichen Art durch Anonymisierung zu ver-
schlüsseln.

Erstmals sind jetzt auch in einem vertraglichen 
Rechtsinstrument, der Anti-Folterkonvention, In-
spektionsrechte des zuständigen Sachverständigen-
ausschusses vorgesehen (Art. 20 Abs. 3). Aber 
eine solche Beweiserhebung an Ort und Stelle setzt 
das Einverständnis des betroffenen Staates voraus. 
Staaten können im übrigen sogleich bei der Unter-
zeichnung oder Ratifikation der Konvention erklä-
ren, daß sie den gesamten Artikel 20 für sich aus-
schließen.

Während die geschilderten Verfahren sämtlich dar-
auf ausgerichtet sind, tatsächlichen oder mutmaßli-
chen Menschenrechtsverletzungen im Wege der 
(konstruktiven) Kritik entgegenzutreten, will vor 
allem das Menschenrechtszentrum der Vereinten 
Nationen das Instrument der Beratungsdienste 



(„advisory Services“) verstärkt einsetzen. In der Tat 
gehen wohl in manchen Ländern der Dritten Welt 
Menschenrechtsverletzungen auch auf Faktoren 
wie Unwissenheit und mangelnde Sachkompetenz 

zurück. Informationsseminare, Schulungskurse für 
Polizei- und Gefängnisbeamte und ähnliche Veran-
staltungen sind sicherlich geeignet, die insoweit be-
stehenden Defizite abzubauen.

V. Schlußbetrachtung

Wie die vorstehenden Ausführungen gezeigt ha-
ben, hat das System der Vereinten Nationen seinen 
wichtigsten Beitrag zur Stärkung des Menschen-
rechtsgedankens durch seine rechtsetzende Tätig-
keit erbracht. Die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte, die beiden Weltpakte von 1966 wie 
auch die großen Anti-Diskriminierungsabkommen 
lassen sich aus der rechtlichen Landschaft nicht 
mehr wegdenken. Sie bilden tragende Säulen einer 
Weltordnung, in der die Menschenrechte einen fe-
sten Platz gefunden haben.
Weniger eindeutig fällt das Urteil über die Erfolge 
der Vereinten Nationen bei der Durchsetzung der 
von ihnen erarbeiteten Schutzstandards aus. Objek-
tivität und Wirksamkeit sind die beiden Kernbegrif-
fe, zu denen sich die vielfach geäußerte Kritik bün-
deln läßt. Über viele Jahre hinweg waren es fast 
ausschließlich Südafrika, Israel und Chile, die zur 
Zielscheibe massiver Vorwürfe gemacht wurden, 
während etwa der Völkermord in Kambodscha in 
New York kaum einen Widerhall fand. Die Bilanz 
hat sich in diesem Punkt entscheidend verbessert. 
Wie gezeigt, sind etwa Länderberichterstatter auch 
für eine ganze Reihe weiterer Länder aus allen 
Weltregionen eingesetzt worden. Erst jüngst hat die 
Menschenrechtskommission durch Entscheidung 
1988/106 vom 10. März 1988 die Einsetzung einer 
Arbeitsgruppe zur Untersuchung der Lage in Kuba 
beschlossen. Auch die Großmächte können immer 
weniger mit Schonung rechnen. Verurteilt wurde 
das amerikanische Eingreifen in Grenada einer-
seits35 ), andererseits aber auch in einer ständigen 
Resolutionskette der sowjetische Einmarsch in Af-
ghanistan mit seinen verheerenden Folgen für die 
Bevölkerung36 ). Sehr viel besser schneiden in 
puncto Unparteilichkeit und Objektivität die Ex-

35) Generalversammlungs-Resolution 38/7 vom 2. 11. 
1983.
36) Zuletzt die Generalversammlungs-Resolution 42/15 vom 
10. 11. 1987.

37) Mehrfach hat der Sicherheitsrat zur menschenrechtlichen 
Lage in den von Israel besetzten Gebieten sowie in Südafrika 
Stellung bezogen.

pertengremien allein schon deswegen ab, weil sie 
niemals von sich aus eine Auswahl unter den ver-
muteten Menschenrechtsbrechern zu treffen ha-
ben, sondern nach ihren Verfahrensregeln routine-
mäßig einen Vertragstaat nach dem anderen über-
prüfen.

Die Wirksamkeit der Mechanismen zur Sicherung 
der Menschenrechte wird naturgemäß von der Tat-
sache bestimmt, daß lediglich die Mittel der Über-
zeugungsbildung und des Drucks durch Publizität 
zur Verfügung stehen. Nur in gravierenden Extrem-
situationen kann auch der Sicherheitsrat zu einem 
Eingreifen ermächtigt sein, wenn er zu der Auffas-
sung gelangt, daß durch Menschenrechtsverletzun-
gen auch der Weltfriede und die internationale Si-
cherheit gefährdet sind37 ). Im übrigen können in 
den Vereinten Nationen getroffene Feststellungen 
auch von jedem einzelnen Staat bei der Führung 
seiner eigenen nationalen Außenpolitik berücksich-
tigt werden. Aber selbst wenn es zu solchen Sekun-
därreaktionen nicht kommt, bedeutet es für ein 
Staatswesen eine erhebliche Bürde, wenn es konti-
nuierlich schwerer Verletzungshandlungen gezie-
hen und damit als Paria der internationalen Ge-
meinschaft abgestempelt wird. Wie auch die jüng-
sten Erfahrungen des Sicherheitsrates mit der zum 
Konflikt zwischen Irak und Iran ergangenen Reso-
lution 598 (1987) gezeigt haben, rührt die effektive 
Stärke einer Resolution nicht in erster Linie von 
ihrer formalen Rechtsverbindlichkeit her, sondern 
von der Kraft der sie fundierenden politischen 
Überzeugungen. Einhellige Mißbilligung durch die 
internationale Gemeinschaft ist ein realer Macht-
faktor, den zu negieren sich auf die Dauer keine 
Regierung erlauben kann.



Otto Luchterhandt

Zum Stand der Freiheitsrechte 
in den Warschauer-Pakt-Staaten

I. Einführung

Als am 10. Dezember 1948 die Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte verabschiedete, enthiel-
ten sich die sechs 1) damals in der UNO vertretenen 
sozialistischen Staaten unter Führung der UdSSR 
der Stimme, dies vor allem aus zwei Gründen: Nach 
ihrer Auffassung trug die Erklärung erstens der 
Bedeutung der sozialen Rechte (Recht auf Arbeit 
usw.) zu wenig Rechnung und zweitens berücksich-
tigte sie nicht hinreichend die Pflichtbindungen des 
Individuums gegenüber Staat und Gesellschaft bzw. 
die der Freiheit des Einzelnen im Interesse der 
Gemeinschaft zu ziehenden Schranken2). In den 
folgenden Jahrzehnten haben die UdSSR und ihre 
Verbündeten versucht, von ihrem Ansatz her die 
Kodifikationsentwicklung der Menschenrechte im 
Netzwerk der Vereinten Nationen zu beeinflussen 
und sind damit keineswegs ohne Erfolg geblieben. 
Davon zeugen in mancher Hinsicht die beiden wich-
tigsten UNO-Menschenrechtskonventionen vom 
19. Dezember 1966, der Internationale Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte (künftig: Bürger-
rechtspakt) und der Internationale Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte (künftig: 
Sozialrechtspakt), die 1976 in Kraft traten. Ein so-
zialistisches Grundrechtsverständnis liegt ihnen 
— trotz der Ausklammerung des Eigentums-
rechts — allerdings nicht zugrunde, vielmehr ein im 
Ausgangspunkt liberales, das jedoch sozial- und 
kulturstaatlich modifiziert ist3). Gleichwohl haben 
sämtliche Warschauer-Pakt-Staaten die Pakte rati-
fiziert4), sich zu ihrer Verwirklichung also völker-
rechtlich verpflichtet; eine ausdrückliche Transfor-
mation der Pakte in unmittelbar geltendes inner-
staatliches Recht haben sie damit — ausgenommen 
Ungarn — indes nicht verbunden und entsprechen-

1) Neben der Ukraine und Weißrußland noch Polen, SSR 
und Jugoslawien.
2) Vgl. Felix Ermacora, Menschenrechte in der sich wan-
delnden Welt, Bd. I, Wien 1974, S. 540f.
3) Ausführlich Otto Luchterhandt, Menschenrechtspolitik 
im KSZE-Prozeß, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 19/1986, S. 24 f.
4) Bulgarien: 21. 9. 1970; Sowjetunion: 16. 10. 1973; DDR:
8. 11. 1973; Ungarn: 17. 1. 1974; Rumänien: 31. 10. 1974;
CSSR: 23. 12. 1975; Polen: 3. 3. 1977.

den Interpretationen vor dem UNO-Menschen- 
rechtsausschuß widersprochen5). Auch haben sie 
es bislang, wiederum mit der (kürzlichen) Aus-
nahme Ungarns, abgelehnt, sich den für die Ein-
haltung des Bürgerrechtspakts vorgesehenen 
wirksameren Kontrollinstrumenten der Staatenbe-
schwerde und der Individualbeschwerde zu unter-
werfen.
Lange Zeit haben sich die Sozialistischen Staaten 
gegenüber ihren Kritikern auf dem Gebiet der 
Menschenrechte damit verteidigt, sie hätten mit 
dem Aufbau einer „sozialistischen“ Gesellschafts-
ordnung ihre menschenrechtlichen Verpflichtungen 
nicht nur erfüllt, sondern bereits ein über dem „bür-
gerlichen“ Standard des Westens liegendes Niveau 
erreicht, weil durch die „sozialistische Planwirt-
schaft“ die sozialen Rechte und durch die „soziali-
stische Demokratie“ unter Führung der Partei die 
politische Freiheit des Bürgers realisiert worden 
seien.
Diese ideologisch-propagandistische Strategie der 
Immunisierung gegen Kritik durch Selbstbelobi-
gung und Begriffsvemebelung wurde durch das po-
litische Wirken der osteuropäischen Bürgerrechts-
bewegungen und das von ihnen gelieferte Informa-
tionsmaterial über Menschenrechtsverletzungen 
bald aufs schwerste erschüttert. Im Zuge der west-
östlichen Menschenrechtsauseinandersetzung — 
auf den Folge- und Expertentreffen der Konfe-
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa (KSZE) seit Belgrad (1977/78)6) — wurde ihre 
politische und juristische Untauglichkeit vollends 
offensichtlich. Es ist ein großes Verdienst der 
KSZE-Debatten über die Erfüllung der Menschen-
rechtsverpflichtungen, daß sie die Aufmerksamkeit 
der internationalen Öffentlichkeit ganz konkret auf 
das jeweilige innerstaatliche Recht und dessen An-
wendung durch Behörden und Gerichte gelenkt ha-
ben, insbesondere auf die im Westen, paradoxer-

5) Vgl. Hans von Mangoldt, Die kommunistische Konzep-
tion der Bürgerrechte und die Menschenrechte des Völker-
rechts, in: Menschenrechte in den Staaten des Warschauer 
Paktes, Bericht der Unabhängigen Wissenschaftlerkommis-
sion, Köln 1988, S. 39-41.
6) Vgl. O. Luchterhandt (Anm. 3), S. 29 ff. 



weise aber auch im Osten so wenig bekannten 
Rechtsverhältnisse der einzelnen sozialistischen 
Staaten. In der Bundesrepublik hat, hiervon ange-
regt, eine 1986/87 beim Bundesjustizministerium 
gebildete Unabhängige Wissenschaftlerkommis-
sion vor wenigen Monaten einen Bericht über die 
Menschenrechte in den Staaten des Warschauer 
Paktes vorgelegt7), der sich auf die im Bürger-
rechtspakt von 1966 normierten klassischen Frei-
heitsrechte konzentriert. Seine Ausarbeitung und 
Veröffentlichung fiel bzw. fällt in eine Zeit, in der 

7) Vgl. Anm. 5. Unter dem Vorsitz des Ostrechtlers 
Prof. Dr. G. Brunner gehörten ihr die Professoren D. Blu-
menwitz, E. Klein, A. Randelzhofer, G. Rhode, F.- 
C. Schroeder und W. Weidenfeld an. Der Verfasser war Se-
kretär der Kommission.
8) Vgl. Otto Luchterhandt, UN-Menschenrechtskonventio-
nen — Sowjetrecht — Sowjetwirklichkeit, Baden-Baden 
1980, S. 33 ff.
9) Vgl. Georg Brunner, Zusammenfassung (Anm. 5),
S. 407.

sich die Lage der Menschenrechte im sowjetischen 
Hegemonialbereich aufgrund der Reformpolitik 
Gorbatschows augenscheinlich verbessert. Aller-
dings verläuft die Entwicklung in den Ländern zur 
Zeit höchst ungleichmäßig, und ihre Dynamik läßt 
sich noch nicht klar einschätzen. Der folgen-
de Überblick beruht im wesentlichen auf dem 
Kommissionsbericht, bezieht aber, insbesondere 
im Falle der UdSSR, die neueren Vorgänge und 
menschenrechtsrelevanten Reformprojekte mit 
ein.

II. Die Menschenrechte im Länderüberblick
1. Sowjetunion

Auf dem Gebiet der Menschenrechte hatte die 
UdSSR gegen Ende der Breschnew-Ära einen Tief-
punkt erreicht: Mitte der achtziger Jahre befanden 
sich sowohl das geschriebene Recht als auch die 
Rechtspraxis weithin im Widerspruch zu den völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen, vor allem in den 
Normbereichen der klassischen Menschenrechte 
(Recht auf Leben, Freizügigkeit, Religionsfreiheit, 
Meinungs-, Versammlungs-, Vereinigungs- und 
Koalitionsfreiheit, Wahlrecht, Unverletzlichkeit 
der Person, Recht auf ein faires Gerichtsverfahren, 
auf einen menschenwürdigen Strafvollzug, Verbot 
der Folter, Rechte ethnischer Minderheiten). Der 
Bericht der Kommission kommt daher insofern zu 
einem weitgehend negativen Ergebnis, und wäre ihr 
Untersuchungsmandat auf die sozialen Rechte aus-
gedehnt worden — Recht auf Arbeit, gerechte Ent-
lohnung und Urlaub, auf Bildung, Wohnung, medi-
zinische Versorgung, auf soziale Sicherung im Al-
ter, Krankheit, Invalidität, auf Familienförderung 
usw. —, so hätte man auch hier, insbesondere bei 
der Höhe und Qualität der staatlichen Leistungen 
und hinsichtlich der Gleichheit bzw. Gerechtigkeit 
ihrer Verteilung, gravierende Mängel feststellen 
können8).

Allerdings beginnen sich die Verhältnisse 1986/87 
durch Gorbatschows Reformkurs, wie auch der 
Kommissionsbericht hervorhebt9), zum Besseren 
zu wenden, ein infolge der sich liberalisierenden 
Pressetätigkeit („Glasnost“) zunächst eher atmo-

sphärischer Wandel, der inzwischen aber in einigen 
konkreten Menschenrechtsverbesserungen Gestalt 
anzunehmen beginnt. Die folgenden Punkte verdie-
nen eine Hervorhebung.

1. Indem man seit 1986 die Vorzensur schubweise 
gelockert (wenn auch nicht abgeschafft) hat, sind 
im Bereich der Meinungs- und Pressefreiheit die 
Spielräume zugunsten der Redaktionen bis hin zur 
Kritik an den Grundlagen und Erscheinungsformen 
des bürokratischen Sozialismus erweitert worden. 
Hierin liegt ein qualitativer Wandel, ja, wahrschein-
lich die bedeutendste und hoffnungsvollste Neue-
rung gegenüber der Breschnew-Ära. Die rechtlich-
institutionelle Absicherung dieser Lage durch die 
angekündigten Gesetze über Glasnost sowie über 
die Presse und die Masseninformationsmittel steht 
noch aus. Die strafrechtlichen Instrumente zur Un-
terdrückung „antisowjetischer“ Meinungsäußerun-
gen (Art. 1901, Art. 70 StGB der RSFSR) gelten 
nach wie vor, werden aber gegenwärtig kaum noch 
angewendet und sollen im Zuge der zur Zeit vorbe-
reiteten Strafrechtsreform abgeschafft (Art. 1901) 
bzw. liberalisiert (Art. 70) werden.

2. Die Entlassung des Ehepaars Sacharow aus der 
Verbannung in Gorki unter persönlicher Mitwir-
kung Gorbatschows bildete den spektakulären und 
symboljrächtigen Auftakt zu einer breiten Amne-
stierung politischer und religiöser Gewissensgefan-
gener in den folgenden Monaten. Indem die Regie-
rung die Entlassung allerdings regelmäßig von 
Reuebekenntnissen abhängig machte, geht sie nach 
wie vor von der Rechtmäßigkeit der Unterdrückung 
menschenrechtlicher Meinungs- und Bekenntnis-
freiheit aus. Wieviele politische Gefangene es heute 
noch gibt, läßt sich nur sehr schwer abschätzen, da 
die Behörden seit den siebziger Jahren in sehr vie-
len Fällen zu dem Mittel gegriffen haben, Bürger-
rechtler wegen gewöhnlicher Kriminaldelikte 
(Rowdytum, parasitärer Lebenswandel usw.) anzu-



klagen. Insgesamt dürfte die Zahl aber inzwischen 
unter 1 000 liegen.

3. Eine der Begleiterscheinungen der „Perestrojka“ 
ist die spontane Inanspruchnahme der Versamm- 
lungs- und Demonstrationsfreiheit durch politisch 
aktive (nicht unbedingt reformorientierte) Teile der 
Bevölkerung. Vor allem in den kulturell höher ent-
wickelten, von starkem nationalen Eigenbewußt-
sein geprägten nichtslawischen Randrepubliken der 
UdSSR (Baltikum, Armenien), aber auch in den 
Großstädten und Industriezentren Rußlands mach-
ten in den letzten 15 Monaten die Menschen zuneh-
mend von jenen Rechten, für die es kaum rechtliche 
Verfahrensregelungen gab, Gebrauch. Politische 
Führung und Behörden reagierten zum Teil unsi-
cher, insgesamt aber ziemlich beweglich und diffe-
renziert: Massenveranstaltungen nahm man meist 
hin, gegen kleinere Versammlungen schritt man 
regelmäßig ein ). Hervorstechend ist das Bemü-
hen, trotz einer gewissen Toleranz, die volle Kon-
trolle über die Vorgänge zu behalten. Im Sommer 
1988 dekretierten jedenfalls die Präsidien der Ober-
sten Sowjets de 11r Union ) und der Unionsrepubli-
ken einschlägige Verfahrensregelungen, die die 
Ausübung der Versammlungsfreiheit erstmals nicht 
nur von gesellschaftlichen Organisationen aner-
kannten, sondern auch „einzelnen Bürgergruppen“ 
zugestehen, allerdings von einer Erlaubnis der Be-
hörden abhängig machen, die sie insbesondere 
dann verweigern können, wenn die Ziele der Ver-
anstaltungen „die gesellschaftliche Ordnung bedro-
hen“. Gegen Versagungen kann gerichtlich nicht 
vorgegangen werden. Gleichzeitig verabschiedete 
Vorschriften ermächtigen die zu den Streitkräften 
zählenden „Inneren Truppen“ des Innenministeri-
ums der UdSSR zu Vorbeugungs- und Abwehrmaß-
nahmen, insbesondere gegen unerlaubte Massen-
veranstaltungen. Spontandemonstranten drohen 
Geldbuße und Arrest, im Wiederholungsfälle Frei-
heitsstrafe 12).  Gegen die Dekrete, die bereits in 
zahllosen Fällen angewendet wurden, hat sich eine 
Welle von Protesten und Kritik erhoben, die auch 
in die Regierungszeitung „Izvestija“ Eingang 
fand ), aber nichts ausrichtete.

10

13

10) In den ersten sechs Monaten 1988 fanden nach offiziellen 
Angaben in Moskau 246 unerlaubte öffentliche Versamm-
lungen statt, an denen ca. 35 000 Menschen teilnahmen. Vgl. 
USSR News Brief, (1988) 14, S. 8.
11) Dekret des Präsidiums des Obersten Sowjet der UdSSR 
vom 28. 7. 1988, WS SSSR 1988, Nr. 31, Art. 504.
12) Der neu eingefügte Art. 2001 StGB RSFSR sieht maxi-
mal ein halbes Jahr oder „Besserungsarbeiten“ bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe bis zu 2 000 Rubeln (ca. ein Jahresge-
halt) vor.
13) Vgl. das Lifschiz-Interview in den „Izvestija“ vom 6. 10. 
1988.

14) Vgl. Pravda vom 27. 12. 1987; umfassend Olga Aleksan- 
drova, Informelle Gruppen und Perestrojka in der Sowjet-
union. Eine Bestandsaufnahme, Berichte des BlOst, 
(1988) 18.
15) USSR News Brief, (1988) 16, S. 1.

4. Die Versammlungsfreiheit nutzen heute — mit 
oder ohne Erlaubnis — in erster Linie jene zahllo-
sen freien Vereinigungen, Assoziationen, Clubs, 
Gruppen usw., die zwar schon seit längerem zur 
Wirklichkeit der Sowjetgesellschaft gehören, im 
Zuge der Perestrojka aber eine explosionsartige 
Entwicklung erlebten; Ende 1987 sollen es circa 
30 000 gewesen sein ). Überwiegend handelt es 
sich um eher unpolitische lokale Interessengrup-
pen; eine beträchtliche Anzahl von ihnen beschäf-
tigt sich jedoch mit politischen und gesellschaftli-
chen Problemen und strebt überregionale Zusam-
menschlüsse, ja, die Bildung politischer Parteien 
an. Am weitesten ist die Entwicklung in den balti-
schen Staaten vorangeschritten, wo in den letzten 
Monaten jeweils eine sogenannte „Volksfront“ als 
freiheitlich-nationale Sammlungsbewegung ent-
stand und auch politische Parteien gegründet wur-
den (z. B. 20. August 1988: Partei der Nationalen 
Unabhängigkeit Estlands )). In der Russischen 
Föderation ist ein „Demokratischer Bund“ als 
Dachorganisation einer Vielzahl demokratisch- 
rechtsstaatlich orientierter Vereine entstanden; er 
steht zur Zeit in Opposition weniger zur KPdSU als 
vielmehr zu „Pamjat“, der Hauptorganisation des 
großrussischen Nationalismus. Die Partei- und 
Staatsführung toleriert die spontane Ausübung der 
Vereinigungsfreiheit, obwohl dies den noch gelten-
den Vereinsgesetzen der Stalin-Ära kraß wider-
spricht. Das angekündigte neue Vereinsgesetz ist 
für 1989 zu erwarten.

14
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5. Im Bereich der Religionsfreiheit zeichnet sich 
seit der Jahreswende 1987/88 eine Abkehr von der 
antireligiösen Repressionspolitik bzw. eine deutli-
che Tendenz zu mehr Toleranz gegenüber den reli-
giösen Bürgern und dem öffentlichen Wirken der 
Religionsgemeinschaften ab. Daß dies der Wille der 
neuen Führung ist, hat die stark herausgestellte 
Begegnung Gorbatschows mit dem Patriarchen der 
Russisch-Orthodoxen Kirche Ende April 1988 im 
Kreml anläßlich dei Tausendjahrfeier der Christia-
nisierung Rußlands unmißverständlich deutlich ge-
macht. Auch wenn eine durchgreifende Liberalisie-
rung der Religionspolitik nicht in Sicht und auch 
von dem angekündigten „Gesetz über die Gewis-
sensfreiheit“ nicht zu erwarten ist, deutet die in ein-
zelnen Regionen des Landes bereits geänderte Ver-
waltungspraxis auf eine Reihe von Verbesserungen 
hin: volle Rechts- und Eigentumsfähigkeit der reli-
giösen Vereinigungen, grundsätzliche Erlaubnis al-
ler „religiösen“ Tätigkeiten unter Einschluß karita-



tiver Arbeit, Zulässigkeit kirchlichen Religionsun-
terrichts, Erweiterung der Anstaltsseelsorge, erst-
mals auch auf Strafanstalten. Allerdings scheint der 
Staat weitgehend an dem bisherigen Zustand fest-
halten zu wollen, in allen wichtigeren Angelegen-
heiten der religiösen Organisation, des Personal-, 
Publikations- und Ausbildungswesens sowie der Fi-
nanz- und Wirtschaftstätigkeit mitzuentscheiden. 
Sollte freilich die Kompetenz für Religionsfragen 
von der Union auf die Republiken übergehen, dann 
dürften die Religionsgemeinschaften vor allem im 
Baltikum und im Kaukasus dem Zustand wirklicher 
Religionsfreiheit sehr nahe kommen.

6. Schwankend sind die Verhältnisse zur Zeit im 
Bereich des Freizügigkeitsrechts. Das rigide System 
der behördlich beschränkten innerstaatlichen Be-
wegungsfreiheit (Inlandspässe) wird nach wie vor 
praktiziert, namentlich gegenüber den Krimtata-
ren, die aus Mittelasien in ihre alte Heimat zurück-
kehren; ungeachtet dessen haben inzwischen einige 
Tausend von ihnen die Legalisierung ihrer Heim-
kehr erreichen kön 16nen ). Die im August 1986 vor-
genommene Novellierung der Ein- und Ausreise-
ordnung, welche der Regelung von Privatreisen 
galt, enthielt zwar positive Aspekte, genügte insge-
samt rechtsstaatlichen Anforderungen jedoch 
nicht. Ihr folgte 1987 sogar eine deutlich restrikti-
vere Ausreisepraxis, die inzwischen allerdings par-
tiell, namentlich im Falle der deutschen Minder-
heit, toleranter geworden ist.

7. Eine positive Entwicklung hat sich auf dem be-
sonders düsteren Feld des unter das Folterverbot 
(Art. 7 Bürgerrechtspakt) fallenden Mißbrauchs 
der Psychiatrie für politische und sonstige Zwecke 
ergeben, nachdem 1987 erstmals sowjetische Zei-
tungen (unter anderem „Izvestija“) kritische Be-
richte hierzu veröffentlicht hatten. Am 1. März 
1988 trat eine Verfahrensordnung über die Leistung 
psychiatrischer Hilfe in kraft, welche die Zwangs-
hospitalisierung psychisch Kranker wesentlich 
strengeren Anforderungen unterwirft, die Rechts-
lage der Betroffenen verbessert und insbesondere 
den gerichtlichen Rechtsschutz gegen Zwangsein-
weisungen eröffnet. Seither wurden viele Bürger 
aus der psychiatrischen Zwangskontrolle entlassen. 
Gleichwohl liegen Informationen dafür vor, daß die 
Psychiatrie vom Geheimdienst KGB nach wie vor 
für politische Zwecke mißbraucht wird. Die für die 
bisherige Praxis verantwortlichen Klinikärzte sind 
nach wie vor im Amt ).17

16) Vgl. USSR News Brief, (1988) 10, S. 4.
17) Ausführlich Otto Luchterhandt, Die psychiatrische 
Zwangsbehandlung in der UdSSR nach altem und neuem 
Recht, in: WGO, Monatshefte für Osteuropäisches Recht, 
1988, S. 151-174.

18) Gesetz über das Verfahren der gerichtlichen Anfechtbar-
keit rechtswidriger Handlungen von Amtspersonen, die die 
Rechte der Bürger verletzen, vom 30. 6. 1987, WS SSSR 
1987, Nr. 26, Art. 388 bzw. Nr. 42, Art. 692.

8. Zu den bedeutsamsten Aspekten der „Glasnost“ 
im Pressewesen gehört die Kritik an den Zuständen 
in der Justiz, die ungeschminkte, exemplarisch zu 
verstehende Darstellung von Willkür, Unfähigkeit, 
Korruption, Charakterlosigkeit und obrigkeitlich-
politischer Hörigkeit („Telefonrecht“ der Parteiin-
stanzen) in Gerichten, Staatsanwaltschaft und Un-
tersuchungsbehörden. Die zur Abhilfe gemachten 
Vorschläge befürworten einhellig insbesondere die 
Stärkung des Beschuldigten und seines Verteidigers 
im Strafverfahren und die Aufwertung des Richters 
durch Garantien seiner persönlichen und sachlichen 
Unabhängigkeit. Ob bzw. in welchem Umfang die 
öffentliche Justizkritik bereits positive Entwicklun-
gen in der Praxis eingeleitet hat, läßt sich vorläufig 
ebensowenig beantworten wie die Frage, in wel-
chem Ausmaß die rechtsstaatlich orientierten Re-
formvorschläge in das Straf-, Strafprozeß- und 
Strafvollzugsrecht Eingang finden werden, an de-
ren Reform gegenwärtig gearbeitet wird.

9. Einen gewissen Durchbruch hat die Perestrojka 
auch auf dem Gebiet des gerichtlichen Rechtsschut-
zes gegenüber der Verwaltung bewirkt, womit der 
durch Art. 58 Abs. 2 der Unionsverfassung von 
1977 erteilte, von der Ministerialbürokratie jedoch 
lange blockierte Gesetzgebungsauftrag endlich er-
füllt wurde ). Das Gesetz läßt die Anfechtung von 
Verwaltungsakten zwar im Prinzip auf der Grund-
lage einer Generalklausel zu, durchlöchert sie aller-
dings in formeller Hinsicht dadurch, daß es den 
Rechtsschutz nur gegen Maßnahmen einzelner 
Amtspersonen und nicht auch gegen Akte von Kol-
legialbehörden eröffnet, in materieller Hinsicht da-
durch, daß es besondere, nicht unbedingt gerichtli-
che Beschwerderegelungen für alle Fälle zuläßt, in 
denen der Gesetzgeber eine Abkehr vom gerichtli-
chen Rechtsschutz für opportun hält. Die bisherige 
Gesetzgebung deutet darauf hin, daß der Bürger 
weniger durch die Generalklausel dieses Gesetzes, 
als vielmehr erst durch die entsprechenden Rege-
lungen in den verwaltungsrechtlichen Einzelgeset-
zen über das Ausmaß seines gerichtlichen Rechts-
schutzes gegenüber den Behörden ins Bild gesetzt 
wird.
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10. Die skizzierten Veränderungen in menschen-
rechtsrelevanten Bereichen sind Elemente des zur 
Zeit diskutierten, von der 19. Parteikonferenz 
(28. Juni bis 1. Juli 1988) aufgegriffenen Konzepts 
eines „sozialistischen Rechtsstaates“. Insgesamt 
zielt es auf die Ausweitung der Präsenz und die 
Aufwertung des Rechts im Staatsleben ab. Man will 



dieses hochgesteckte Ziel vor allem durch den 
Übergang zu einer echten parlamentarischen Ge-
setzgebung erreichen und deren Vorrang vor der 
gegenwärtig noch weithin das Feld bestimmenden 
Rechtsetzung der Exekutive (Ministerrat; Ministe-
rien) sichern. Das Konzept steht folglich in einem 
organischen Zusammenhang mit der für 1989 vor-
gesehenen Umgestaltung der bislang ohnmächtigen 
Sowjets in parlamentarisch arbeitende Volksvertre-
tungen. Der Ende Oktober veröffentlichte Entwurf 
zur Änderung der Unionsverfassung19 ) sieht vor, 
den Obersten Sowjet der UdSSR zu einem indirekt, 
von einem Sowjetkongreß gewählten Gesetzge-
bungsorgan umzugestalten, das aus circa 400—450 
hauptamtlich tätigen Abgeordneten bestehen und 
jährlich in zwei Sitzungsperioden von jeweils drei 
bis vier Monaten tagen soll. Erstmals scheint man 
dem Obersten Sowjet außerdem einen materiellen 
Gesetzesvorbehalt gegenüber der Exekutive ein-
räumen zu wollen: Er „führt die gesetzgebende Re-
gelung der Eigentumsverhältnisse, der Organisa-
tion der Verwaltung der Volkswirtschaft und des 
sozialen und kulturellen Aufbaus, des Budget- und 
Finanzierungssystems, der Entlohnung und Preis-
bildung, der Besteuerung, des Umweltschutzes und 
der Nutzung der Bodenschätze, der Verwirklichung 
der verfassungsmäßigen Rechte, der Freiheiten und 
der Pflichten der Bürger, anderer Beziehungen, 
deren Regelung zur Kompetenz der Union der SSR 
gehören, durch“ (Art. 113 Ziff. 7 E). Der Entwurf 
sieht ferner den „Einstieg“ in eine Verfassungsge-
richtsbarkeit vor (Art. 125, 126 E). Neben dem 
Obersten Sowjet soll der Kongreß der Volksabge-
ordneten der UdSSR nämlich ein „Komitee für 
Verfassungskontrolle“ in Gestalt von 15 Mitglie-
dern „aus einer Zahl von Experten für Politik und 
Recht für 10 Jahre“ wählen. Das Komitee soll die 
Verfassungs- bzw. Gesetzmäßigkeit von Gesetzes-
entwürfen der Union, von Gesetzen und sonstigen 
Rechtsakten der Union, der Verfassungen und Nor-
mativakte der Unionsrepubliken sowie der gesell-
schaftlichen Organisationen überprüfen und die 
von ihm für rechtswidrig gehaltenen Akte teils sus-
pendieren, teils den jeweils übergeordneten Verfas-
sungsorganen zur Aufhebung vorschlagen dürfen.

19) Vgl. Pravda vom 22. 10. 1988, S. 1—3 (deutsche Aus-
gabe).

20) Näheres bei Stefan Troebst, Partei, Sta t und türkische 
Minderheit in Bulgarien 1956—1988, in: R. Schönfeld 
(Hrsg.), Nationalitätenprobleme in Südosteuropa, München 
1987, S. 231-254.
21) Ausführlich Wolfgang Höpken, Demokratisierung in 
kleinen Schritten. Die Kommunalwahl in Bulgarien, in: Süd-
osteuropa, (1988), S. 208—218.

Die Wahrscheinlichkeit, daß die neuen Institutio-
nen erfolgreich arbeiten werden, wird der Beobach-
ter angesichts der niedrigen Rechtskultur in weiten 
Teilen des Landes und beinahe gänzlich fehlender 
parlamentarischer Traditionen eher skeptisch beur-
teilen. Ein zentrales, kaum lösbar erscheinendes 
Schlüsselproblem für die Lebensfähigkeit der 
neuen Verfassungsstruktur ist vorläufig noch kaum 

diskutiert worden, nämlich die Frage, wie die (auch 
von Gorbatschow nicht in Frage gestellte) politische 
Allmacht der Parteiführung und ihres Apparates 
mit einer sich nach dem Prinzip der Wahl von unten 
demokratisierenden und rechtsstaatlich umgestalte-
ten Organisation von Staat und Gesellschaft zusam-
men bestehen kann.

2. Bulgarien

Die Garantie der persönlichen und politischen Frei-
heitsrechte ist eine von Bulgarien noch weitgehend 
unerfüllte völkerrechtliche Verpflichtung. Nach 
wie vor folgt das Regime der Praxis, die politisch 
unerwünschte Ausübung der Meinungs-, Ver- 
sammlungs-, Demonstrations- und Vereinigungs-
freiheit zu unterbinden. Es gibt zwar einzelne Bür-
gerrechtler, aber eine Bürgerrechtsbewegung hat 
sich vorläufig nicht entwickeln können. Eine mit 
umfassenden Befugnissen ausgestattete Staatsauf-
sicht engt den Handlungsspielraum der Religions-
gemeinschaften drastisch ein, auch, wenngleich we-
niger auffällig, den der Bulgarischen Orthodoxen 
Kirche. Kleinere protestantische und Sektenge-
meinschaften werden verfolgt. In einer ähnlichen 
Situation befinden sich die teils der bulgarischen, 
teils der türkischen Nationalität angehörenden 
Moslems. Die religiöse Unterdrückung ist hier Teil 
einer langjährigen nationalistischen Assimilierungs-
politik, die Mitte der achtziger Jahre in eine offene 
Zwangsbulgarisierung einmündete 20 ).
In das Ermessen der Verwaltungsbehörden ist nicht 
nur die Ausübung der Ein- und Ausreisefreiheit, 
sondern weithin auch die der innerstaatlichen Auf-
enthaltsfreiheit durch ein rigides Melderecht ge-
stellt. Rechtlich schwach ausgestaltet, ist die Stel-
lung des Bürgers im Strafverfahren; die Praxis des 
Strafvollzuges überschreitet vielfach die Grenze 
zum Folterverbot.
In diese Negativbilanz mischen sich in jüngerer Zeit 
unter dem Einfluß von Gorbatschows Reformpoli-
tik einige positive Elemente: Die Wahlrechtsnovel-
lierung vom Dezember 1987 zielt auf eine gewisse 
Demokratisierung des Nominierungsverfahrens 
und auf eine Abkehr von der Praxis des Einheits-
kandidaten ab, hat sich bei den Kommunalwahlen 
vom Februar 1988 allerdings nur in einem Fünftel 
der Wahlkreise ausgewirkt, obwohl auf dieser 
Ebene unkonventionelles Wählerverhalten erfah-
rungsgemäß eher anzutreffen ist21 ).



Begrenzte Verbesserungen der Rechtsstellung des 
Bürgers zeichnen sich ferner bei der Ausreisefrei-
heit, bei privater Wirtschaftstätigkeit, beim gericht-
lichen Rechtsschutz (Staatshaftungsgesetz vom Juli 
1988) und im Bereich der Strafjustiz ab.

Die Veränderungen können nicht darüber hinweg-
täuschen, daß die bulgarische Partei- und Staatsfüh-
rung bislang nur taktisch-rhetorisch auf Gorba-
tschows Perestrojka (bulgarisch: preustrojstvo) ein-
geschwenkt ist. Die zum Teil weitreichenden Reor-
ganisationen im zentralen und territorialen Staats-
apparat dienen zwar angeblich der „Selbstverwal-
tung des Volkes“, haben tatsächlich aber vor allem 
die Stellung Todor Zivkovs und des Parteiapparates 
gestärkt22 ). Die Grenzen kritischer Berichterstat-
tung, die seit den sechziger Jahren in verschiedenen 
(eher unpolitischen) Themenbereichen ungleich 
weiter gezogen sind als etwa in der UdSSR, sind 
inzwischen zwar auch auf politischem Gebiet etwas 
aufgelockert worden, doch kann von einem der so-
wjetischen „Glasnost“ vergleichbaren Wandel der 
Presse vorläufig nicht die Rede sein; die Kontrolle 
der Parteiführung über diesen Bereich ist unge-
schwächt.

22) Vgl. Wolfgang Höpken, .Perestrojka' auf bulgarisch: So-
fia und die Reformpolitik Gorbav, in: Südosteuropa, 
(1987), S. 219-245.
23) Vgl. G. Brunner, (Anm. 9), S. 404 f.

24) Vgl. Neue Justiz. (1988). S. 282 ff.; Bernet/Schöwel 
Schüller, in: Staat und Recht, (1988). S. 561 ff. Pohl/Schulze. 
S. 570 ff. Brachmann/Christoph, S. 584 ff. Büchner/Uhder/ 
Kemnitzer.
25) Siehe die laufende Berichterstattung in der Zeitschrift 
„Kirche im Sozialismus“ (Berlin-West) über die Gruppen 
innerhalb und außerhalb der Kirchen.

3. DDR

Die menschenrechtliche Lage in der DDR vermit-
telt einen zwiespältigen Eindruck. Sie ist — so das 
treffende Fazit des Kommissionsberichts23 ) — 
„sehr uneinheitlich": „Einerseits sind die Men-
schenrechte in ihrer politischen Relevanz bis zur 
Substanzlosigkeit entleert. Diskriminierungen und 
Verfolgungen aus politischen Gründen sind zahl-
reich. Die Menschenrechtsverletzungen im Straf-
verfahren und Strafvollzug erfolgen regelmäßig 
durch Überbelegung und unzureichende Verpfle-
gung in den Haftanstalten. Fälle unmenschlicher 
Behandlung, gesundheitsgefährdender Arbeitsan-
forderungen und harter Disziplinarmaßnahmen 
kommen hinzu. Physische Gewalt wird selten ange-
wandt, häufig sind aber Drohungen bei Verneh-
mungen. Die Möglichkeiten der Verteidigung sind 
teilweise in einem völkerrechtlich nicht mehr ver-
tretbaren Ausmaß eingeschränkt. Ein krasser Völ-
kerrechtsverstoß und einmalig im ganzen War-
schauer-Pakt-Bereich ist die totale Verweigerung 
jeglichen gerichtlichen Verwaltungsrechtsschutzes. 
Andererseits genießen die Kirchen eine vergleichs-
weise starke Autonomie, und die Eingriffe in die 
Religionsfreiheit sind relativ begrenzt . . . Den völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen wird die Behand-

lung der kleinen sorbischen Minderheit in vollem 
Umfange gerecht, ..." Zwiespältig ist auch die Si-
tuation im Bereich der Ausreisefreiheit. Einerseits: 
„Statistisch gesehen nimmt die DDR hinsichtlich 
der Ausreiseintensität gerade in westlicher Rich-
tung eine Spitzenstellung im Warschauer Pakt ein.“ 
Andererseits: „Einen gravierenden Völkerrechts-
verstoß stellen ... die unmenschlichen Grenzsi-
cherungsanlagen an der Grenze zur Bundesrepu-
blik und die harte Strafpraxis bei Fluchtversuchen 
dar.“

Die Widersprüchlichkeit der Tendenzen hat sich 
inzwischen eher noch verstärkt. Während die libe-
ralere Handhabung von Ausreisegenehmigungen 
insbesondere in bezug auf Personen unterhalb des 
Rentenalters unverändert anhält (jährlich über eine 
Million) und sich neuerdings Hinweise darauf häu-
fen, daß man in absehbarer Zeit die Rechtsposition 
des Bürgers gegenüber den Behörden durch eine 
gesetzliche Regelung des Verwaltungsverfahrens 
und sogar einen begrenzten gerichtlichen Schutz 
gegen rechtswidrige Eingriffe von Amtsträgern in 
gewisse Bürgerrechte stärken will24 ), versucht die 
SED ein Übergreifen der Perestrojka-Bewegung 
von der UdSSR auf die DDR zu unterbinden. Ihre 
Chancen sind dabei eher ungünstig, denn beachtli-
che Reformkräfte haben sich im vergangenen Jahr-
zehnt, vor allem unter dem schützenden Dach der 
evangelischen Kirchen, gesammelt und in einer 
Vielzahl nicht legalisierter, gesellschaftspolitisch 
orientierter Gruppen, Arbeitskreise, Bewegungen 
usw. organisatorisch Gestalt angenommen. Über 
die von ihnen schwerpunktmäßig behandelten The-
men „Umweltschutz“ und „Friedenssicherung“ hin-
aus fordern sie heute eine grundlegende demokra-
tische und rechtsstaatliche Umgestaltung des Staat- 
Bürger-Verhältnisses anstelle des bestehenden pa-
ternalistischen Bevormundungs- und Kommando-
systems der Partei25). Ausdrücklich beruft man sich 
auf die Politik Gorbatschows. Unter dem Druck 
dieser Kräfte, alarmiert durch die beängstigenden 
Wirkungen von Resignation und Ausreisementali-
tät in den Gemeinden und ermutigt durch die offen-
sichtlich günstige politische Großwetterlage, ma-
chen sich die Synoden der evangelischen Landeskir-
chen und des Kirchenbundes sowie führende Kir-
chenleute, insgesamt noch eher vorsichtig, die For-
derungen einer Reform des Systems zu eigen. 
Durch demonstrativ bekundete Dialogbereitschaft 
und kritische Bemerkungen an eigene Adressen 



versucht man, dem Regime politische Ängste zu 
nehmen und zum gutwilligen Einlenken zu bewe-
gen26 ), ein Vorgehen, das das typische Dilemma 
einer protestantischen Kirche im kommunistischen 
Weltanschauungsstaat widerspiegelt. Es resultiert 
daraus, daß man zwar faktisch — nolens-volens — 
die Rolle und Funktion der (einzigen) politischen 
Opposition innehat und stellvertretend spielen 
muß, sie aber wegen der aus theologischen Grün-
den unbedingt aufrecht zu erhaltenden Unterschei-
dung zwischen „Kirche“ und „politischer Partei“ 
nur mit den Mitteln der Kirche, d. h. begrenzt spie-
len kann. Allerdings haben die Kirchen ihr Haupt-
mittel — das klare Wort — vorläufig noch nicht 
voll ausgeschöpft. Trotz dieser Mäßigung hat der 
Staat auf die in Amtsblättern und Kirchenzeitungen 
geäußerte politische Kritik sofort mit ungewöhnlich 
massiven Zensureingriffen reagiert27 ). Diese Vor-
gänge, die neuerliche Beschränkung westlicher Be-
richterstattung aus dem „Raum der Kirchen“ und 
— wohl am eindrucksvollsten — die zunehmende 
Limitierung des Zuganges der DDR-Bürger zu so-
wjetischen Zeitungen zeigen überdeutlich, daß von 
der heutigen SED-Führung nicht Reformbereit-
schaft, sondern nurmehr Abschirmung ihrer Regie-
rungsweise zu erwarten ist.

26) Vgl. dazu die Quellentexte in: epd-Dokumentation, 
(1988) 43.
27) Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22. 9. 1988, 
S. 6.

28) Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 24. 6. 1988, S. 4.
29) Vgl. den Fall des Lehrers Jaroslav Popelka aus Brünn 
(Brno), in: Neue Zürcher Zeitung vom 11. 8. 1988, S. 4.
30) Vgl. Anm. 28.

4. Tschechoslowakei

Ungünstiger als in der DDR, sowohl was die 
Rechtslage, als auch was die Praxis von Partei und 
Staat namentlich im Umgang mit der politischen 
Opposition anbelangt, sind die Menschenrechtsver-
hältnisse in der SSR. Besonders auffällig unter-
scheiden sich beide Staaten auf dem Felde der Reli-
gionsfreiheit, wo die SSR in eklatanter Weise ihre 
völkerrechtlichen Verpflichtungen verletzt. Wäh-
rend sich in der DDR der Staat in den — relativ 
weitgespannten — Tätigkeitskreis der Religionsge-
meinschaften nicht einmischt und sich sein Streit 
mit ihnen in erster Linie um die Reichweite des 
„politischen Mandats“ der Kirche dreht, hat in der 
CSSR der militant atheistisch agierende kommuni-
stische Staat die Religionsgemeinschaften, ähnlich 
wie in der UdSSR, Rumänien und Bulgarien na-
hezu auf die Kultausübung beschränkt, darüber 
hinaus aber das kirchliche Personal-, Finanz-, Wirt-
schafts-, Ausbildungs-, Unterrichts- und Publika-
tionswesen einer so weitgehenden behördlichen 
„Aufsicht“ unterworfen, daß man von einer partiel-
len Inkorporierung sprechen muß. Da die Behör-
den ihre innerkirchlichen Mitentscheidungskompe-
tenzen schamlos zur Unterdrückung und Zerstö-

rung des religiösen Lebens einsetzen, hat hier das 
Verhältnis zwischen kommunistischem Weltan-
schauungsstaat und Religionsgemeinschaften zu-
tiefst perverse Züge angenommen, Man kann von 
einer teils schleichenden, teils offenen Verfolgung 
religiös gebundener Bürger sprechen, einer Verfol-
gung, die nicht nur die Anhänger verbotener Ge-
meinschaften (Zeugen Jehovas usw.) betrifft, son-
dern auch aktive Glieder namentlich der Katholi-
schen Kirche.

Unverändert hart geht der Staat mit polizeilichen 
und strafrechtlichen Maßnahmen gegen die Bürger-
rechtler der „Charta ’77“ bzw. ihrer Unterorganisa-
tionen vor28 ). Im Unterschied zur DDR hat sich die 

SSR dem sowjetischen Reformkurs inzwischen 
zwar widerstrebend angeschlossen, jedoch nur auf 
dem Gebiete der Wirtschaft; im politischen System 
will man keinerlei Veränderungen zulassen. Öffent-
liches Werben für eine Nachahmung der Perest-
rojka in der SSR wird strafrechtlich verfolgt29 ). 
Eine bessere Befriedigung der ökonomischen Be-
dürfnisse und etwas mehr Rechtssicherheit durch 
eine zur Zeit diskutierte begrenzte Ausweitung des 
gerichtlichen Rechtsschutzes gegenüber den Behör-
den sollen die sich politisch passiv verhaltende 
breite Mehrheit der Bevölkerung zufriedenstellen 
und den politischen Freiheitsforderungen der 
„Charta ’77“ die Wirkung nehmen. Es charakteri-
siert die derzeitige Situation, daß Ministerpräsident 
Strougal, der im Sommer für einen toleranteren 
Umgang mit den Bürgerrechtlern eingetreten 
war30 ), inzwischen seine Positionen in der Partei- 
und Staatsführung verlor.

5. Rumänien

In den vergangenen 15 Jahren haben sich nicht nur 
die sozio-ökonomischen Lebensverhältnisse des 
Landes verschlechtert, auch die Position der Bürger 
in den einzelnen Menschenrechtsbereichen ist kon-
tinuierlich schlechter geworden und heute auf ei-
nem Tiefpunkt — sogar im Vergleich zu allen ande-
ren Staaten des Warschauer Paktes — angelangt: 
Die innerstaatliche Rechtslage und Rechtsanwen-
dung laufen auf eine beinahe durchgehende, per-
manente Verletzung der Menschenrechtsverpflich-
tungen des Staates hinaus. Die geistige und politi-
sche Unterdrückung des Volkes und seine Ausbeu-
tung haben nach zwei Jahrzehnten der inzwischen 
von bizzaren Eigenarten geprägten Herrschaft des 
Ehepaars Ceausescu und ihrer Familien einen trau-
rigen Höhepunkt erreicht. Selbst die Freizügigkeit 



innerhalb des Landes unterliegt einschneidenden 
Beschränkungen, indem die Zulässigkeit eines Auf-
enthaltswechsels von mehr als fünf Tagen von ei-
nem polizeilichen Aufenthaltsvermerk abhängt, 
den der Bürger nur in bestimmten Fällen erhalten 
kann.
Die Diskriminierung der gläubigen Bürger und der 
Druck auf die Religionsgemeinschaften (mit Aus-
nahme der jüdischen Kultusgemeinde) hat in den 
letzten Jahren erheblich zugenommen und macht 
auch nicht mehr vor der im Zeichen des rumäni-
schen Nationalismus zunächst noch bevorzugten or-
thodoxen Volkskirche halt. Hart verfolgt werden 
namentlich die Baptisten. Zu der religiösen Unter-
drückung tritt bei der ungarischen und deutschen 
Minderheit eine national-ethnische hinzu. Gelingt 
es der rumänischen Regierung, ihr als agroindu- 
strielle „Systematisierung“ deklariertes Programm 
der Zerstörung alter Dörfer und Stadtkerne zu ver-
wirklichen, dann wird die geschichtlich gewachsene 
Kultur und Heimat jener Minderheiten in Sieben-
bürgen und im Banat und damit ein Wesensmerk-
mal ihrer selbst weitgehend ausgelöscht werden. 
Die Realisierung des Programms hat inzwischen 
begonnen31 )- Sie bedeutet die gegenwärtig wohl 
massivste Bedrohung nationaler Minderheiten-
rechte in Europa.

31) Neue Zürcher Zeitung vom 22. 6. 1988, S. 5; 4. 8. 1988, 
S. 4; 9. 8. 1988, S. 3; 14./15. 8. 1988, S. 3.
32) Vgl. Otto Luchterhandt, Die Menschenrechte in den Ost- 
West-Beziehungen und die Bürgerrechtsbewegungen in 
Osteuropa, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/1983, 
S. 17 f.

6. Polen

Zusammen mit Ungarn besitzt Polen spätestens seit 
den siebziger Jahren den höchsten Menschenrechts-
standard unter den Warschauer-Pakt-Staaten. Eine 
Reihe von sozialen und politischen Ursachen hat 
dafür den Boden bereitet32 ). Selbst unter der Gel-
tung des Kriegsrechts (Dezember 1981 bis Juli 
1983), als einige Menschenrechte gemäß Art. 4 des 
Bürgerrechtspakts förmlich suspendiert worden 
waren, übertraf das Maß faktischer Freiheit dasje-
nige in den sozialistischen Nachbarstaaten bei wei-
tem. Der relativ hochentwickelte Standard an 
Rechtsstaatlichkeit bringt es freilich mit sich, und 
darin liegt eine unausweichliche Paradoxie, daß die 
in Polen sich nach wie vor ereignenden Menschen-
rechtsverletzungen relativ starke Publizität erhal-
ten, wodurch mitunter der schiefe Eindruck einer 
eher ungünstigeren Menschenrechtssituation ent-
steht. Tatsächlich ist es so. daß die Bürger des Lan-
des von der Meinungs-, Presse-, Versammlungs-, 
Demonstrations- und Vereinigungsfreiheit heute in 
beträchtlichem Umfang einen selbstbestimmten 

Gebrauch machen können und dabei vereinzelt 
(Presse-, Vereinigungsfreiheit) sogar gerichtlichen 
Schutz gegen behördliche Verbote genießen. Das 
noch immer suspendierte Recht freier Gewerk-
schaftsgründung verstößt zwar gegen das Men-
schenrecht der Koalitionsfreiheit, doch ist seine 
Geltung durch den faktischen Fortbestand der „So- 
lidamosc“ längst geschwächt. Mit der Garantie des 
Streikrechts steht Polen einzig unter den War-
schauer-Pakt-Staaten da. Das Wahlrecht, dessen 
Kandidatennominierungsverfahren 1985 auf etwas 
breitere Grundlage gestellt wurde, genügt demo-
kratischen Anforderungen noch nicht. Anderes gilt 
für die Freizügigkeit und die Ausreisefreiheit. Ei-
nen menschenrechtskonformen Standard weist 
auch die Religionsfreiheit auf, wobei hier das Pro-
blem heute eher darin besteht, die kleineren Reli-
gionsgemeinschaften vor der Übermacht der Ka-
tholischen Kirche zu schützen. Ungünstiger ist die 
Lage der nationalen Minderheiten, deren Rechte 
weder von der Verfassung noch vom Gesetz garan-
tiert werden und die im Zeichen eines virulenten 
Nationalismus ziemlich schutzlos der Assimilierung 
preisgegeben sind.
Die Rechtsstellung des Bürgers im Strafverfahren 
entspricht zwar im wesentlichen den völkerrechtli-
chen Menschenrechtsanforderungen, doch kommt 
es hier in der Praxis immer wieder zu politisch be-
dingten Normverletzungen. Letzteres gilt auch für 
den Strafvollzug; Berichte über Folterungen sind 
keine Seltenheit. Dennoch: Unter allen War-
schauer-Pakt-Staaten besitzt der Bürger in Polen 
zur Zeit den stärksten Schutz gegenüber den Behör-
den. Das seit 1980 bestehende Hauptverwaltungs-
gericht ist für enumerativ aufgezählte Fallgruppen 
zuständig, zu denen auch Entscheidungsbefugnisse 
in Menschenrechtsbereichen gehören. Freilich klaf-
fen hier noch erhebliche Lücken. Die Ende 1985 
eingeführte Verfassungsgerichtsbarkeit kann zwar 
von den Bürgern nicht förmlich angerufen werden, 
doch ist das Verfassungstribunal nicht gehindert, 
eingehende Beschwerden von Amts wegen aufzu-
greifen und ein Normenkontrollverfahren einzulei-
ten. Am 1. Januar 1988 nahm eine „Bürgerbeauf-
tragte“ ihre Arbeit auf, eine angesehene Rechtspro-
fessorin, die über eine starke persönliche Stellung 
(Unabsetzbarkeit) und weitreichende Interven-
tionsrechte verfügt. Eine bedeutsame Rolle spielt 
ihre Befugnis, Problemfälle vor das Verwaltungsge-
richt zu bringen.

7. Ungarn

Die politische Kultur und die innenpolitische Lage 
unterscheiden sich nicht unwesentlich von der Po-
lens. Eine vergleichbare Konfrontation zwischen 
einer sich ihrer Eigenständigkeit bewußt werden-



den Gesellschaft und dem partei-staatlichen Macht-
apparat hat es hier seit der Revolution von 1956 
nicht gegeben; unabhängige gesellschaftliche Orga-
nisationen, die auch nur entfernt mit „Solidarnosc“ 
vergleichbar wären, sind vorläufig nicht entstan-
den, wenngleich der Zug zur autonomen Gruppen-
bildung erkennbar stärker geworden ist; das Profil 
der auch in Ungarn führenden Katholischen Kir-
che, und das ihres Episkopats unterscheidet sich vor 
allem wegen einer anderen historischen Entwick-
lung des Verhältnisses zwischen Kirche, Staat und 
Nation grundlegend vom polnischen Katholizis-
mus. Ein höheres Maß an Verwandtschaft weist 
hingegen die Intelligenz beider Länder auf. Eine 
weitere, für das Schicksal gerade der Menschen-
rechte kaum zu überschätzende Gemeinsamkeit ist 
die verhältnismäßig hohe Autorität, die das Recht 
traditionell in beiden Ländern genießt und die, was 
inzwischen offenkundig ist, auch durch die rechts-
nihilistischen Triebkräfte der kommunistischen 
Einparteiherrschaft nicht zerstört werden konnten. 
„Die Lage in Ungarn“, so Georg Brunner in seiner 
Zusammenfassung zum Kommissionsbericht33 ), 
„gibt zu den geringsten menschenrechtlichen Bean-
standungen Anlaß.“ Es ist daher symptomatisch, 
daß die ungarische Verfassung bislang als einzige 
die Garantie der Grundrechte mit einem Bekennt-
nis zu den „Menschenrechten“ verknüpft und man 
darüber hinaus den Bürgerrechtspakt ausdrücklich 
zum Bestandteil der nationalen Rechtsordnung ge-
macht hat34 ).

33) Vgl. G. Brunner (Anm. 9), S. 409.
34) Vgl. H. v. Mangoldt (Anm. 5), S. 41.

Auf dem Gebiet der politischen Rechte steht das 
Land heute der Entwicklung in Polen kaum nach. 
Der faktisch immer vorhandene gesellschaftlich-po-
litische Pluralismus kann sich zunehmend auch in 
rechtlich gesicherten Verfahren und Formen zur 
Geltung bringen. Das Pressegesetz von 1986 eröff-
net auch nichtkommunistischen Organisationen 
den Zugang zu Presseorganen. Das in Vorbereitung 
befindliche Versammlungsgesetz bzw. Vereinsge-
setz sehen nur noch eine Anmeldepflicht der Orga-
nisatoren mit der Möglichkeit eines präventiven 
behördlichen Verbots vor, das jedoch gerichtlich 

überprüfbar sein soll. Das Wahlrecht von 1983 ist 
zur Zeit das demokratischste im sowjetischen Hege-
monialbereich, da es die Aufstellung von minde-
stens zwei Kandidaten zwingend vorschreibt und 
auch unabhängigen Bürgergruppen eine reale Par-
tizipationschance einräumt. Infolgedessen konnten 
45 unabhängige Abgeordnete in das Parlament ein-
ziehen (circa 15 Prozent der Mandate). Zwar muß-
ten sie sich förmlich zu den Zielen der kommuni-
stisch gelenkten „Volksfront“ bekennen, doch 
konnten sie in diesem interpretierbaren Rahmen, 
das hat die Praxis gezeigt, nicht unerheblich zum 
feststellbaren Bedeutungszuwachs des Parlaments 
beitragen.
Die schon lange liberal gehandhabte Ausreisefrei-
heit wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1988 zu 
einem „Grundrecht“ erhoben, dessen Ausübung 
jetzt nur noch durch eine relativ niedrige Devisen-
hürde beschränkt ist. Vorbildlich gestaltet ist die 
Rechtslage der nationalen Minderheiten. Im Be-
reich der Religionsausübung bestanden lange Zeit 
ähnlich weitreichende Tätigkeitsverbote (z. B. 
Charitas) und Staatsaufsichtsrechte wie in anderen 
Warschauer-Pakt-Staaten, doch hat hier in den letz-
ten Jahren eine deutliche Liberalisierung Platz ge-
griffen. Das früher bevorzugte Vorgehen im Wege 
einseitiger staatlicher Anordnungen weicht zuneh-
mend — wie in der DDR und in Polen — Verein-
barungen und Absprachen mit den Religionsge-
meinschaften. Die Rechtsstellung des Bürgers im 
Strafverfahren und Strafvollzug scheint in der Pra-
xis besser gesichert zu sein als in Polen; jedenfalls 
liegen hier kaum Informationen über schwerwie-
gende Menschenrechtsverletzungen vor. Der ge-
richtliche Rechtsschutz des Einzelnen gegenüber 
den Behörden weist einen ähnlichen Umfang wie in 
Polen auf, auch hier mit der Tendenz zur Auswei-
tung. Letzteres gilt insbesondere für die Verfas-
sungskontrolle: Der 1984 eingeführte und mit 
schwachen Kompetenzen ausgestattete „Verfas-
sungsrechtsrat“ dürfte in der für 1990 geplanten 
neuen Verfassung durch ein echtes Verfassungsge-
richt ersetzt werden.

III. Schlußbetrachtung

Überblickt man die heutige Lage der Menschen-
rechte in den Staaten des Warschauer Paktes vor 
dem Hintergrund ihrer Entwicklung in den vergan-
genen zwei Jahrzehnten, dann fällt vor allem eines 
auf: die wachsende Unterschiedlichkeit ihres Men-
schenrechtsstandards. Sie ist durch den für die 

Menschenrechte günstigen Reformkurs Gorba-
tschows eher noch größer geworden. Zugleich spie-
gelt sich in ihr das Auseinanderdriften der politi-
schen Ordnungen in den Warschauer-Pakt-Staaten. 
Es hat inzwischen einen Grad erreicht, daß man von 
dem „sozialistischen System“ im sowjetischen He-
gemonialbereich nicht mehr sprechen kann. Un-
garn und Rumänien etwa trennen nicht mehr nur 



akzidentielle Regimeunterschiede, sondern essen-
tielle Verschiedenheiten im Regierungssystem und 
in der politischen Kultur. So besitzt die vom Schick-
sal der ungarischen Minderheit in Siebenbürgern 
ausgelöste Konfrontation zwischen beiden Ländern 
einen über den Streitpunkt hinausweisenden Sym-
bolgehalt.
Die gegenwärtige Lage ist reich an paradoxen Er-
scheinungen und Widersprüchen; nach den Jahr-
zehnten der — nur in Polen nicht — stabilen Bre-
schnew-Ära trägt sie deutliche Zeichen des Über-
ganges, der politischen Unsicherheit und der Orien-
tierungsschwäche. Während Ungarn und Polen, be-
stätigt und ermutigt durch die Perestrojka in der 
Sowjetunion, an der Spitze des Systemwandels ste-
hen, versuchen die DDR, SSR und Bulgarien alle 
echten Liberalisierungs- und Demokratisierungs-
bestrebungen abzublocken. Die DDR sträubt sich 
darüber hinaus auch noch gegen eine Wirtschaftsre-
form. Rumänien lehnt Gorbatschows Reformkurs 
erklärtermaßen ab und stilisiert sich inzwischen als 
Hüter des „wahren“ Marxismus-Leninismus. Die 
Sowjetunion ist gegenwärtig nicht willens und, weil 
zu sehr mit sich selbst beschäftigt, vermutlich auch 
nicht fähig, für ein größeres Maß an politischem 
Gleichklang in ihrem Hegemonialbereich zu sor-
gen. Sie bietet selbst ein ziemlich diffuses Bild: wäh-
rend in den baltischen Republiken breite Volks-
schichten politisch in Bewegung geraten sind, ver-
harrt die Bevölkerung in den anderen Landesteilen, 
insbesondere in der Russischen Föderation und in 
der Ukraine, noch immer weitgehend in abwarten-
der Vorsicht und Passivität.
Zweifellos besitzt die Perestrojka in der Sowjet-
union für das weitere Schicksal der Menschenrechte 
im östlichen Teil Europas eine Schlüsselbedeutung, 
die sich erst vor dem Hintergrund der politischen 
Geschichte des Kommunismus im vollen Umfang 
offenbart: Was die Welt gegenwärtig im Falle der 
UdSSR erlebt, ist nichts weniger als die Tatsache 
einer in deren Geschichte seit der Oktoberrevolu-
tion erstmaligen echten (!) Annäherung an die klas-
sische Idee und Konzeption der Menschenrechte als 
Rechte, die dem Individuum kraft seiner Men-
schenwürde zustehen, ihm freie Entscheidungs-
räume zuweisen, die der Entfaltung der Staatsge-
walt verbindliche Grenzen ziehen und die in erster 
Linie durch effektive, vor allem gerichtliche 
Rechtsschutzverfahren gesichert werden. Diese 
Annäherung vollzieht sich auf der Grundlage eines 
sich in größerer Tiefe abspielenden, von den wirt-
schaftlichen, sozialen und geistig-moralischen Pro-
blemen des Landes gespeisten Prozesses: der „Re-

habilitierung“ des Rechts und der Wiederbesinnung 
auf eine allgemeinmenschliche Moral. Sie wurde 
und wird geboren vor allem aus der vernünftigen 
Erkenntnis und realen Erfahrung (nicht zuletzt des 
West-Ost-Vergleichs!), daß die Fortschrittsfähig-
keit der Sowjetbürger und ihrer Organisationen 
ohne eine stabile, an Freiheit und Gerechtigkeit 
orientierte Rechtsordnung nicht möglich sein wird. 
Nicht zufällig geht daher die Rehabilitierung des 
Rechts mit einer Neubewertung sowohl der persön-
lichen Freiheit bzw. des Individuums im Verhältnis 
zu Kollektiv und Gesellschaft als auch des formalen 
Demokratiebegriffs (d. h. Pluralismus vorausset-
zende und sichernde Verfahren) gegenüber dem 
weltanschaulich geschlossenen, materialen Demo-
kratiebegriff der kommunistischen Partei einher. 
Die Szenerie und die thematische Orientierung hat 
sich heute, es ist offensichtlich, gegenüber 1948 
grundlegend geändert.

Die Sowjetunion steht zur Zeit freilich noch am 
Anfang dieser Umwälzung ihres „Überbaus“, aber 
der Prozeß gewinnt allmählich an Dynamik. Nicht 
weniger wichtig sind dabei die Entwicklungen in 
ihrem ostmitteleuropäischen Vorfeld. Bleibt der so-
wjetische Kurs zu einem freiheitlicheren Sozialis-
mus stabil, lassen sich die mittelfristigen Auswir-
kungen auf die Menschenrechtssituation zumindest 
der CSSR und der DDR ziemlich sicher prognosti-
zieren: Beide werden Ungarn und Polen nachfol-
gen. Schon längst sind in beiden Staaten Bürger-
rechtsbewegungen aktiv, ist auf der Grundlage ei-
nes allmählich relevante Bevölkerungsteile erfas-
senden politischen Problembewußtseins die Bereit-
schaft ihrer Bürger gestiegen, sich in autonomen 
Gruppen, Zirkeln usw. zusammenzuschließen, 
d. h. praktische Schritte zur Emanzipation der „Ge-
sellschaft“ vom Machtapparat zu vollziehen. Es ent-
steht ein realer, sozio-politischer Pluralismus und 
ein Kampf um dessen juristische Anerkennung, der 
mit der Entscheidung über die Effektivität der 
Menschenrechte zusammenfällt.

Der west-östliche Diskurs über die Menschenrechte 
auf den Foren der KSZE kann und wird auch in 
Zukunft einen nicht zu unterschätzenden, mögli-
cherweise sogar noch stärkeren Einfluß auf diese 
Entwicklung haben. Gewiß, die janusköpfige, euro-
päisch-asiatische UdSSR und die europäischen 
Staaten werden niemals ein „gemeinsames Haus“ 
bilden, aber am Horizont sichtbar wird heute die 
Möglichkeit einer gemeineuropäischen Menschen-
rechtsordnung mit einem relativ hohen menschen-
rechtlichen Mindeststandard.



Norbert Brieskorn

amnesty international
Wege und Bemühungen einer Gefangenenhilfsorganisation

Nur in satirischer Form und verfremdet läßt sich 
manchmal ausdrücken, was bedrückende Wirklich-
keit für viele Menschen geworden ist und — leider 
— auch in Zukunft sein wird: politischer Häftling zu 
sein. Der Tscheche Gabriel Laub preist diesen „Be-
ruf“ mit den Worten: „Der Beruf eines politischen 
Häftlings ist der einzige, der keine Werbung 
braucht ... es ist der demokratischste Beruf der 
Welt, denn politischer Häftling kann jeder werden 
— Laie und Priester, Weißer und Schwarzer, ein 
Armer, ein ganz Armer und sogar ein Reicher, alt 
oder jung . . . Der Beruf eines politischen Häftlings 
ist der einfachste Beruf von der Welt. Wenn Sie auf 

irgendeine andere Weise ins Gefängnis kommen 
wollen, müssen Sie sich physisch oder geistig an-
strengen: jemanden umbringen, bestehlen, verge-
waltigen, betrügen . . . Um politischer Häftling zu 
werden, brauchen Sie überhaupt nichts zu tun ... 
Es ist ganz egal, was für Ansichten Sie Ihrer Ansicht 
nach haben. Wichtig ist nur, was für Ansichten Sie 
nach Ansicht jener haben, die darüber entschei-
den . . . Der Weg zur Karriere eines politischen 
Häftlings steht jedem offen.“1)

1) G. Laub, Enthüllungen des nackten Kaisers. Satire in 
Begriffen, München 1970, S. 10—13.
2) Vgl. ai (Hrsg.), Jahresberichte 1978 ff., Frankfurt 
1979 ff.; ai (Hrsg.), Geschichtliche Entwicklung — Kriterien 
aus aller Welt, Hamburg 1976; N. Brieskorn. Amnesty Inter-
national. in: Stimmen der Zeit. (1981)7, S. 491—498; Th. 
Claudius/F. Stepan, Amnesty International. Porträt einer 
Organisation, München-Wien 1976.

Dieser Wirklichkeit setzt sich amnesty international 
(ai) im mittlerweile dritten Jahrzehnt aus.

I. Entstehung und Ausbreitung von amnesty international2)
1. Das politische Umfeld

Am Ende der fünfziger und zu Beginn der sechziger 
Jahre begannen sich in den westlichen Staaten Zei-
chen eines gesellschaftlichen Neuaufbruchs be-
merkbar zu machen. An die Diskussionen anläßlich 
der Nachfolge Adenauers, de Gaulles Umbildung 
Frankreichs sowie J. F. Kennedys Konzept „der 
neuen Grenze“ sei erinnert. Der Ostblock hielt sich 
abgeschottet und galt weitgehend als undurchdring-
lich. Die Blöcke begannen sich erst langsam einem 
Entspannungsprozeß zu öffnen. Proteste gegen den 
Umgang mit den Menschen in Ostblockländern 
wurden nur von einigen Gruppen und Institutionen, 
meist Kirchen, im Westen in bestimmten Fällen 
erhoben.

Hervorstechend auf Weltebene war der Entkolo- 
nialisierungsprozeß; zahlreiche Kolonialgebiete 
Frankreichs und Englands gelangten in den fünfzi-
ger Jahren zur Souveränität: 1954 Vietnam. Laos 
und Kambodscha, 1955 Marokko, 1956 Tunesien, 

1957 Ghana und Malaysia, 1958 Guinea, 1960 folgte 
der Belgisch-Kongo. Am 8. Januar 1961 fand das 
Referendum in Frankreich über die Zukunft Alge-
riens statt. Doch wie der Begriff „Entkolonialisie-
rung“ bereits ausdrückt, geschah Befreiung von et-
was (und auch die nicht immer), doch ohne stabile, 
lebensfähige Staaten zu schaffen; meist mußten 
diese um ihr Überleben in den oft willkürlich ge-
setzten Grenzen kämpfen. Die Werte der Souverä-
nität und des staatlichen Gewaltmonopols erhielten 
fast zwangsläufig den Vorrang vor den Menschen-
rechten eingeräumt.

Dort, wo ein europäischer Staat seine Kolonien, 
wenn auch unter anderem Titel, behielt, sah er sich 
wachsendem Druck von außen und innen gegen-
über, dem er wiederum mit zunehmender repressi-
ver Gewalt begegnete (Beispiel: Portugal). Mit dem 
Eintritt einer Vielzahl junger Gebilde in die Staa-
tengemeinschaft begann auch die Suche nach neuen 
Verständnisgrundlagen. Die „Menschenrechtser-
klärung“ vom 10. Dezember 1948 bot sich an; da sie 
bislang weitgehend Papier geblieben war, ver-
stärkte sich der Druck, die Erklärung, welche ja nur 
eine Empfehlung ist, durch Rechte und Pflichten 
festlegende Vereinbarungen weiterzuformen. Eu-
ropa, ansonsten nicht mehr Orientierungspunkt, 
fiel dabei noch einmal eine Vorbildfunktion zu: die 
„Europäische Menschenrechtskonvention“ — seit 



dem 3. September 1953 in Kraft — funktionierte 
gut. Das „Weltflüchtlingsjahr“ 1960 bescherte gute 
Erfahrungen mit weltweiten Aktionen. Zu erwäh-
nen ist auch das Engagement J. F. Kennedys für 
eine geeinte freie Welt.

2. Die Entstehung von amnesty international

Der britische Rechtsanwalt Peter Benenson hatte in 
den fünfziger Jahren wiederholt als Beobachter 
oder Verteidiger an politischen Prozessen teilge-
nommen — in Ungarn, Zypern, Südafrika und Spa-
nien. Als er zu Beginn des Jahres 1961 las, daß zwei 
portugiesische Studenten festgenommen worden 
waren, nachdem sie einen Toast auf die Freiheit in 
einem Restaurant ausgebracht hatten, und zu sie-
ben Jahren Haft verurteilt worden waren, dachte er 
zuerst an einen Einzelprotest bei der portugiesi-
schen Botschaft. In der Folgezeit jedoch kam er 
immer mehr zu der Überzeugung, daß autoritäre 
Regime weltweiten Protesten gegenüber einen 
schwierigeren Stand hätten als gegenüber einer Ein-
zelaktion. Die Idee reifte heran, eine internationale 
Kampagne ins Leben zu rufen, zunächst für ein 
Jahr, welche die Weltöffentlichkeit über das Los 
derjenigen Menschen aufklären sollte, die gewaltlos 
ihre Überzeugungen vertreten hatten und deswe-
gen gefangengehalten wurden.

Benenson verfaßte einen Artikel mit der Über-
schrift „Die vergessenen Gefangenen“. Am 
28. Mai 1961 erschien er im „Observer". In dem 
Artikel kündigte Benenson die Kampagne „Aufruf 
zur Amnestie. 1961“ an. um jenen politischen Ge-
fangenen zur Freiheit zu helfen, die mit friedlichen 
Mitteln ihre politischen oder religiösen Überzeu-
gungen vertreten hatten. Ein Büro in London sollte 
die Informationen sammeln und die einzelnen Fälle 
der Öffentlichkeit bekanntmachen. Das Echo 
stellte sich sofort ein. „Le Monde“, das „Journal de 
Geneve“, „Die Welt“, „The New York Post“ und 
„Berlingske Tidende“ berichteten in den folgenden 
Tagen von der Kampagne und der Organisation, 
zahlreiche andere Zeitungen verbreiteten in den 
Sommermonaten die Nachricht über Benensons In-
itiative. Im Juni 1961 erschien die erste Nummer 
von „amnesty“. Am 22. und 23. Juli desselben Jah-
res folgte bereits ein erstes internationales Treffen 
mit Vertretern aus Belgien, Großbritannien, 
Frankreich, der Bundesrepublik Deutschland, Ir-
land, der Schweiz und den USA. Die Teilnehmer 
beschlossen, „eine ständige internationale Bewe-
gung zur Verteidigung von Meinungs- und Reli-
gionsfreiheit“ ins Leben zu rufen.

Seinen Aufruf zu „gemeinsamem Handeln“ sah Be-
nenson auch als ein Mittel an, das lähmende Gefühl 

der Ohnmacht angesichts der Repressionen zu 
überwinden; niemand sollte sich mit seinem Gefühl 
des Abscheus vor ungerechtfertigter Inhaftierung 
und vor Folterung mehr allein wissen. Weiterhin 
schrieb Benenson: „Es ist wichtig, die öffentliche 
Meinung rasch und auf breiter Basis zu mobilisie-
ren, noch bevor eine Regierung, durch ihre eigene 
Repression, sich in einem circulus vitiosus verfängt, 
und mit einem drohenden Bürgerkrieg konfrontiert 
wird. Dann ist die Lage schon zu verzweifelt, als 
daß eine Regierung sich erlauben könnte, Zuge-
ständnisse zu machen. Damit die öffentliche Mei-
nung einen wirksamen Druck ausübt, sollte sie eine 
breite Grundlage haben, international, unpartei-
isch und konfessionslos sein.“

3. Die Ausbreitung von amnesty international

1962 zählte man 210 Gefangene, deren sich 50 ai- 
Gruppen annahmen. Meist hatte eine Gruppe drei 
Gefangene adoptiert: je einen aus dem Ostblock, 
aus westlich orientierten Staaten und aus einem 
blockfreien Land. In sieben Ländern befanden sich 
die Gruppen: in Australien, Großbritannien, Ir-
land, Norwegen. Schweden, Schweiz und den USA. 
1200 Fälle politischer Gefangener bearbeitete die 
ai-Dokumentationsstelle. 1965 ließ ai mitteilen, daß 
1200 Gefangene in diesem Jahre adoptiert und in 
den vier Jahren des Bestehens 800 Gefangene durch 
den Einsatz der ai-Gruppen freigelassen wurden; 
aus 400 Gruppen setzte sich ai jetzt zusammen.

Im Jahresbericht 1974/75 ist zu lesen, daß 2458 Ge-
fangene neu adoptiert und 1403 Gefangene freige-
lassen wurden. 1592 Gruppen arbeiteten in 33 
Ländern, darunter eine Gruppe in Moskau, ai be-
richtete. daß es mehr als 70 000 Mitglieder zähle. 
Gab es 1962 lediglich einen Fall-Ermittler pro Kon-
tinent. so sah man jetzt Stellen für 100 Ermittler 
vor. Zehn Jahre später. Anfang 1985, wies ai auf 
Sektionen in 45 Ländern und 3430 Adoptionsgrup-
pen in 55 Staaten hin. Die Zahl der Mitglieder, För-
derer und Abonnenten belief sich auf 500 000. 4668 
Gefangene waren 1984/85 als gewaltlose politische 
Gefangene adoptiert, 1655 neue Fälle wurden den 
Gruppen zugeteilt. Die Freiheit erhielten 1516 Ge-
fangene.

Was tat sich in der Bundesrepublik? Bereits am 
28. Juli 1961 hatten Carola Stern und Gerd Ruge 
Benensons Idee aufgegriffen und „Amnestie-Ap-
pell e. V.“ in Köln gegründet. „Doch wuchs ai lang-
sam, so gab es 1966 erst 20 Gruppen. Noch sehr 



beschäftigt mit dem „deutschen Schicksal* war man 
nur selten fähig, sich um andere Länder zu küm-
mern, und schon gar nicht um gefangene Kommu-
nisten. Mit dem ,Prager Frühling* wurde der Blick 
differenzierter, die Jugendunruhen ließen viele El-
tern nach einem politischen Engagement suchen, 
auch traten die Probleme der Dritten Welt immer 
nachhaltiger ins Bewußtsein.“3) Im Jahre 1975 ar-
beiteten 1592 ai-Gruppen in der Bundesrepublik. 
„Den Ton bestimmte ein liberales Bürgertum, das 
sich mit jugendlichen Gruppenmitgliedern weitge-
hend einig war im Bekenntnis zu Meinungsfreiheit 
und Toleranz sowie in der Bereitschaft, nicht nur zu 
reden, sondern auch zu handeln.“4) Die Beschrän-
kung der ai-Arbeit auf politische Gefangene, die 
Gewalt nicht angewendet und befürwortet hatten, 
sorgte ebenso für Diskussionen unter den ab 1970 
zu ai gestoßenen Mitgliedern wie der ai-Mitgliedern 
auferlegte grundsätzliche Verzicht darauf, im eige-
nen Lande tätig zu werden. Viele verließen auch 
wieder ai, weil nach ihrer Auffassung an den Sym-
ptomen, aber nicht an den Ursachen des Übels 
kuriert wurde. Sämtliche Innenminister der Bun-
desrepublik traten 1976 dem Verdacht entgegen, 
daß ai-Mitglieder wegen ihrer ai-Arbeit überwacht 
würden; ai wurde das Vertrauen ausgesprochen und 
die Arbeit der Gefangenenhilfsorganisation aner-
kannt.

3) N. Brieskorn (Anm. 2), S. 493 f.
4) C. Stern. Gefangen und vergessen. Amnesty International 
versucht seit zehn Jahren politischen Häftlingen zu helfen, in: 
Die Zeit vom 30. 4. 1971.

5) So die Anfang 1974 durchgeführte Mission des Internatio-
nalen Exekutivkomitees nach Karlsruhe zur Klärung der Fol-
tervorwürfe in der Bundesrepublik Deutschland. Die Kritik 
findet sich in: ai. anti-Folter Zeitung von Juni 1975, S. 3.
6) So der Passus aus dem Verleihungsdokument.

Damit ist die Hauptschwierigkeit genannt, mit der 
die Organisation sich in ihrer Geschichte konfron-
tiert sah, nämlich das erwünschte Wachstum zu 
„verkraften“, ohne die Grundintention opfern zu 
müssen. Die umfassende und ohne Maulkorb ge-
führte Diskussion innerhalb von ai, die Besonnen-
heit der Mitglieder und Sektionen, aber auch der 
„Erfolg“ der Eingrenzung und Präzisierung der Ar-
beit ließen die Schwierigkeiten meistern.
Die Debatte um die Person Benensons der Jahre 
1966/67 ist Geschichte: Benenson, Präsident von ai, 
hatte einen Mitarbeiter der geheimdienstlichen Tä-
tigkeit verdächtigt — zu Unrecht, wie sich später 
herausstellte —, außerdem erhob er gegen ai den

Vorwurf zunehmender Bürokratisierung. Benen-
sons Rücktritt wurde angenommen, doch bedeutete 
dies keinen Bruch mit der Organisation. Die höchst 
seltenen Fälle einer nicht äußerst gründlich vorbe-
reiteten und durchgeführten Aktion stießen in den 
eigenen Reihen auf die schärfste Kritik5), unter-
streichen zugleich das hohe Maß, das ai von sich 
selbst fordert, ai betont immer wieder seine Bereit-
schaft, sich für Fehler zu entschuldigen.

4. amnesty international im Urteil der Öffentlich-
keit

Daß eine solche Organisation — gerade zu Beginn 
— umstritten war, heftig befehdet oder totge-
schwiegen wurde, bedarf keiner Begründung. Die 
Vorwürfe der Links- oder der Rechtslastigkeit wer-
den gelegentlich noch heute erhoben. Doch blieben 
Würdigungen nicht aus. Alexander Mitscherlich 
gab den ihm 1969 verliehenen Friedenspreis des 
Deutschen Buchhandels an ai weiter. Benenson 
nahm 1974 die ai verliehene Beccaria-Medaille in 
Gold der Deutschen Kriminologischen Gesellschaft 
entgegen. 1974 erhielt den Friedensnobelpreis der 
irische Diplomat Sean MacBride, Mitgründer von 
ai und ai-Mitglied der ersten Stunde, ai selbst wurde 
der Friedensnobelpreis 1977 zugesprochen; im De-
zember 1978 folgte der Menschenrechtspreis der 
Vereinten Nationen, verliehen wegen „hervorra-
gender Leistungen zur Förderung und zum Schutz 
der Menschenrechte und fundamentaler Freihei-
ten, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte und in anderen UN-Vereinbarungen 
festgehalten sind“6)-

ai nimmt beratenden Status bei den Vereinten Na-
tionen, der UNESCO und beim Europarat ein. Der 
Beobachterstatus bei der Organisation für die Ein-
heit Afrikas wurde ai zuerkannt, ai arbeitet mit der 
Interamerikanischen Menschenrechtskommission 
der Organisation der Amerikanischen Staaten zu-
sammen.



II. Arbeitsziele von amnesty international

ai läßt sich als eine NGO (Non-Governmental Or-
ganization) bezeichnen, die auf dem Gebiet des 
Menschenrechtsschutzes weltweit tätig wird. Die 
Mitgliederzahl ist unbegrenzt und unbegrenzbar, 
das Aufgabenfeld aber sehr wohl: ai setzt sich für 
die Freilassung von Männern und Frauen ein, die 
wegen ihrer Überzeugung, Hautfarbe, ethnischen 
Herkunft, Religion oder ihres Geschlechts in Haft 
sind, verurteilt oder nach Verbüßung der Haft nicht 
freigelassen wurden und Gewalt weder angewendet 
noch befürwortet haben. Robert Mugabe war adop-
tiert, Nelson Mandela nicht, ai identifiziert sich mit 
dem Menschen, nicht mit dessen Ansichten. Diese 
„prisoners of conscience" — im Deutschen „politi-
sche Gefangene“ genannt — haben von ihren Men-
schenrechten Gebrauch gemacht, die in der „Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte“ festgelegt 
oder aus ihr abgeleitet sind, vor allem das Recht, 
ihre Überzeugung äußern zu dürfen, ai tritt bewußt 
zum Schutz bestimmter Menschenrechte, aber nicht 
aller an. Der Zusammenhang eines jeden Men-
schenrechts mit allen anderen wird nicht geleugnet, 
die Begrenzung geschah und geschieht aber um der 
Effektivität willen und hat sich bewährt. Eine Per-
son darf selbstverständlich neben ihrer ai-Mitglied- 
schäft in anderen Organisationen tätig sein.

Doch die Tätigkeit für die politischen Gefangenen 
trieb ai zu weiteren Aufgaben, ohne die ursprüng- 
liche zu beeinträchtigen: denn konsequenterweise 
war dann, wenn die Freilassung nicht erfolgte, ein 
humaner Strafvollzug und ein faires und unverzügli-
ches Gerichtsverfahren zu fordern. Hier ließ sich 
jedoch eine Einschränkung auf „prisoners of con-
science“ nicht vertreten. So erhob und erhebt ai 
diese Forderung für alle politischen Gefangenen, 
unabhängig davon, ob Gewalt angewendet, Spio-
nage betrieben oder Urkundenfälschung begangen 
wurde. Ein dritter Kreis, der noch weiter gespannt 
ist, bezieht alle Gefangenen ein, ob politische oder 
nicht-politische: ai bekämpft den Gebrauch der Fol-
ter, die Anwendung der Todesstrafe und jegliche 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Bestrafung.

Diesen Programmpunkten ai’s liegt die Erfahrung 
zugrunde, daß die Anwendung der Folter kein Ein-
zelfall, kein seltener Irrweg und keine allseits ver-
urteilte Art des Umgangs der Menschen unterein-
ander ist, sondern daß die Folter „eine routinemä-
ßig angewandte Technik vieler moderner Regierun-
gen ist“7). Die Folter wird weithin eingesetzt, „um 

7) So im Jahresbericht 1981, S. 10.

8) So R. Giordano, Internationale der Einäugigen — Folter 
in Ost und West: Länder und Methoden der unmenschlichen 
Tortur, in: Deutsche Zeitung/Christ und Welt vom 
18. 10. 1974.
9) Vgl. G. E. Lessing. Emilia Galotti, 4. Aufzug. 7. Auftritt: 
„Wer über gewisse Dinge den Verstand nicht verliert, der hat 
keinen zu verlieren.“ (Lessings Werke, 2. Bd., Stuttgart 
1874. S. 168).
10) Vgl. dazu die ai-Deklaration von Stockholm vom 
11. 12. 1977. veröffentlicht im Jahrbuch 1978. S. 545—549.

Auskünfte zu bekommen oder Geständnisse zu er-
zwingen und um ... zu terrorisieren“ 8). So wird es 
verständlich, warum auch öffentlich gefoltert wird. 
Die Methoden sind so vielfältig wie abscheulich: 
Elektroschocks an allen sensiblen Stellen des Kör-
pers. wie Mund, Augen, Ohren, Geschlechtsteilen; 
Schlafentzug, Schläge, Aufhängen an den Füßen, 
Vergewaltigung . . . Heraushängen des Gefolter-
ten aus dem Fenster, Kopf nach unten, zwei Polizi-
sten halten den Gefolterten an den Fußgelenken, 
jeweils einer läßt los . . . Wassertortur bis an den 
Rand des Erstickungstodes, Zertrümmerung von 
Fingern und Zehen, Scheinerschießung . . . Men-
schen foltern Menschen: Es fällt bei Informationen 
über die Folter der Satz: Wer über manchen Dingen 
nicht den Verstand verliert, der hat keinen9).

Die Kampagne gegen die Todesstrafe erwächst vor 
allem aus dem Argument ihrer unmenschlichen und 
grausamen Vollstreckung wie der verrohenden 
Wirkung, die von ihr ausgeht. Für ai gibt es keine 
humane Vollstreckung der Todesstrafe, vielmehr 
ist jeder Vollzug von Leiden, Gewaltanwendung 
und Grausamkeit geprägt10).

Damit nimmt ai sich der Achtung der Artikel 18 
(Gewissens- und Religionsfreiheit) und des Artikels 
19 (Meinungs- und Informationsfreiheit) der „All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte“ vom 10. 
Dezember 1948 im besonderen an. Das Engage-
ment für alle politischen Gefangenen stützt sich auf 
den Schutz, den Artikel 10 (Anspruch auf rechtli-
ches Gehör) und Artikel 11 (Unschuldsvermutung, 
nulla poena sine lege) ihnen gewähren wollen. Al-
lerdings auch jedem anderen Gefangenen. Doch ai 
unterwirft sich hier um der höheren Wirksamkeit 
willen einer Eingrenzung. Der Einsatz gegen Fol-
ter, Todesstrafe und unmenschliche Haftbedingun-
gen gründet in Artikel 5 der „Erklärung“: „Nie-
mand darf der Folter oder grausamer, unmenschli-
cher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 
unterworfen werden.“ ai läßt dabei nicht zu. daß 
diese Menschenrechte von den Werten des Staates, 
der Nation oder der Sicherheit her ausgelegt und 



somit eingeengt und instrumentalisiert werden. Sol-
che Werte stehen für ai nicht über den Menschen-
rechten, weil der Mensch solcher Beanspruchung 

durch den Staat nicht ausgesetzt werden darf, ai tritt 
damit für eine uneingeschränkte Auslegung dieser 
Menschenrechte ein.

III. Arbeitsprinzipien von amnesty international
1. Internationalität

Sie bedeutet für ai, daß sie weltweit tätig wird, ohne 
irgendeinen Staat, eine Gruppe von Menschen oder 
einen einzelnen Menschen prinzipiell auszusparen. 
Die materiale Beschränkung auf den Schutz be-
stimmter Menschenrechte läßt deren universalen 
Schutz und Unteilbarkeit deutlich hervortreten. Es 
ist, so Ralph Giordano, das schlimmste Verbrechen 
gegen die Humanität, wenn man die Menschen-
rechte für teilbar erklärt11). Denn hier werden nicht 
nur die Menschen ungerecht behandelt, sondern 
außerdem noch Teilen der Menschheit das Recht 
auf ihre Menschenrechte abgesprochen.

Eingeschlossen in das Arbeitsprinzip der Interna-
tionalität ist der Einsatz für die Anwendung der 
internationalen Abkommen und Richtlinien, wie 
auch für die Menschenrechtserziehung, für die bis-
lang weder die UN-Organisationen noch die einzel-
nen Staaten Erhebliches leisteten, die einen aus 
Lähmung, die anderen aus Desinteresse ). Dem 
Prinzip der Internationalität tritt das Prinzip der 
nationalen Unzuständigkeit zur Seite: Das einzelne 
ai-Mitglied darf nicht im eigenen Lande tätig wer-
den: Einer möglichen Gefährdung wegen — ai will 
nicht durch seine Arbeit die Zahl der politischen 
Gefangenen erhöhen. Ernstgenommen wird die 
mögliche Befangenheit des Mitgliedes, von dem 
nicht erwartet wird, daß es Informationen über 
Menschenrechtsverletzungen in seinem Heimat-
land an die ai-Zentrale schickt. Dem gelegentlich 
von Regierungen erhobenen Einwand, daß das ai- 
Mitglied doch zuerst die Mißstände in seinem Hei-
matland beseitigen möge, bevor es außerhalb pro-
testiere, ist damit auch leichter zu begegnen. Die 
nationale Sektion betreut im eigenen Land gleich-
falls keine politischen Gefangenen. Doch ist jede 
nationale Sektion verpflichtet, über Menschen-
rechtsverletzungen, die in den Arbeitsbereich von 
ai fallen, dem Internationalen Sekretariat zu berich-
ten; dieses muß allerdings andere, weitere Informa-
tionsquellen erschließen. Die ai-Arbeit mit Asylbe-

11) Vg], R. Giordano (Anm. 8).
12) Der Einsatz für die Menschenrechte ist keine Einmi-
schung in die inneren Angelegenheiten des Staates. Der 
Pflicht der Nichteinmischung unterliegen nur Staaten (s. Ar-
tikel 2, § 7 der Charta der Vereinten Nationen vom 26. 6. 
1945). Die Artikel 55 und 56 der Charta erklären den Einsatz 
für die Menschenrechte zur internationalen Angelegenheit 
und Aufgabe.

13) Vgl. ai-informationen, (1977) 11.
*14) ai-informationen, (1978) 12.
15) So die offizielle Position des Internationalen Exekutiv- 
Komitees, veröffentlicht in: ai — Kampagne zur Abschaf-
fung der Folter, Bonn 1980.

werbem in der Bundesrepublik rechtfertigt sich 
vornehmlich durch den Einsatz für jene Menschen, 
denen in ihrem Heimatland politische Gefangen-
schaf 13t droht ).

2. Unparteilichkeit

Sie verpflichtet ai zu einer strengen Prüfung aller 
Informationen über politische Gefangene, deren 
Verzicht auf Gewaltanwendung, über Haftbedin-
gungen, Folterungen und Prozeßführungen. Man-
cher Kritiker von ai wollte mangelnde „Ausgegli- 
chenheit“ feststellen, weil etwa mehr westlich 
orientierte Staaten in ihren Menschenrechtsverlet-
zungen sich Kritik gefallen mußten als östlich orien-
tierte. Nicht in Rechnung wurde die Schwierigkeit 
in der Beschaffung zuverlässiger Informationen ge-
stellt. Auch übersah man gerne, daß Menschen-
rechtsverletzungen nicht eben gleichmäßig stark in 
allen Staaten und „Blöcken“ auftreten. Ein Gleich-
gewicht herstellen zu wollen, wäre künstlich und 
der Wahrheit abträglich, ai verweigert sich auch 
jeder Aufrechnung: „Für ai werden Menschen-
rechtsverletzungen in den USA nicht dadurch weni-
ger schlimm, daß sie auch in der Sowjetunion auf-
tret 14en.“ )
Für ai gibt es vom Programm her keine befreundete 
Regierung, vor deren Tätigkeiten die Augen zuge-
drückt werden, noch wird Nachsicht etwa wegen 
staatlicher Konsolidierungsversuche geübt. Dem 
Einsatz ziehen allenfalls die verfügbaren Kräfte, 
aber nicht eine selbstgewählte Parteilichkeit Gren-
zen. Nachdem der Schah von Persien 1979 den Iran 
verlassen hatte, äußerte sich ai: „Falls irgendein 
Land androhen sollte, den Schah in den Iran abzu-
schieben. wo er sich leicht der drohenden Exeku-
tion gegenübersähe, so würde ai . . . verpflichtet 
sein, jeder solchen Abschiebung entgegenzutre-
ten .. . Die Tatsache, daß ai den Menschenrechts-
verletzungen unter dem Schah höchst kritisch ge-
genübergestanden hat, ist unerheblich für die An-
sicht ai’s, daß er nicht in den Iran zurückgeschickt 
wer
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den sollte, wo er wahrscheinlich der Todesstrafe 

entgegensieht.“ ) Diese Position ist vor dem Hin-
tergrund jahrelanger Proteste ai’s gegen die Folte-



rungen unter dem Schah zu lesen, ai ist sich aller-
dings bewußt, daß dem Prinzip der Unparteilichkeit 
eine weltweite Streuung der Gruppen günstig ent-
gegenkäme, so daß das Gepräge einer heute noch 
überwiegend westlichen Organisation immer stär-
ker dem einer weltweiten Gruppierung weichen 
würde.

3. Unabhängigkeit

Sie verlangt die Selbsthilfe bei der Beschaffung der 
Finanzmittel für die gesamte Organisation. Bei-
träge und Spenden finanzieren die weltweite Tätig-
keit, kein staatlicher Zuschuß hilft und darf helfen. 
Damit bietet sich auch kein Anlaß für eine Kon-
trolle von außen. Dieses Prinzip hat übrigens eine 
Fülle an Phantasie und Einfallsreichtum freigesetzt, 
um die Arbeit der Gruppe, der Sektion, der Missio-
nen etc. gelingen zu lassen.
Gleichfalls handelt das ai-Mitglied nur aus 
der Ermächtigung durch die Menschenrechts-

erklärung und in keinem anderen Auftrag16). 
Vor ihr, letztlich vor der Menschheit, verantwor-
tet sich das Mitglied und die Arbeit von ai. Un-
abhängigkeit heißt selbstverständlich nicht Neutra-
lität gegenüber den Ideologien und Regierungspro-
grammen.

16) Die Generalversammlung der UNO verkündete die All-
gemeine Erklärung der Menschenrechte „als das von allen 
Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal, 
damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich 
diese Erklärung stets gegenwärtig halten . . . und durch 
fortschreitende Maßnahmen im nationalen und internationa-
len Bereiche ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung 
und Verwirklichung bei der Bevölkerung sowohl der Mit-
gliedstaaten wie der ihrer Oberhoheit unterstehenden Ge-
biete zu gewährleisten.“

17) Ein Arzt schrieb aus dem Sudan an seine Betreuergruppe 
in der Bundesrepublik zu Beginn der siebziger Jahre: „Ich 
schreibe Ihnen, um mich sehr für Ihre Briefe, die Weih-
nachtskarten und die Geschenke zu bedanken und um Ihnen 
zu versichern, daß diese Briefe und Karten und Geschenke 
von über 500 Gefangenen gelesen und benutzt worden sind. 
Sie haben tatsächlich jeden von ihnen erreicht, und diese 
Briefe waren wie eine Oase in der Wüste und ein Strahl der 
Hoffnung, der uns mit der Unabhängigkeit. Freiheit und 
Brüderlichkeit verband.“ Vgl. ai (Hrsg.), ai — amnesty inter-
national. Bonn o. J. (1978), S. 13.

4. Das Prinzip der legalen Öffentlichkeitsarbeit

Als Sean MacBride einmal gefragt wurde, welches 
ai’s stärkste Waffe sei, antwortete er den Journali-
sten: „Sie!“, ai weigert sich seit der Gründung, 
seine Aktivität im Untergrund zu entfalten oder im 
Verstoß gegen die Gesetze zu handeln. Dem Staat 
soll kein Vorwand für ein legales Einschreiten gege-
ben werden; ein Eingreifen gegen die ai-Tätigkeit 
würde ihn vielmehr in seiner Haltung zum Schutze 
der Menschenrechte demaskieren.

IV. Arbeitsweise von amnesty international

1. Als Basis der ai-Tätigkeiten darf immer noch die 
Adoptionsgruppe gelten. Ihre Hauptaufgabe ist der 
Kontakt mit den von der Londoner Zentrale zuge-
wiesenen Gefangenen, vielleicht einem oder gar 
dreien, wie es in den Anfangsjahren regelmäßig 
vorkam: einer aus dem Ostblock, einer aus dem 
Bereich blockfreier Staaten und einer aus einem 
eher westlich orientierten Land. Es ist nicht unnötig 
zu betonen, daß der Gefangene immer in seine 
Adoption eingewilligt hatte; es kam vor, daß der 
Gefangene eine Adoption aus wohl erwogenen 
Gründen ablehnte. Die Gruppenmitglieder traten 
oftmals in einen sehr persönlichen, vielfältigen 
Kontakt mit dem/der Gefangenen und seiner/ihrer 
Familie. Die Kontakte konnten sehr fordernd sein, 
waren im Grunde immer vertiefbar und spannten 
alle Mitglieder ein; ein starker Reiz war, daß sie 
ohne administrative Reibungsverluste erfolgten. 
Alle Kräfte waren auf die Freilassung ausgerichtet. 
Der Familie ging oftmals eine Unterstützung zu. 
Einen weiteren Vorzug bedeutete es, daß die Re-
gierungsmitglieder oder Gefängnisdirektoren die 
Briefe lasen und so die Solidarität und die Existenz 

von ai zur Kenntnis nehmen mußten. Es geschah in 
den siebziger Jahren: Ein Staatsmann hatte sich 
eben noch gebrüstet, daß er von keinem einzigen 
Brief Kenntnis genommen habe, als es ihm heraus-
fuhr, daß keine einzige Frau unter den Absendern 
gewesen sei. Ein Vorteil war auch, daß den Regie-
rungen. welche eine Generalamnestie scheuten, die 
Freilassung eines einzigen Gefangenen leichter fiel. 
Aber auch ohne Freilassung kam dem Gefangenen 
die Tatsache seiner Adoption zu Ohren; sie konnte 
neben einer moralischen Unterstützung auch eine 
Garantie für sein Leben sein. Nachteilig konnte 
sein, wenn Regierungen die Adoptierten gerade 
deswegen länger in Haft hielten, so in Malawi ge-
schehen, oder wenn die Befreiung des Gefangenen 
aus der Haft die verbleibenden Gefangenen einer 
Stütze beraubte 17).

2. Mit der Zeit wuchsen weitere Formen. So die 
„urgent actions“, ein System der Eilaktionen für 
Personen oder Gruppen, denen die Folter oder die 
Todesstrafe drohte. Durchgeführt wurden und wer-. 



den diese Aktionen von Mitgliedern und Förde-
rern, die sich vorab zu solchen Aktionen zur Ver-
fügung gestellt hatten.
Es kam die „länderbezogene Kampagne“ auf, die 
weltweit durchgeführt wurde und auf systematische 
Menschenrechtsverletzungen in bestimmten Län-
dern aufmerksam machen wollte, 1977 wurde so 
Paraguay vorgestellt, 1980 Guatemala und die 
UdSSR, 1988 Kolumbien. Die „Woche des politi-
schen Gefangenen“ bezweckt, Jahr für Jahr den 
Bück der Öffentlichkeit auf das Los bestimmter 
Gefangener und auf die strukturellen Bedingungen 
von Menschenrechtsverletzungen hinzulenken. Die 
für ai wesentliche Verbindung von Aufklärung und 
Aktion kam und kommt hier zum Tragen. Aktio-
nen zum 1. Mai wie auch zum Tag der Menschen-
rechte (10. Dezember) dienen der Menschenrechts-
erziehung wie der Mitgliederwerbung.

•

Arbeitskreise mit Medizinern über das Thema Fol-
tern und Todesstrafe, mit Lehrern bezüglich der 
Menschenrechtserziehung, mit Juristen über die 
Menschenrechte, Strafvollzugsbeamten etc. versu-
chen einen gegenseitigen Informationsfluß herzu-
stellen. Aus solchen Arbeitskreisen erwachsen im-
mer wieder Arbeitsgruppen, welche Entwürfe für 
Verhaltensgrundsätze bestimmter Berufsgruppen, 
wie des Strafvollzugspersonals, der Psychiater oder 
der Anwälte erarbeiten. Nicht zu vergessen ist die 
Einrichtung der „Gefangenen des Monats“, mit der 
ai Monat für Monat an die Öffentlichkeit tritt und 
sie zur Mitarbeit bei der Freilassung bittet18 ).

18) Die Liste der Gefangenen samt Informationen und 
Adressen der Regierungen und Botschaften wird z. B. von 
der „Frankfurter Rundschau“ monatlich veröffentlicht.
19) ai bot in Sachen der RAF in den siebziger Jahren seine 
Vermittlung an; es ging um den Versuch, beide Seiten, die 
RAF und die Regierung, auf informellem Weg für die Not-
wendigkeit einer Verhandlungslösung zu sensibilisieren. Je-
der damalige Schritt geschah in Absprache mit dem Interna-
tionalen Sekretariat und Exekutivkomitee. Information dar-
über in: ai-informationen, (1977) 10.

20) Der Ausschnitt ist der Broschüre entnommen: ai — am- 
nesty international (Anm. 17), S. 14.
21) Sie wurde am 16. 1. 1978 verhaftet, „verschwand“ dann 
und erlitt zehn Tage lang brutalste Folterungen. Die Aktio-
nen zu ihrer Rettung führten höchstwahrscheinlich dazu, daß 
Frau H. Palma Donoso am 20. Februar 1978 freigelassen 
wurde. Der Fall ist im Jahresbericht 1978, S. 205 f. darge- 
stellt worden.

Missionen zur Ermittlung von Menschenrechtsbe-
achtung und -Verletzung werden ebenso ausgesandt 
wie Prozeßbeobachter19 ). Zu alledem bemüht sich 
ai, auf der Ebene der internationalen Organisatio-
nen die Ausarbeitung von Konventionen, Richtli-
nien und die Abfassung von Resolutionen voranzu-
treiben, welche dem Schutz der Menschenrechte 
dienen.
3. Die Arbeit von ai sei an zwei Ländern, Chile und 
der UdSSR, etwas chronologischer vorgeführt.
Chile: Nach dem Staatsstreich vom 11. September 
1973 sammelte ai sofort und unablässig Berichte 
über Menschenrechtsverletzungen — in enger Zu-
sammenarbeit mit der Internationalen Juristen-
kommission, der Interamerikanischen Menschen-
rechtskommission, der Vicaria de la Solidaridad 

und anderen nichtstaatlichen Menschenrechtsorga-
nisationen.
Im Oktober 1973 erlaubte die neue Regierung einer 
ai-Mission, bestehend aus drei Personen, die Ein-
reise, um die Vorwürfe von Menschenrechtsverlet-
zungen zu überprüfen. Der im Januar 1974 veröf-
fentlichte Bericht bestätigte die Anwendung der 
Folter, Hinrichtungen ohne Gerichtsverfahren oder 
nach Schnellverfahren wie auch Inhaftierungen 
ohne jeglichen Rechtsschutz. Aus einem Bericht 
eines gefolterten Chilenen sei nur der Ausschnitt 
angeführt: „Am nächsten Tag begann es wieder, 
und es war schlimmer als zuvor. Sie machten Dinge 
mit uns, die man nicht wiedergeben kann . . . Nach 
drei Tagen gaben wir eine Schuld zu, die wir nicht 
begangen hatten.“20 )
Überliefert ist auch der Aufschrei einer Frau, der in 
seiner Kürze das Unaussprechliche der Folter ver- 
deutlicht: „Mein Gott, was machen sie bloß mit 
uns!“ Gefoltert wurde auch um des Terrors willen, 
wie ai bemerkte; die Polizei entließ die Gefolterten 
nach Hause mit einer neuen Vorladung, der aus 
Angst Folge geleistet wurde, auch wenn dies Fort-
setzung der Folter bedeutete, ai deckte gleichfalls 
die Anwendung von Drogen auf, welche die Opfer 
die Folter und die Folterer vergessen ließen. Das 
Regime wandte zudem Kurzzeithaften an, um die 
Adoptierung durch ai zu verhindern. Großaktionen 
ai’s zum 1. Jahrestag der Pinochet-Regierung wie in 
den folgenden Jahren stellten die Frage nach den 
1500 Gefangenen immer wieder in den Vorder-
grund, die seit 1973 „verschwunden“ waren. Bei 
Verhaftungen gelang es manchmal, mit anderen 
Organisationen durch eine ai-Eilaktion und die da-
mit erfolgte Publizität des Falles Leben und Freiheit 
zu retten, etwa das von Haydee Palma Do- 
noso21 ).

1980 vermerkte ai 1500 Verhaftungen, protestierte 
gegen die Internierung an geheimen Orten, gegen 
die Folterungen, bei denen nachweislich Ärzte an-
wesend waren und halfen, ai forderte die Regierung 
auf, die Tätigkeit der Todesschwadron „Comando 
Carevic“ einzustellen und bat um Polizeischutz für 
die Frau eines verschwundenen Gefangenen. Die 
Bitte um Aufklärung der noch nicht geklärten Fälle 
von „Verschwundenen“ blieb auf der Tagesord-
nung von ai. Der ungeteilte Kampf gegen die To-
desstrafe ließ ai nicht nur im Falle der unzähligen 
außerlegalen und legalen Hinrichtungen protestie-



ren, sondern auch für zwei wegen Mordes und 
Bankraub zum Tode verurteilte ehemalige Sicher-
heitspolizisten eintreten22 ). Die ai-Arbeit in Chile 
zeigt die Unerläßlichkeit einer mit dem Unrecht 
parallel gehenden detaillierten und präzisen Doku-
mentation der Taten, Orte und Personen, die in das 
Unrecht einbezogen sind: Von ihr hängen wesent-
lich die Entlarvung der Lügen und Lügner, die Hilfe 
für die Gefangenen und die Aufklärung ihres 
Schicksals ab.

22) Jahresbericht 1983, S. 161 f., 165.
23) Vgl. ai (Hrsg.), amnesty international — Geschichtliche 
Entwicklung — Kritiken aus aller Welt, Hamburg 1976, S. 9 
und 12.
24) Vgl. ebda., S. 16.
25) ai — amnesty international (Anm. 17), S. 14.
26) Berichtet in: Amnesty international (Hrsg.), ai — amne-
sty international, Hamburg o. J. (1971/72), S. 8.
27) Vgl. Jahresbericht 1980, S. 31.

Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
Auch hier kann nur eine Auswahl der ai-Aktivitä- 
ten Erwähnung finden. 1968 entsandte ai den nor-
wegischen Rechtsanwalt I. O. Sörheimm nach 
Moskau, um als Beobachter an einem Prozeß gegen 
vier Dissidenten teilzunehmen. Er wurde von Poli-
zisten am Betreten des Gerichtssaales gehindert. 
1973 traf Sean MacBride, Vorsitzender des Interna-
tionalen Exekutivkomitees, in Moskau mit Vertre-
tern des sowjetischen Außenministeriums zusam-
men, um zu erkunden, ob und inwieweit zwischen 
der Regierung der UdSSR und ai ein Gespräch 
möglich sei23 ).
Im September 1974 bildete sich die erste ai-Adop- 
tionsgruppe in der UdSSR. Sie setzte sich für die 
Freilassung von Gefangenen in Sri Lanka, Spanien 
und Jugoslawien ein. Im Dezember 1975 wurde S. 
Kovalyov, Mitglied der Moskauer ai-Gruppe, we-
gen antisowjetischer Propaganda und Agitation an-
geklagt und zu sieben Jahren Zwangsarbeit in einer 
Besserungskolonie sowie weiteren drei Jahren in-
ländischer Verbannung verurteilt24 ).

Die protestantischen Gläubigen stellten die größte 
Gruppe der neuadoptierten Gefangenen der siebzi-
ger Jahre, ai war besorgt über die Zustände der 
Besserungsanstalten, in welchen chronischer Hun-
ger, mangelhafte ärztliche Versorgung wie auch 
willkürlicher Umgang mit den Rechtsvorschriften 

herrschten und ein Übermaß an Arbeit dem Häft-
ling abverlangt wurde.
Dem Mißbrauch der Psychiatrie zu politischen 
Zwecken sah ai nicht tatenlos zu. ai klagte an, was 
ein Russe, der aus politischen Gründen in eine 
psychiatrische Klinik eingewiesen worden war, so 
beschrieb: „Nachdem ich mich beschwert hatte, be-
gann man mir Aminasin-Injektionen in der Höchst-
dosierung zu geben. Vom 19. Januar an erhielt ich 
zweimal täglich zwei Haloperidol-Tabletten. Dieses 
Medikament macht mich elender als ich mich je 
gefühlt habe; kaum legst du dich nieder, möchtest 
du aufstehen, kaum machst du einen Schritt, möch-
test du dich niedersetzen, und wenn du sitzt, möch-
test du wieder gehen — aber du kannst nirgendwo 
umhergehen. Jedem wird hier das Leben durch 
starke Medikamente zur Qual gemacht.“25 )
ai erfuhr vom Antisemitismus in den Lagern, den 
jüdische Gefangene zu spüren bekamen, prote-
stierte gegen die Zusammenlegung politischer Ge-
fangener mit gewöhnlichen Strafgefangenen, wel-
che jene deren Angriffen aussetzen sollte und aus-
setzte, und engagierte sich in einer Fülle von Aktio-
nen für die Gewissensgefangenen und deren Fami-
lien. Neben Päckchen und Geld waren es die unzäh-
ligen Briefe, auf die oft über Jahre hindurch oder 
auch nie eine Antwort erfolgte. Die Zähigkeit und 
Unbeirrbarkeit speisen sich aus solchen Worten, 
wie sie ein entlassener politischer Gefangener einer 
Gruppe zukommen ließ: „Macht weiter, selbst 
wenn für euch eure Briefe nichts zu erreichen schei-
nen, so können sie doch Hafterleichterungen für 
den Betroffenen bewirken und ihn stützen, wenn er 
weiß, daß er nicht ganz verlassen ist.“26 ) ai nahm 
die Jahrestage der Oktoberrevolution und die 
Olympischen Sommerspiele 1980 zum Anlaß, die 
Regierung um Freilassung der politischen Gefange-
nen, um Hafterleichterungen und um die Beendi-
gung der Unterbringung von Verhafteten in psych-
iatrischen Anstalten zu ersuchen27 ).

V. Die Struktur von amnesty international

Die einzelnen Adoptionsgruppen bilden mit den 
Mitgliedern, die in besonderen Aktionsgruppen, 

wie etwa gegen die Folter oder die Todesstrafe, 
tätig sind, den Bezirk. Er kann beispielsweise eine 
Großstadt wie München oder Hannover umfassen. 
Die Mitglieder aller Gruppen treffen sich auf der 
Bezirksversammlung. Hier ist der Ort, um die ai- 
Aktivitäten einer Großstadt zu koordinieren und 
diejenigen Aktionen zu planen und durchzuführen, 
welche in die Großstadt hineinwirken und deren 
Vorbereitung alleine schon eine einzelne Gruppe 
überfordern würde. Die Sprecher der einzelnen Be-
zirke wie auch die Vertreter der besonderen Kam-



pagnen vereinen sich zur Bezirkssprecherkonfe-
renz.
Weiter geöffnet ist die Jahresversammlung, auf der 
wiederum allen Gruppensprechern oder den Abge-
sandten der Gruppen Rede- und Stimmrecht zu-
steht. Die Jahresversammlung wählt den Vorstand, 
ihr gibt er auch Rechenschaft. Der Vorstand be-
stimmt und beaufsichtigt das Sekretariat, an dessen 
Spitze der Generalsekretär steht. Dies ist das typi-
sche Bild einer ausgebauten nationalen ai-Organi- 
sation, der Sektion. Alle Mitglieder der Sektion 
arbeiten ehrenamtlich, einschließlich des Vorstan-
des. Lediglich das nationale Sekretariat verfügt 
über Angestellte.
Auf der internationalen Ebene bilden die Vertreter 
der nationalen Sektionen den Internationalen Rat 
(International Council). Dieser befindet über die 
Satzung und legt sie verbindlich aus. Er wählt das 
Internationale Exekutivkomitee (International 
Executive committee), das ihm auch rechenschafts-

pflichtig ist. Das Komitee wiederum bestimmt und 
beaufsichtigt das Internationale Sekretariat, dem 
der Generalsekretär vorsteht. Es befindet sich in 
London. Im Sekretariat arbeitet das Ermittlungs-
büro, manchmal als das „Gehirn“ von ai bezeich-
net. Hier werden die Fälle ermittelt und die Ent-
scheidungen über die Adoption gefällt. Das Sekre-
tariat leitet auch die größeren Interventionen.

Der Aufbau von unten nach oben, die Mitbestim- 
mungs- und Mitgestaltungsstruktur und das Bestre-
ben nach möglichst geringer „Bürokratie“ erlaub-
ten Wachstum, ohne daß Entfremdungserscheinun-
gen zwischen Basis und hauptamtlichen Organisa-
toren eintraten. Dezentralisierung als Verlagerung 
der Arbeiten auf nationale Sektionen und Mitarbei-
terschulung waren erfolgreiche Mittel, auf diesem 
Wege zu bleiben, der ein sehr hohes Maß der Ar-
beitskraft den Gefangenen zugute kommen läßt 
und zu einem sehr geringen Teil im Binnenbereich 
verschleißt oder anbindet.

VI. Bewertung und Ausblick

Wichtigkeit und Notwendigkeit der Arbeit von ai 
bedürfen keiner weiteren Begründung, ai selbst 
wäre am frohesten, wenn die Organisation mangels 
Gefangener aufgelöst werden könnte. Auch im drit-
ten Jahrzehnt des Bestehens ist es gelungen, das 
Profil und das Anliegen klar und bestimmt zu erhal-
ten. Indem ai sich eben gerade nicht für jede Men-
schenrechtsverletzung zuständig fühlt — jedem 
steht die Gründung einer Menschenrechtsschutzor-
ganisation frei —, sondern für politische Gefangene 
und außerdem gegen Folter, Todesstrafe und un-
menschliche Haftbedingungen eintritt, erweist es 
sich, daß weniger zu wollen mehr sein kann: Es 
gelang durch die Begrenzung, sich ein hohes Sach-
wissen anzueignen und reiche Erfahrung in der 
Aufklärung und den Aktionen zu sammeln. Die 
Eingrenzung und Spezialisierung ermöglichten es 
erst, dem Erfindungsreichtum der Menschenrechts-
verletzer und ihren „Tricks“ entgegenzutreten.

Indem ai für sich selbst die Menschenrechte der 
Informations- und Meinungsfreiheit in Anspruch 
nimmt, leistet die Organisation bereits darin einen 
Beitrag für das Bekanntwerden und die Respektie-
rung der Menschenrechte. Die Phalanx derer, wel-
che sich und die Regierungen an die Menschen-
rechte und Staatspflichten gewöhnen wollen, ver-
stärkt sich. Darüber hinaus erfüllt ai eine Stellver-
treterfunktion, nämlich an Stelle derer, die zum 
Schweigen und zur Ohnmacht verurteilt sind, die 
Stimme zu erheben und Macht zu sammeln, um 
eine Änderung der menschenrechtsverachtenden 
Politik zu erreichen. Die Sorge um die Menschen-

würde bezieht sich dabei auf Gefolterte wie Folte-
rer, Opfer und Täter, wie auch der vielen Schwei-
genden: Seine Würde verletzt, wer die des anderen 
beschädigt oder der Erniedrigung tatenlos zusieht, 
ai tritt ebenfalls der verbreiteten instinktiven Iden-
tifikation mit dem Täter und der Selbstprojektion in 
den Stärkeren entgegen, ai wirbt für ein Bündnis 
mit dem Opfer und dem Schwächeren28 ). Deshalb 
besorgt ai auch zu Recht die undankbare Aufgabe, 
bei aller Nüchternheit und Stereotypität in der Dar-
stellung doch das Entsetzliche vorstellbar zu ma-
chen.

28) Vgl. H. Broch, Massenwahntheorie, Frankfurt 1979, 
S. 466 f.

Der Verzicht auf plakatives Anklagen und Anpran- 
gem, auf demonstrative Bewertung und Aufstellen 
einer Rangliste der menschenrechtsverletzenden 
Staaten und Gruppen hat sich bewährt. Zustände 
wurden angemahnt, Menschen aber nicht bloßge-
stellt. ai zielte nie auf die Demütigung eines Staates, 
beziehungsweise der Regierenden; vielmehr erin-
nerte die Organisation an die Pflicht, den gewaltlos 
vorgetragenen Überzeugungen Freiräume zu ga-
rantieren und Leben in Würde zu wahren. Unnach-
giebigkeit aber bezüglich der Forderung um Freilas-
sung und Abschaffung von Folter und Todesstrafe 
zeichnete die ai-Arbeit aus, hier gab es nichts abzu-
handeln. Erhielt der Gefangene seine Freiheit, so 
fehlten aber auch nicht das Danktelegramm und die 
Gratulation.



Worin ai eine besondere Rolle zukommt, ist die 
Mitarbeit am Aufbau eines weltweiten und weltum-
spannenden Konsenses, einer Übereinstimmung in 
Basiswerten unseres planetarischen Zusammenle-
bens. In angelsächsisch-nüchterner Weise und im 
Bewußtsein der Vielzahl von Weltanschauungen 
beschränkt sich ai auch hier, nämlich auf die Ge-
meinsamkeit in den Folgerungen aus diesen Basis-
werten unter Verzicht auf eine einheitlich ange-
nommene Begründung dieser Werte. Bereits in den 
einzelnen Adoptionsgruppen, in der Vielfalt von 
Weltsichten und Menschenbildern ist eine Diskus-
sion um die Begründung der Menschenrechte ein 
nie endendes und insofern lähmendes Unterfangen. 
Einigkeit läßt sich fast immer aber über die Folge-
rungen aus den Rechten auf Gleichheit, Meinungs-
freiheit und auf würdige Behandlung erzielen. 
Diese Ansiedlung der Arbeit im Vorletzten ist einer 
in den Grundfragen zersplitterten und uneinen 
Welt angemessen, wenn zur Aufklärung die Aktion 
dazutreten soll. Ein solcher Verzicht auf Klärung 
geschieht bei ai nicht leichtfertig, er drängt sich aber 
hinsichtlich der Effektivität der Befreiungsarbeit 
auf. Spezialisierung in der Arbeit und Zusammen-
führung der Menschen und Staaten zu einem Kon-
sens über die Folgerungen aus den Menschenrech-
ten ergänzen sich sehr glücklich. Jede ai-Gruppe 
darf als eine solche Einheit betrachtet werden, die 
nicht um die Frage „Warum gilt dieser Wert?“ 
kreist, sondern sich darum Sorgen macht, wie die-
ser Wert dem Gefangenen zugute kommen kann.
ai ist 1988, im dritten Jahrzehnt seines Bestehens, 
nicht mehr von den Schwierigkeiten des Anfangs 
oder durch irgendeine Kritik von rechts oder links 
ernsthaft bedroht. Länger im „Amt“ als die meisten 
Regierungen der Welt, verfügt ai heute über einen 
Reichtum an Erfahrungen im Umgang mit den Re-
gierungen, der höchstens noch durch den untadeli-
gen Ruf dieser Gefangenenhilfsorganisation über-
troffen wird. Schaden könnte, wenn hier die Rede 
von ihm sein darf, ai nur sich selbst zufügen; ver-
mieden wird er, wenn die Begrenzung der Aufga-
benstellung beibehalten und diese selbst mit der 
hohen Sachkompetenz weiterhin erfüllt wird; wenn 
die Dokumentationen, im besonderen die Nachfor-
schungen über die Gefangenen, weiterhin so zuver-
lässig erstellt werden und die Organisation selbst 
sich auf das Mindestmaß an Binnenbeschäftigung 
beschränkt.

An Herausforderungen werden anzunehmen sein: 
die Vermittlung der Menschenrechtsdeklarationen 
und den Gedanken der Menschenrechte in die ver-
schiedenen Kulturen, in die afrikanische und asiati-
sche Welt, in die vom Islam geprägten Regionen 
und andere Weltsichten29 ). Mag in den Menschen-
rechtserklärungen manches einseitig westlich gese-
hen und formuliert sein, etwa die Betonung des 
Individuums, so betreffen diese Schwierigkeiten je-
doch nicht vorrangig den Ausschnitt, innerhalb des-
sen ai sich engagiert, nämlich den Schutz der Über-
zeugungsfreiheit und das Recht auf einen fairen 
Prozeß; schwieriger sind die Werte der körperli-
chen Integrität und die Abschaffung der Todes-
strafe zu vermitteln. Diesen Weg der In- und Ak-
kulturation werden die ai-Gruppen in ihrem Zu-
sammenarbeiten und in weltweitem Kontakt übri-
gens auch selbst gehen müssen.

29) Überlegungen zu diesem Thema finden sich im Jahrbuch 
1980, S. 24 ff.

30) H. Broch, Massenwahntheorie, Frankfurt 1979, S. 176.

Eine Herausforderung stellt es auch dar, dem My-
thos, der sich zum Teil um ai rankt, nüchtern begeg-
nen und die Grenzen der Leistungsfähigkeit der 
einzelnen Mitglieder und der Organisation als gan-
zer annehmen zu können. Eine andere Herausfor-
derung ist aber auch heute noch im Auftrag Benen- 
sons zu sehen: den Menschenrechtsverletzungen 
möglichst zuvorzukommen oder ihnen jedenfalls in 
einem frühen Stadium entgegenzutreten. Zu häufig 
geschieht nur Reaktion auf Verletzungen. Doch 
richtet sich dieser Auftrag eher an die Menschen, 
die noch außerhalb ai’s stehen.

Hermann Broch schrieb, etwa 1946, in der „Mas-
senwahntheorie“: „Denn unter den verwunderli-
chen Tatsachen des verwunderlichen Ablaufes, der 
sich Weltgeschichte nennt, sind zwei wohl am ver-
wunderlichsten: erstens ist es seit Weltenanfang den 
Menschen noch immer nicht gelungen, sich gegen-
seitig auszurotten, und zweitens haben die Überle-
benden, also gerade die Gewalttätigenund Rohe-
sten und Angriffslustigsten ... die Zertrampler al-
les Zarten und Sanften von Anbeginn an, nicht das 
Werden der Kultur, den Fortschritt zu zunehmen-
der Humanität verhindern können; ... die Ehr-
furcht vor dem menschlichen Leben, die Behütung 
und Bereicherung solchen Lebens ist dem Men-
schen . . . ungeachtet all seiner Abstürze ins phy-
siognomielos Bestialische, stets aufs neue und aber-
neue . . . aufgezwungen und abgerungen wor-
den.“30 ) Dieser Arbeit weiß ai sich verpflichtet.



Ludger Kühnhardt: Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 
1948
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/88, S. 3—13

Am 10. Dezember 1948 verkündeten die Vereinten Nationen die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte. Dieses Dokument bedeutet einen historischen Schritt auf dem Weg der globalen Durchsetzung des 
Menschenrechtsgedankens. Die mühevollen Diskussionen innerhalb der Vereinten Nationen, die durch 
den heraufziehenden Kalten Krieg erschwert und ideologisiert wurden, standen ganz im Zeichen des 
couragierten Einsatzes von Eleanor Roosevelt. Sie war entschieden von der Menschenrechtsphilosophie 
geprägt, wie sie als Erbe der europäischen Aufklärung gilt und Menschenrechte als angeborene, unver-
äußerliche. dem staatlichen Zugriff entzogene Rechtstitel des einzelnen versteht. Die Erarbeitung der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte wurde nicht zuletzt zur Kontroverse mit den Auffassungen 
der kommunistischen Delegierten, für die der einzelne mit seinen Rechtsansprüchen stets den sozialisti-
schen Staatszielen untergeordnet werden müsse.
Bereits im Zusammenhang mit der Entwicklung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte aber 
wurde die Frage virulent, ob es eine universelle Übereinstimmung über die Menschenrechtsauffassung 
zwischen den Vertretern unterschiedlicher Kulturen und Religionen, Ideologien und Philosophien geben 
könne. Die UNESCO veranstaltete 1947 eine Untersuchung, die von der Absicht geleitet war, einen 
pragmatischen Kompromiß über eine gemeinsame Menschenrechtserklärung zu finden, die aber zugleich 
anzeigte, daß größere ideologische und kulturelle Differenzen in Rechnung gestellt werden müssen, sofern 
es um die Frage nach der universellen Verbindlichkeit der Menschenrechtsidee geht. Bis in die Gegenwart 
sind die Diskussionen darüber nicht verstummt, ob die liberale, vom Individuum und seinen Rechten 
ausgehende Menschenrechtsphilosophie der Aufklärungszeit universelle Verbindlichkeit besitzen oder 
beanspruchen kann. Die Diskussionen und Zwischenergebnisse der vierziger Jahre aber beleuchten den 
Hintergrund und die Tiefe des Problems. Damit wirken sie auch auf die Menschenrechtsdebatte der späten 
achtziger Jahre erhellend ein.

Christian Tomuschat: Die Vereinten Nationen und die Menschenrechte
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/88, S. 14—24

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, deren Verabschiedung durch die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen sich am 10. Dezember 1988 zum 40. Male jährt, ist zum Symbol für ein neues 
Völkerrecht geworden, in dessen Mittelpunkt der Mensch und nicht mehr der Staat steht. Hervorgegangen 
aus den Schrecken des Zweiten Weltkrieges, hat dieses neue Völkerrecht mittlerweile weltweite Aner-
kennung erfahren. Die beiden Internationalen Pakte über bürgerliche und politische Rechte einerseits, 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte andererseits haben den politischen Impetus der Erklä-
rung in rechtsverbindliche Verpflichtungen umgesetzt. Zusammen mit den internationalen Übereinkom-
men gegen rassische Diskriminierung und gegen die Diskriminierung der Frau bilden die Pakte heute den 
Kem einer weltumspannenden Grundrechtsverfassung. Zum Menschenrechtsschutz im weiteren Sinne 
gehören auch die Versuche, die strafgerichtliche Verfolgung schwerer Menschenrechtsverletzungen zu 
institutionaliseren. wie auch die Maßnahmen der Entwicklungshilfe. Zweifelhaft ist hingegen bis heute, 
welchen Nutzen die sogenannten „Menschenrechte der dritten Generation“, etwa wie ein Recht auf Ent-
wicklung oder ein Recht auf Frieden, haben können.
Die Verfahren der Menschenrechtssicherung auf internationaler Ebene sind bis heute durch eine gewisse 
Schwäche gekennzeichnet. Immerhin erscheint bemerkenswert, daß die Erörterung menschenrechtsver-
letzender Situationen in der Generalversammlung und in der Menschenrechtskommission regelmäßig 
breiten Raum einnimmt. Bei der Verlagerung von Überwachungsfunktionen auf Sachverständigenaus-
schüsse dominiert das Berichtsprüfungsverfahren, während Individual- und Staatenbeschwerdeverfahren 
erst einen nachrangigen Platz einnehmen. Fortschritte können wohl gegenwärtig allein auf dem Gebiet der 
Tatsachenfeststellung erzielt werden.
Die größten Erfolge haben die Vereinten Nationen bei der Rechtsetzung erzielt, während es den Ergeb-
nissen der Kontrollverfahren durchweg an rechtlicher Verbindlichkeit fehlt. Trotzdem sollte die Wirksam-
keit dieser Mechanismen jedenfalls in langfristiger Perspektive nicht unterschätzt werden, zumal sich das 
Bemühen um vermehrte Objektivierung in den letzten Jahren sichtbar verstärkt hat.



Otto Luchterhandt: Zum Stand der Freiheitsrechte in den Warschauer-Pakt-Staaten
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/88, S. 25—34

Der Verfasser gibt auf der Grundlage des von einer (beim Bundesministerium der Justiz tätigen) Unab-
hängigen Wissenschaftlerkommission 1987 Vorgelegten Berichts „Menschenrechte in den Staaten des War-
schauer Pakts“ einen aktualisierten Überblick über die derzeitige Menschenrechtssituation in der UdSSR, 
Bulgarien, DDR, CSSR, Rumänien, Polen und Ungarn. Er kommt zu dem Ergebnis, daß die Reform-
politik Gorbatschows gerade auf diesen Bereich zwar einen unverkennbar günstigen Einfluß hat, die bis-
herigen Auswirkungen in den WP-Staaten jedoch äußerst unterschiedlich sind: Während Ungarn inzwi-
schen den völkerrechtlich gebotenen Menschenrechtsstandards weitgehend gerecht wird, haben die Ver-
hältnisse in Rumänien einen Höhepunkt der Unterdrückung erreicht. Die Unterschiede zwischen den 
WP-Staaten betreffen schon längst nicht mehr nur das politische „Regime“, sondern das jeweilige „poli-
tische System“.

Norbert Brieskorn: amnesty international. Wege und Bemühungen einer Gefangenen-
hilfsorganisation
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/88, S. 35—44

Die Gründung von amnesty international (ai) im Jahre 1961 fällt in die Zeit der Entkolonialisierung und 
einer weltweiten Konsenssuche. Der Kampf vieler Staaten um Souveränität nach innen und außen ließ die 
Sorge um den Schutz der Menschenrechte wachsen; der zerbrochene Konsens, einst von Europa bestimmt, 
Heß danach fragen, ob nicht die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ vom 10. Dezember 1948 eine 
neue Konsensbasis abgäbe.
ai, heute mit über 500 000 Mitgliedern die größte Menschenrechtsorganisation, setzt sich seit ihrer Grün-
dung für die Freilassung der Gefangenen ein, die wegen ihrer Überzeugungen, Hautfarbe, ethnischen 
Herkunft, Religion oder ihres Geschlechts in Haft sind und Gewalt weder angewendet noch befürwortet 
haben. Für alle politischen Gefangenen ohne Ausnahme fordert ai einen humanen Strafvollzug und ein 
faires Gerichtsverfahren. Den Kampf gegen die Folter und gegen die Verhängung der Todesstrafe hat ai 
aufgenommen, da es sich um unmenschliche, grausame und verrohende Verrichtungen handelt.
Den Prinzipien der Internationalität, der Unparteilichkeit, der Unabhängigkeit und der legalen Öffent-
lichkeitsarbeit weiß ai sich verpflichtet. Den vielfältigen Arbeitsweisen ai’s liegt jedesmal der Respekt vor 
dem Andersdenkenden, das Bekunden der Dialogbereitschaft und zugleich die Unbeirrbarkeit im Er-
suchen um Wahrung der Menschenwürde zugrunde.
Es sind die willentlich eingegangenen Begrenzungen, die ai stark gemacht haben: a) die Begrenzung auf die 
Achtung der Menschenrechte der Gefangenen, ohne den Zusammenhang aller Menschenrechte unterein-
ander zu leugnen, b) die Sorge um den Gefangenen als Menschen, ohne sich mit seinen Überzeugungen zu 
identifizieren, c) die Einschränkung auf das Ersuchen um Menschenrechtsschutz, ohne die Regierungen 
oder Regierende insgesamt bewerten zu wollen, d) die Suche danach, die Menschenrechte folgenreich 
werden zu lassen, ohne sich in Grundsatzdebatten um deren Begründung zu verlieren.
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